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Geodaten ohne Geodäten

Was ist fachliche Selbstgefälligkeit? Ein Raum, in dem nicht hinterfragt 
und gedacht wird.

Die LGB hat vor einem ausgewählten Publikum das Profi l der Geodäten 
diskutiert. Wir berichten auf Seite 111 darüber.

Geodaten sind Thema, sie sind in aller Munde; keine Lebenslage ohne 
Geodaten. Aber wo bleiben die Geodäten mit ihren Amts-, Betriebs- oder 
freiberufl ichen Einrichtungen? Sind sie Trittbrettfahrer bei der Herstellung 
und Vermarktung ihrer eigenen Produkte und Entwicklungen geworden? Auf 
diesem ersten Fachsymposium der LGB in Zusammenarbeit mit dem Hasso-
Plattner-Institut (HPI) an der Universität Potsdam referierten und diskutierten 
Experten, jeder mit einem anderen Blickwinkel.

Fakt ist, dass wir uns in einem fundamentalen Veränderungsprozess befi nden. 
Die Gründe dafür sind vielfältig, und manchmal stehen wir uns mit unserer 
Tradition dabei selbst im Weg. Die Erfassung von Vermessungsdaten, früher 
eine mystische Wissenschaft des Geheimen, wird heute durch sehr einfache 
und schnelle Anwendungen bestimmt. 

Ich gehe davon aus, dass diese traditionelle Aufgabe des Geodäten überholt 
ist. Nicht aber, und hier kommen erweiterte Aufgabenfelder auf uns zu, die 
Analyse, die Weiterverarbeitung und die Präsentation von Geodaten – bei-
spielsweise mit Geoinformationssystemen. An diesen Schnittstellen können 
wir uns beweisen, hier erwartet der Markt verlässliche Partner, zugleich aber 
auch eine größere Dynamik. 

Wir müssen nicht die Dinge lernen, die wir schon können.

Heinrich Tilly

- 1 -



- 2 - Nr. 2/2006



   ermessung Brandenburg�

Die Umsetzung von ALKIS®

Bis zur Einrichtung einer ALKIS®-Da-
tenhaltungskomponente durchlaufen die 
derzeitigen Datenbestände aus den Verfah-
renslösungen ALB und ALK ein dreistu-
fi ges Phasenkonzept, gegliedert in Vormi-
gration, Migration und Nachmigration. 

In der Vormigrationsphase werden die 
Datenbestände des Liegenschaftskatasters 
(ALK-Punktdatei, ALK-Grundrissdatei 
und  ALB-Sachdaten) hinsichtlich ihrer 
bisher erzielten Qualität einer Analyse 
unterzogen. Es erfolgt eine Qualifi zierung 
der Geobasisdaten ALB / ALK durch 
gegenseitigen fachlichen Abgleich sowie 
die Festlegung eines landesspezifi schen 
Grunddatenbestands.

Die Migrationsphase umfasst die Erar-
beitung eines Migrationskonzepts und die 

ALKIS® – Chance für den freien Berufsstand?
Das Amtliche Liegenschaftskataster-Informationssystem (ALKIS®) 
ist eine von drei Komponenten innerhalb des AFIS®-ALKIS®-AT-
KIS®-Konzepts (AAA) der Arbeits gemeinschaft der Vermessungs-
verwaltungen der Länder der Bundesrepublik Deutschland (AdV). Es 
beinhaltet laut AdV mit seinen Spezifi kationen und Funktionen den 
Teil des Liegenschaftskatasters, der die Informationen über die Nut-
zung und das Eigentum am Grund und Boden vorhält und benutzbar 
macht und ist unerlässlich zur Schaffung eines harmonisierten Geo-
datenbestands des amtlichen Vermessungswesens [AK LK, 2002]. 
Der Umstieg auf das neue Datenmodell erfordert große Kraftanstren-
gungen. Die Vermessungsverwaltung mit ihren knappen Ressourcen 
wird es schwer haben, diesen Umstieg in der gebotenen Eile und ohne 
Unterstützung zu bewerkstelligen. Der freie Berufsstand war schon 
beim Aufbau der Automatisierten Liegenschaftskarte eine große Stüt-
ze. Er sollte eine entsprechende Rolle auch beim Umstieg auf das neue 
Datenmodell spielen.

softwaretechnische Überführung der Daten 
in eine ALKIS®-Datenhaltungskomponen-
te unter Beachtung des Migrationskon-
zepts sowie des Grunddatenbestands.

In der Nachmigrationsphase erfolgt eine 
softwaretechnische Überprüfung des Mi-
grationsergebnisses, die stichprobenartige 
Bestandsdatenanalyse der Normbasierten 
Austauschschnittstelle (NAS) sowie eine 
Korrektur und ggf. Ergänzung der über-
führten Daten.

Einführung im Land Brandenburg
Das Land Brandenburg befi ndet sich zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt in der Vormi-
grationsphase. In diesem Zusammenhang 
wurden zwei Pilotprojekte im Landkreis 
Barnim sowie in der Stadt Frankfurt 
(Oder) zur exemplarischen Überführung 

Frank Konopka
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von Da ten der Liegenschaftskarte (ALK, 
Punkt- und Grundrissdatei) und des Lie-
genschaftsbuchs (ALB) in das AAA-Da-
tenmodell initiiert. Die Projektberichte 
des Projektteams „ALKIS®-Pilotierung“ 
zu diesen Verfahren liegen bereits vor.

Beteiligung des freien Berufs stands?

Die Beantwortung der Frage, ob die Ein-
führung von ALKIS® für den freien Beruf 
eine Chance darstellt, ist unabdingbar 
mit der Frage verbunden, ob dieser über-
haupt in der Lage ist, sich in den Prozess 
einzubringen und wenn ja, wie? Ohne 
eine Wertung vorwegzunehmen, ist fest-
zustellen, dass der freie Beruf – im Rah-
men des FALKE-Projekts intensiv mit 
der ALK, dem ALB und deren bekannten 
Unzulänglichkeiten beschäftigt – bislang 
aber in keiner Weise an dem Prozess der 
Einführung des neuen Systems beteiligt 
war. Dass kein Vertreter des freien Berufs 
in den entsprechenden Gremien, sprich 
Projektteams, vertreten ist, mag sicher 
nicht nur an den Verantwortlichen in der 
Vermessungsverwaltung liegen.

Betrachtet man im engeren Sinne die 
Möglichkeiten der Mitarbeit des freien 
Berufs im Prozess der ALKIS®-Einfüh-
rung, ist das Augenmerk u.a. auf das 
ALKIS®-Phasenkonzept zu legen. Wie 
vorangehend beschrieben, gliedert sich 
dieses Konzept in Vormigration, Migration 
und Nachmigration. Während sowohl die 
Phase der Migration mit der Bereitstellung 
qualifi zierter, exemplarischer Datenbe-
stände, deren Überführung in eine Daten-
haltungskomponente als auch die Phase 
der Nachmigration mit der Festlegung 
der Daten, die nach der Migration erfasst 
werden sollen, kaum Ansatzpunkte für 
eine Tätigkeit des freien Berufs bieten, ist 
jedoch in der Vormigrationsphase ein so 

hoher Arbeitsaufwand zu bewältigen, dass 
die Mitwirkung des freien Berufs geboten 
erscheint. Gemäß Bericht des Projektteams 
„ALKIS®- Pilotierung“ kristallisieren sich 
in diesem Zusammenhang zwei Hauptziel-
richtungen heraus.

Das sind zum einen die Qualitätsstei-
gerung der Liegenschaftsdaten durch die 
Verbesserung der Aktualität und Genauig-
keit, und zum anderen die Harmonisierung 
redundanter Informationen zwischen der 
ALK und dem ALB als Voraussetzung 
der gemeinsamen Führung von Sach- und 
Geometriedaten.

Die Verbesserung der Qualität der 
Lie genschaftsdaten hat ein bedeutendes 
Gewicht bei Schaffung der Migrations-
voraussetzungen für ALKIS®. Es besteht 
Einigkeit darüber, dass eine höhere Qua-
lität der Datenbestände zu einer wesent-
lichen Vereinfachung der Vormigration 
beiträgt.

Die sich hierbei ergebenden Schwer-
punkte sind allseits bekannt:
• Abgleich zwischen Liegenschaftsbuch 

und Liegenschaftskarte
• Beseitigung von Redundanzen der Ei-

gentümerangaben im ALB
• Beseitigung redundanter Angaben der 

verschlüsselten und unverschlüsselten 
Lagebezeichnungen 

• Erfassung der gesetzlichen Klassifi -
zierungen nach Straßen- und Wasser-
recht 

• Verbesserung der geometrischen Kar-
tengrundlage

• Einführung weiterer Gebäudeattribu-
te 

• Festlegung des kommunalen Grundda-
tenbestands

• vollständiger Gebäudenachweis mit 
der amtlichen Gebäudeadresse
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• Aufl ösung von Flurstücksüberhaken in 
der ALK

• Bildung von Bauteilen
• Bildung von Baublöcken als Flächen-

objekte

Verbesserung der Kartenqualität als 
Schwerpunkt

Die Überführung der analogen Liegen-
schaftskarte in die digitale Form im 
Rahmen des Projekts FALKE hat deren 
geometrische Qualität nicht spürbar ver-
bessert. Dies war auch nicht Ziel des 
geförderten Projekts. Die geometrische 
Qualität entspricht im Grunde der ihrer 
analogen Vorgänger aus der Zeit des preu-
ßischen Katasters. Umfangreiche Unter-
suchungen der Vermessungsverwaltung 
in Zusammenarbeit mit dem freien Be-
rufsstand und mit der TU Berlin haben zu 
dem Ergebnis geführt, dass eine Verbesse-
rung der geometrischen Genauigkeit der 
Kartengrundlage grundsätzlich nur durch 
vollständige Auswertung des vorhande-
nen Katasterzahlenwerks und durch er-
gänzend notwendige Passpunktbestim-
mungen mit Hilfe örtlicher Messungen 
erfolgen kann. Die Angaben der tatsäch-
lichen Nutzung sowie der Gebäudeadres-
sen stimmen zum großen Teil nicht mit 
den heutigen Gegebenheiten und dem 
amtlichen Nachweis überein bzw. sind 
noch nicht vorhanden. Zwischen ALK 
und ALB existieren zahlreiche Wider-
sprüche. In vielen Bereichen fehlt in der 
ALK die Darstellung der Gebäude, die 
nicht der Gebäudeeinmessungspfl icht 
unterlagen.

Bei der Aktualisierung der tatsächlichen 
Nutzung und der Gebäudeadressen geht 
man davon aus, dass diese mit Hilfe von 
Digitalen Orthophotos (DOP) bewerkstel-
ligt werden kann bzw. entsprechende Daten 

von den Kommunen abgefordert werden 
können. Für die Erfassung fehlender Ge-
bäude sollen vorrangig ATKIS®-Daten 
sowie die DOP ausgewertet werden. 

Das Katasteramt des Landkreises Ucker-
mark rechnet auf der Grundlage der dort 
durchgeführten Pilotprojekte für den Zeit-
raum 2006 bis etwa 2010 mit folgendem 
Arbeitsaufwand:
• Verbesserung der Geometrie (ohne 

Be seitigung von Widersprüchen im 
Kataster bzw. der Abweichungen in 
Gebieten ohne Zahlenwerk) – ca. 40 
Personenjahre je Katasteramt

• Aktualisierung der ALK – ca. 23 Per-
sonenjahre je Katasteramt

Damit ergibt sich ein Gesamtpersonalbe-
darf von ca. 16 Mitarbeitern je Amtsbereich 
über einen Zeitraum von 4 Jahren. Da in der 
vorgenannten Schätzung noch nicht alle 
migrationsrelevanten Aspekte der Prüfung 
und Verbesserung der Liegenschaftsdaten 
sowie Schulungs- und Einarbeitungszeiten 
der Mitarbeiter berücksichtigt wurden, 
ist davon auszugehen, dass der Perso-
nalbedarf über den genannten Zeitraum 
wesentlich höher sein wird als angenom-
men. Offensichtlich ist aber auch, dass mit 
dem Auslaufen des FALKE-Projekts die 
Katasterämter bestrebt sein werden, den 
frei werdenden Personalbestand in den 
Bereich „ALKIS®-Migration“ zu verlegen. 
Dennoch erscheint diese Aufgabe aufgrund 
des doch immensen Aufwands ohne Be-
teiligung des freien Berufs nicht lösbar. 
Gerade im Bereich der Verbesserung der 
Kartengeometrie, der Auswertung des Ka-
tasterzahlenwerks sowie der Analyse und 
Beseitigung auftretender Widersprüche 
verfügt der freie Beruf in Brandenburg 
über eine mindestens 10-jährige Erfahrung 
und über entsprechend qualifi ziertes und 
motiviertes Personal;  ein Potenzial, wel-
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ches uneingeschränkte Effi zienz bei der 
Bearbeitung der vorgenannten Probleme 
erwarten lässt. 

Wettbewerb contra Qualität?
Im Gegensatz zu den Arbeiten im Projekt 
FALKE sieht das Land bei der Bestim-
mung von Grenz- bzw. Passpunkten und 
der fl ächenhaften Auswertung des Katas-
ternachweises offenbar die Möglichkeit, 
die Ausübung dieser Tätigkeiten nicht nur 
auf den freien Berufsstand im Land zu 
beschränken. Hintergrund dieser Vorge-
hensweise sind mögliche Kosteneinspa-
rungen durch einen gezielten Wettbewerb. 
Ein derartiger Wettbewerb realisiert sich 
unter der derzeitigen wirtschaftlichen Si-
tuation in aller Regel eher als Preis- denn 
als Qualitätswettbewerb. Die Durchset-
zung entsprechender Qualitätsmaßstäbe 
erscheint bei einer derartigen Vergabepra-
xis und dem damit verbundenen erhöhten 
Kontroll- und Prüfaufwand durch die Ka-
tasterverwaltung wenig effi zient. 

Selbstredend steht auch der freie Be-
ruf für einen Wettbewerb. Die in der 
Vergangenheit durch die Katasterämter 
praktizierte Vergabepraxis war aber eher 
durch „Gebietsschutzpraktiken“ geprägt. 
Ein Qualitätswettbewerb wurde dadurch 
in keiner Weise gefördert, ja mithin un-
terbunden. Bei einer Entscheidung für 
einen Wettbewerb im Zusammenhang mit 
der Qualitätsverbesserung des Katasters 
wäre ein entsprechendes Qualifi kations-
verfahren innerhalb des ÖbVI-Berufstands 
durchaus sinnvoll. Somit würden zum 
einen kostenreduzierende Potenziale ge-
neriert, zum anderen innovations- und 
investitionsbereite Büros gefördert.

Zur Schaffung der Migrationsvoraus-
setzungen für ALKIS® ist, auch aufgrund 
der in der Vergangenheit modellhaften 

Zusammenarbeit der Katasterverwaltung 
mit dem freien Berufsstand im Rahmen 
des Projekts FALKE, ein diesem Projekt 
angelehntes Verfahren denkbar. Die direk-
ten, mit der Schaffung der Migrationsvo-
raussetzungen verbundenen Tätigkeiten 
könnten beim freien Beruf konzentriert und 
eine Ausrichtung der Katasterbehörden 
auf Kontroll- und Übernahmeprozesse 
(Kerngeschäft) realisiert werden.

Kommunale Informationssysteme 
mit einbeziehen
Dieses Modell macht insbesondere dann 
Sinn, wenn man bedenkt, dass mit der 
Einführung von ALKIS® als einheitli-
cher Geodatenbestand die Chance, aber 
auch die Notwendigkeit besteht, die kom-
munalen Informationssysteme auf eine 
einheitliche Datenbasis zurückzuführen. 
Im gleichen Kontext ist somit auch die 
Initiative des Landkreistags des Landes 
Brandenburg zur Schaffung eines nor-
mativen GeoInformationsSystems, das 
unter Berücksichtigung des bundesweit 
einheitlichen ALKIS®-Standards aufge-
baut werden sollte, zu sehen.

Die gegenwärtige Situation der Fach-
datenhaltung in den Landkreisen und 
den Kommunen ist von einer äußerst 
inhomogenen Datenlandschaft geprägt. In 
den einzelnen Fachbereichen werden die 
fachspezifi schen Daten zum Teil noch in 
analoger Form geführt, bestenfalls in ei-
genen GIS-Applikationen. Dies erschwert 
maßgeblich den Informations- und Da-
tenaustausch zwischen den jeweiligen 
Verwaltungsstrukturen, ganz zu schweigen 
von einer Datenabgabe an externe Nutzer 
der privaten Wirtschaft. Die sich aus einer 
Vereinheitlichung der Datenbasis erge-
benden erheblichen Effi zienzeffekte im 
Verwaltungshandeln und die damit verbun-
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denen Mehrwerte liegen dabei quasi auf der 
Hand. Hieraus ergibt sich die zwingende 
Notwendigkeit der Georeferenzierung 
kom munaler Fachdatenbestände.

Der ÖbVI als „integrierter Daten-
dienstleister“
Die mittlerweile schon fast zum Standard 
eines ÖbVI-Büro gehörenden GIS- bzw. 
Datenbankanwendungen sowie das Wis-
sen um kommunale Verwaltungsprozesse 
und deren Anforderungen an die Datener-
hebung und –verwaltung prädestinieren 
den ÖbVI geradezu als „Schnittstelle“ 
zwischen Geobasisdaten und dem kom-
munalen GIS. Die Schaffung der Mi-
grationsvoraussetzungen für ALKIS® im 
sachlichen und zeitlichen Zusammenhang 
mit der Harmonisierung der kommunalen 
Fachdaten durch den freien Beruf  als „in-
tegrierten Datendienstleister“ ermöglicht 
eine zeitgleiche und qualitätsgerechte 
Umsetzung der Geobasis- und Fachdaten 
auf den bundeseinheitlichen Standard.

Der notwendige Blick über den 
Tellerrand
Es wäre falsch, die vorgenannten Pro-
zesse lediglich im Rahmen einer ge-
genwärtigen bzw. zukünftigen landes- 
und bundesweiten Entwicklung auf dem 
Sektor der Katastersysteme zu verstehen. 
Das geeinte Europa stellt seine nati-
onalen Volkswirtschaften als auch die 
nationalen Rechtsnormen immer mehr 
auf einheitliche Grundlagen ab. Es wäre 
blauäugig zu denken, diese Entwicklung 
ginge am amtlichen Vermessungswesen 
Deutschlands und am freien Beruf vor-
bei. Im Gegenteil, dieser Prozess läuft 
bereits und gewinnt immer mehr an Fahrt. 
So zielt die Initiative der Europäischen 
Union „INSPIRE“ auf die Zusammen-

führung der nationalen Geodaten-Infra-
strukturen in einem einheitlichen euro-
päischen Geoportal. Die Einführung von 
AFIS®-ALKIS®-ATKIS® erweist sich als 
ein Schritt in die Richtung der Harmoni-
sierung europäischer Geodatenstruktu-
ren. Als standardisierte Verfahren gemäß 
den internationalen Richtlinien des Open 
Geospatial Consortium (OGC) werden 
sie die herkömmlichen individuellen 
Anwendungen und Systeme ersetzen, 
um gleichzeitig ein Höchstmaß an In-
teroperabilität zu gewährleisten. Allein 
anhand der in den letzten Jahren rasant 
fortschreitenden Entwicklung auf  dem 
Gebiet des Vermessungswesens ist abzu-
sehen, dass die Geoinformatik in Zukunft 
die bestimmende Technologie für die 
Katasterarbeiten sein wird.  

Dabei sind öffentliche Systeme in der 
Regel weniger fl exibel und kundenorien-
tiert als private Organisationen. Die freie 
Marktwirtschaft verlangt nach Flexibi-
lität für den Immobilienmarkt, die Nut-
zungsplanung und Landnutzung. Private 
Organisationen zeichnen sich aber eher 
als öffentliche Institutionen dahingehend 
aus, dass sie fl exibler und schneller auf 
sich ändernde äußere Bedingungen und 
Kundenwünsche reagieren können. So 
gewinnt der private Sektor mehr an Be-
deutung, wobei der öffentliche Sektor 
sich zur Gewährleistung der Sicherheit 
auf die Überwachung und Kontrolle kon-
zentriert. In diesem Zusammenhang muss 
jedoch zweifelsfrei klargestellt werden, 
dass es sich bei derartigen Denkansätzen 
hinsichtlich der Aufgabenerfüllung im 
Vermessungswesen nicht um eine trivia-
le Verlagerung bisheriger Aufgaben von 
dem öffentlichen auf den privaten Sektor 
handeln kann. Vielmehr schafft eine ver-
änderte technische und organisatorische 
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Struktur im amtlichen Vermessungswesen 
völlig neue Arbeitsbereiche, die ausgefüllt 
werden müssen. Verfahrensentwicklung, 
Datenerhebung und -pfl ege, Datenverwal-
tung, Qualitätsmanagement, Distribution 
von Daten, Kundenbetreuung, enge Zu-
sammenarbeit mit dem öffentlichen Sektor 
könnten beispielsweise zukünftige Tätig-
keitsbereiche des freien Berufs sein. 

Die Chance eines neuen Selbst-
verständnisses
Die Chance, einen angemessenen Platz 
im Vermessungswesen der Zukunft ein-
zunehmen, liegt aber einzig und allein in 
der Selbsterkenntnis des freien Berufs-
stands. Die Anforderungen daran haben 
Jürg Kaufmann und Daniel Steudler im 
Abschlussbericht der FIG-Arbeitsgruppe 
7.1 „CADASTRE 2014 – Die Vision eines 
zukünftigen Katastersystems“ folgender-
maßen treffend beschrieben:
„Geometer müssen in erster Linie erken-
nen, dass die Technik den Beruf verändert. 
...
Nach Verinnerlichung dieser Änderun-
gen muss der Geometer das Phänomen 
der öffentlich-rechtlichen Landobjekte 
mit berücksichtigen. Während er früher 
alle Aspekte des privaten Grundbesitzes 
kennen musste, wird heute vorausgesetzt, 
dass er den Bedarf der Gesellschaft an 
allen möglichen Arten von Landobjekten, 
die rechtlichen Grundlagen und die Ver-
fahren für die Defi nition sowie die Ände-
rung von Landobjekten, die technischen 
Methoden für die Behandlung von Land-
objekten sowie die wirtschaftlichen und 
ökologischen Folgen des Vorhandenseins 
der Landobjekte versteht.
Geometer müssen sich auf diese Aspekte 
konzentrieren, ihre Fertigkeiten auf die-
sem Gebiet durch Ausbildung und stän-

dige berufl iche Weiterbildung verbessern 
und mit der Einübung der Rolle des Fach-
manns für alle Aspekte von landbezoge-
nen Angelegenheiten beginnen.“

Die Chance des freien Berufs liegt 
also weniger in der Zuweisung neuer 
Aufgabenfelder durch den Staat, als in 
der Identifi zierung mit einem völlig neu-
en Berufsbild. Weg von der verstaubten 
„preußischen“ Katastermessung, hin zu 
neuen Technologien der Geoinformatik. 
Der ÖbVI als sach- und fachkundiger 
Partner der öffentlichen Verwaltung in 
Sachen Geoinformationen.

Literatur:

Arbeitskreis Liegenschaftskataster 
(AK LK): Profi l eines zukunftsori-
entierten Liegenschaftskatasters, 
Dezember 2002

Projektteam „ALKIS-Pilotierung“ des 
Landes Brandenburg, „Bericht zu den 
Arbeiten des Projektteams „ALKIS-
Pilotierung“ im Rahmen der Struktur-
reform des amtlichen Vermessungswe-
sens des Landes Brandenburg 2004“

Projektteam „Qualitätsverbesserung der 
Inhalte des Liegenschaftskatasters“ des 
Landes Brandenburg, „Projektbericht 
Qualitätsverbesserung der Inhalte des 
Liegenschaftskatasters” 1.03.2006

Jürg Kaufmann , Daniel Steudler „Cadastre 
2014 - DIE VISION EINES ZUKÜNF-
TIGEN KATASTERSYSTEMS“, Juli 
1998
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Der Amtliche Lageplan

Der Amtliche Lageplan nach der Bauvorlagenverordnung ist immer 
wieder Gegenstand von intensiven Diskussionen über seine Funktion 
und Notwendigkeit im bauaufsichtlichen Verfahren. Im Zuge der Be-
mühungen um Entbürokratisierung, Deregulierung und den Abbau von 
Normen und Standards stehen die bauaufsichtlichen Verfahren und 
damit verbunden der Amtliche Lageplan verstärkt auf dem Prüfstand. 
Dabei sollten die Erfahrungen derjenigen einbezogen werden, die mit 
dem Amtlichen Lageplan in der täglichen Praxis arbeiten. Nachfolgend 
sind daher Beiträge zusammengestellt, die sich aus Sicht des BDVI 
Brandenburg, der Bauaufsichtsbehörde und eines Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieurs mit der derzeitigen Situation und Bedeutung 
sowie der Zukunft des Amtlichen Lageplans auseinandersetzen.

Wolfgang Schultz

Der Amtliche Lageplan – ein effi zientes Werkzeug 
im bauaufsichtlichen Genehmigungsverfahren
Vermessungstechnische Leistungen sind 
unverzichtbarer und integraler Bestand  -
teil jeder Planung und Errichtung von 
Gebäuden und anderen baulichen Anla-
gen. Die Bebaubarkeit eines Grundstücks 
sachgerecht zu entscheiden und die damit 
ver bundenen Nachbarinteressen gebüh-
rend zu berücksichtigen, ist ohne Kenntnis 
der rechtmäßigen Grenzen und der vor-
handenen Bebauung nicht möglich.

Der Amtliche Lageplan als 
Bauvorlage
Der Amtliche Lageplan bildet auf der 
Grundlage vermessungstechnischer Er-
mittlungen das gesamte Spektrum der für 
die Planung und Ausführung von Bauvor-
haben wesentlichen öffentlich-rechtlichen 
Vorschriften ab und führt eine Vielfalt 
rechtlicher, technischer und interpre ta tiver 

Fragen zusammen. Der Amtliche Lageplan 
ist in einem modernen Bauantragverfah-
ren, wie es in Brandenburg praktiziert 
wird, gar nicht mehr weg zu denken, denn 
er gibt der unteren Bauaufsichtsbehörde 
den erforderlichen Gesamt überblick für 
die grundsätzliche Beurteilung eines Bau-
vorhabens. Dabei garantiert der Amtliche 
Lageplan insbesondere rechtsverbindliche 
Aussagen zu den Grundstücks grenzen. Er 
beurkundet die rechtmäßige Grenzsituati-
on des Baugrundstücks auf der Grundlage 
der örtlichen Vermessung von Grenzen 
unter umfassender fachkundiger Auswer-
tung aller vorliegenden Katasterinformati-
onen. Damit stellt der Amtliche Lageplan 
eine der wichtigsten Bauvorlagen und die 
wesentliche Grundlage für die rechtssi-
chere Beurteilung der Zulässig keit eines 
Bauvorhabens dar. Mit der integrierten 
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Darstellung aller relevanten Rahmenbe-
dingungen liefert der Amtliche Lageplan 
den unteren Bauauf sichts  be hör den eine 
optimale Entscheidungs grundlage und 
dient damit dem Gemein wohl sowie der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung.

Die entsprechend dieser grundlegenden 
Bedeutung hohe Akzeptanz des Amtlichen 
Lageplans bei den unteren Bauaufsichtsbe-
hörden verdeutlichen die am 1. Juni 2006 
von der Kienbaum Management Consul-
tants GmbH vorgestellten Erhebungser-
gebnisse der „Evaluation der Brandenbur-
gischen Bauordnung“. Sechs von sieben 
befragten unteren Bauaufsichts behörden 
bestätigten, dass sich der Amtliche La-
geplan als Bestandteil der Bauvorlagen 
bewährt hat und regten darüber hinaus die 
verstärkte Integration von Amtlichem La-
geplan, objektbezogenem Lageplan sowie 
Grundstücksentwässerungs- und Außen-
anlagenplan an. Die Standardisierung und 
Typisierung der Bauvorlagenverordnung 
wurde von Verwaltungsseite ohne Ausnah-
me als zweckdienlich angesehen.

Beitrag zur Entbürokratisierung
Durch seine mit öffentlichem Glauben ver-
sehene Beurkundung stellt der Amtliche 
Lageplan einen unverzichtbaren Beitrag 
zum Bürokratieabbau dar. Schließlich er-
schöpft sich Entbüro kra ti sierung nicht in 
der Eindämmung der Normenfl ut, Deregu-
lierung oder Entstaatlichung; Entbürokra-
tisierung bedeutet auch Verwaltungsver-
einfachung. Und indem die Bauaufsichts-
behörde auf die Richtigkeit der öffentlich 
beurkundeten Inhalte der Bauvorlage 
vertrauen kann, führt der Amtliche La-
geplan unmittelbar zu einer Reduzierung 
staatlicher Prüfungen und trägt damit ent-
scheidend zu einer nachhaltigen Beschleu-
nigung von Bauvorhaben bei. Durch die 

Verwaltungsvereinfachung erhöht sich die 
Verantwortung der Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieure (ÖbVI) bzw. der 
behördlichen Vermessungsstellen, indem 
sie die unein geschränkte Haftung für die 
Richtigkeit der beurkundeten Inhalte des 
Amtlichen Lageplans übernehmen. Da-
rin ist nicht zuletzt die Festschreibung 
des Amtlichen Lageplans als hoheitliche 
Aufgabe begründet, die laut Brandenbur-
gischer Bauvorlagenverordnung nur von 
ÖbVI oder behördlichen Vermessungsstel-
len wahrgenommen werden darf.

Zusatzfunktionen des Amtlichen 
Lageplans
Über die Verwendung in den Bauaufsichts-
behörden hinaus garantiert der Amtliche 
Lageplan dem Bauherrn ein hohes Maß 
an Investitionssicherheit. Dieser erhält 
durch die vermessungs technische Leistung 
eine gesicherte und umfassende Bau-
vorlage zum Nachweis der Einhaltung 
öffentlich-rechtlicher Bau vorschriften und 
damit Rechts- und Planungssicherheit zur 
Abwehr unbegründeter nachbarrechtli-
cher Ansprüche. Aber auch die Nachbarn 
erhalten durch den Amtlichen Lageplan 
wirksamen Schutz vor einer unzulässigen 
Beeinträchtigung ihres Grundeigentums. 
Oft ist er einzige Grundlage bei der Nach-
barbeteiligung nach § 64 der Branden-
burgischen Bauordnung und damit ein 
wirksames Instrument, um der allgemein 
steigenden Anzahl von Nachbarschafts-
klagen entgegenzu wirken.

Der Amtliche Lageplan ist bereits in 
der Planungsphase ein grundlegendes Do-
kument. Er gestattet zum Beispiel eine 
genehmigungsfähige Einordnung des Bau-
vorhabens, wenn Bauherr und Ob jektplaner 
ein Bauanzeigeverfahren vorsehen und 
sich dabei in Eigenverantwortung ein 
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vollständiges Bild über die Zulässigkeit 
ihres Vorhabens verschaffen müssen. Glei-
chermaßen ist er unverzicht bare Grundlage 
zur optimalen Ausnutzung des Bau raums. 
Angesichts der Be stre bungen um fl ächen-
sparendes Bauen kommt ihm damit eine 
erhöhte Bedeutung für den Ressourcen-
schutz zu. Den Belangen des Natur- und 
Umwelt schutzes trägt die Aufnahme und 
Darstellung der ökologisch zu be wertenden 
To pographie und des Baumbestands Rech-
nung.

Neben den Anforderungen im Bauge-
nehmigungs verfahren spielt auch die Wei-
ter nutzung des Amtlichen Lageplans durch 
die Eigentümer der Grund stücke für die 
Bauwerksabsteckung, die Gebäude ein-
messung, die Gestaltung von Außenan-
lagen, die Eintragung von Medien  trägern 
oder Dienstbarkeiten als Beleg gegenüber 
Ämtern, Banken oder Versicherungen eine 
wachsende Rolle. 

Zukunftsperspektiven
Wenn man die gegen wärtigen technischen 
Veränderungen betrachtet, gewinnt der 
Amtliche Lageplan auf der Basis einer 
sich rasant entwickelnden Geodatenin-
frastruktur (GDI) und den kommenden 
Möglichkeiten digitaler Bauanträge noch 
wesentlich an Bedeutung. Es ist nur eine 
Frage der Zeit, wann Bauvorlagen digital 
erstellt, bearbeitet und beschieden werden. 
Die Georeferenzierung des Bauvorhabens 
in den Amtlichen Bezugssystemen stellt 
dabei den Schlüssel zu einer modernen, 
auf GIS-Technologien basierenden Ver-
waltungstätigkeit dar. Ausschlaggebend 
für eine effi ziente Datenverwendung im 
Rahmen des eGovernments ist deshalb 
die in der Brandenburgischen Bauvor-
lagenverordnung verankerte Forderung, 
den Amtlichen Lageplan im amtlichen 

Lage- und Höhenbezugssystem zu er-
stellen. Gerade für das in Brandenburg 
erfolgreich realisierte Baugenehmigungs-
verfahren mit Konzentrationswirkung wird 
sich die Amtliche Georeferenzierung beim 
Einsatz entsprechender GIS-Technologien 
als wesentlicher Katalysator im Verfah-
rensablauf erweisen. In der Anwendung 
dieser Technologien steckt das Potential 
für eine tatsächliche und für alle am Bau 
Beteiligten spürbare Entbürokratisierung, 
was nicht zuletzt als ein wichtiger Beitrag 
für den Investitionsstandort Brandenburg 
einzuschätzen ist.

Neuaufl age des Kommentars zum 
Amtlichen Lageplan
Die Bedeutung des Amtlichen Lageplans 
ist mit der Entwicklung des Bauplanungs- 
und Bauordnungs rechts als umfassende 
Visualisierung des Bauvorhabens wei-
ter gewachsen. Das gilt für komplizierte 
Sachverhalte groß räumiger Bauvorhaben 
und für Vereinfachungen im Baugenehmi-
gungs verfahren, zum Beispiel das Bauan-
zeigeverfahren, gleicher maßen.

Die Landesgruppe Brandenburg im Bund 
der Öffentlich bestellten Vermessungs-
ingenieure e.V. (BDVI) hat sich deshalb 
entschlossen, den bereits im Juli 2002 
in erster Aufl age erschienenen und mitt-
lerweile vergriffenen „Kommentar zum 
Amtlichen Lageplan“ neu herauszuge-
ben. Ende vergangenen Jahres wurde mit 
dieser zweiten Aufl age eine vollständige 
Neubearbeitung des Kommentars zum 
Amtlichen Lageplan vorgelegt, die dem 
aktuellen Stand der Brandenburgischen 
Bauvorlagenverordnung entspricht und die 
Neuregelungen des zweiten Änderungsge-
setzes zur Brandenburgischen Bauordnung 
berücksichtigt. Auf insgesamt 75 Seiten 
werden Fragen über die Notwendigkeit, 
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Ausschnitt aus dem Musterlageplan
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den Inhalt und die Anfertigung beantwortet 
und Hinweise zum Amtlichen Lageplan 
im bauaufsichtlichen Verfahren sowie 
zur weiterführenden Nutzung gegeben. 
Die Kommentierung orientiert sich an 
den in der Bauvorlagenverordnung de-
fi nierten Hauptinhalten des Amtlichen 
Lageplans. Im Vordergrund stehen die 
auf vermessungstechnischen Ermittlun-
gen basierenden rechtlichen, technischen 
sowie interpretativen Fragestellungen, die 
im Amtlichen Lageplan zusammenge-
fasst sind. Sämtliche in § 2 der Bauvor-
lagenverordnung vorgeschriebenen In-
halte sind ausführlich erläutert und mit 
aussagekräftigen Darstellungsbeispielen 
illustriert. Darüber hinaus wird besonde-
res Augenmerk auf die Integration von 
Amtlichem Lageplan und objektbezo-
genem Lageplan gelegt. Denn erst mit 
dem Projekteintrag werden im Amtlichen 
Lageplan alle entscheidungsrelevanten 
geometrischen, rechtlichen sowie sons-
tigen Belange zum Grundstück und dem 
Bauvorhaben im Zusammenhang ablesbar. 
Die im Kommentar enthaltenen Musterla-
gepläne zei gen, dass die integrierte Dar-
stellung des Amtlichen Lageplans und der 
geplanten baulichen Anlagen möglich ist, 
ohne dass die Übersichtlichkeit darunter 
leidet. Darüber hinaus wird veranschau-

licht, dass auch Außenanlagenplan und 
Grundstücksentwässerungsplan mit dem 
Amtlichen Lageplan kombiniert werden 
können, sofern die eindeutige Lesbarkeit 
gewahrt bleibt.

Die zeichnerische Ausgestaltung der 
Musterlagepläne ist das in der Arbeits-
gruppe Baurecht im BDVI Brandenburg 
zusammengetragene Ergebnis der lang-
jährigen Praxis zahlreicher ÖbVI. Damit 
können Kommentar und Musterlagepläne 
zu einer Standardisierung im Sinne einer 
einheitlichen grafi schen Darstellung und 
Transparenz im Erscheinungsbild beitra-
gen. 

Der Kommentar zum Amtlichen Lage-
plan wendet sich an alle Mitarbeiter in 
den Bauaufsichtsbehörden, die Bauvor-
lagen prüfen, an alle Bauingenieure und 
Architekten, die als Objektplaner und 
Bauvorlageberechtigte tätig sind, an die 
ÖbVI und behördlichen Vermessungsstel-
len, die Amtliche Lagepläne erstellen und 
nicht zuletzt an Bauherren und Investoren, 
die Amtliche Lagepläne in Auftrag geben 
und nutzen. Bestellungen können an die 
Geschäftsstelle der BDVI-Landesgruppe 
Brandenburg (Madlower Hauptstraße 7, 
03050 Cottbus; Tel. (03 55) 58 44 3.14 
oder info@bdvi-brandenburg.de) gerichtet 
werden.

„Der Amtliche Lageplan ist kein notwen-
diger Bestandteil .... Die Erstellung des 
Amtlichen Lageplanes dauert zu lange und 
behindert so den Ablauf.... Der Amtliche 

Markus Beck

Die Notwendigkeit des Amtlichen Lageplans 
im bauaufsichtlichen Verfahren aus Sicht einer 
unteren Bauaufsichtsbehörde

Lageplan wird für dieses spezielle Verfah-
ren nicht benötigt, weil.... Der Amtliche 
Lageplan ist zu teuer.“ Diese oder ähnli-
che Äußerungen hören die Mitarbeiter in 
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den Bauaufsichtsbehörden von den am 
Bau Beteiligten beinahe täglich. In den 
unbestreitbar wirtschaftlich schwierigen 
Zeiten im Bereich des Bauwesens, sei 
es nun auf der Seite der Bauherren oder 
auf Firmenseite, wird natürlich versucht, 
Kosten einzusparen. Dieser Versuch ist 
an sich auch als legitim zu betrachten, 
geht jedoch im Bereich des Amtlichen 
Lageplans oft am Ziel vorbei. Ohne die 
unbedingt notwendigen Planunterlagen 
ist eine Beurteilung des Bauvorhabens 
nicht möglich.

Der Amtliche Lageplan aus 
Ämtersicht
In der Brandenburgischen Bauvorlagen-
verordnung (BbgBauVorlV) ist der Amt-
liche Lageplan für die Mehrzahl der bau-
aufsichtlichen Verfahren als Bauvorlage 
vorgesehen. Damit ist die Bauaufsichts-
behörde formal berechtigt, den Amtlichen 
Lageplan in diesen Verfahren als Bauvor-
lage zu fordern. Diese formale Berech-
tigung tritt jedoch vor dem Hintergrund 
der Inhalte eines Amtlichen Lageplans 
in den Schatten. Der Amtliche Lageplan 
enthält Tatbestände an Grund und Boden 
wie z.B. die Grenzen und den Flächenin-
halt eines Grundstücks, den Bestand an 
geschützten Bäumen oder die vorhandene 
Bebauung. Diese Informationen sind in 
dem jeweiligen Verfahren von erheblicher 
Bedeutung. Zum einen entscheiden sie im 
Falle von Bäumen über die Notwendigkeit 
eines Fällantrags, zum anderen sind sie im 
Falle von Abständen der Bebauung von 
Grenzen zu Nachbargrundstücken von 
erheblicher Relevanz in der Problematik 
der Nachbarrechte. Dem Amtlichen Lage-
plan kommt mit dieser Multifunktionalität 
eine hohe Bedeutung im Rahmen des 
Verfahrens zu.

An dieser Stelle sei angemerkt, dass 
eine Darstellung der geplanten Bebauung 
und der jeweiligen Abstandsfl ächen im 
Amtlichen Lageplan von der Bauaufsicht 
favorisiert wird. Vorgesehen ist diese Dar-
stellung leider immer noch im objektbe-
zogenen Lageplan.

Im Rahmen des bauaufsichtlichen Ge-
nehmigungsverfahrens ist der Lageplan 
einer der wichtigsten Bauvorlagen über-
haupt. Anhand der dargestellten Tatbe-
stände für das Baugrundstück ist ein 
schneller Überblick über die grundsätz-
liche Genehmigungsfähigkeit möglich. 
Dies setzt eine vollständige Plandarstel-
lung des Baugrundstücks und auch der 
angrenzenden Grundstücke mit den bau-
rechtlich relevanten Tatbeständen voraus. 
In der überwiegenden Mehrzahl der Fälle 
sind die eingereichten Amtlichen Lage-
pläne auch von entsprechender Qualität, 
so dass eine erhebliche Vereinfachung 
für das Verfahren erreicht werden kann. 
Leider sind aber teilweise auch erhebliche 
Qualitätsunterschiede bei der Erarbeitung 
der Lagepläne zu erkennen. Mängel, die 
oftmals auf den ersten Blick nicht zu 
erkennen sind, sind dann letztendlich 
häufi g der Ausgangspunkt von Nachbar-
schaftsstreitigkeiten. Als Beispiel hierfür 
sind Angaben von Höhen auch auf den 
Nachbargrundstücken zu nennen. Auch 
die unterschiedlich gehandhabte Eintra-
gung von Bäumen im Plan durch die ÖbVI 
birgt immer wieder Schwierigkeiten für 
das Verfahren und führt letztendlich zu ei-
ner unnötigen Verfahrensverlängerung.

Die Zukunft des Amtlichen 
Lageplans
Um den Amtlichen Lageplan ohne jede 
Diskussion als notwendige Bauvorlage 
akzeptieren zu können, muss er aus der 
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Sicht der Bauaufsichtsbehörde folgende 
Bedingungen erfüllen:
• Der Lageplan muss sämtliche Informa-

tionen über das Grundstück enthalten, 
die für das entsprechende Genehmi-
gungsverfahren relevant sind.

• Der Amtliche Lageplan muss die beurtei-
lungsrelevanten Tatbestände einfach und 
möglichst auf einen Blick darstellen.

• Der Amtliche Lageplan muss landes-
weit von einer einheitlichen Qualität 
sein, die es allen Bauaufsichtsbehörden 
ermöglicht, diesen als standardisierte 
Bauvorlage anzusehen.

Wenn diese Kriterien erfüllt sind, ist 
es dem Bauherren sicherlich leicht zu 
erklären, warum er die fi nanziellen Mittel 
zur Erstellung des Lageplans aufwenden 
soll. Ein weiterer Schritt zur Erhöhung 
der Akzeptanz des Lageplans ist eine 
Überarbeitung der Gebührenordnung. 
Diese Überarbeitung soll jedoch nicht 
unbedingt zwingend mit einer Absen-
kung der Gebühren verbunden sein; eine 
Nachvollziehbarkeit der Ermittlung wäre 
in den meisten Fällen von erheblicher 
problemlösender Bedeutung.

Fazit
Bei einem Wegfall des Amtlichen Lage-
plans als notwendige Bauvorlage in den 
entsprechenden Genehmigungsverfahren 
nach Brandenburgischer Bauordnung wird 
eingeschätzt, dass es in der Vielzahl von 
Fällen zu erheblichen Mehraufwendungen 
im Bereich der Ermittlung der tatsächli-
chen Grundstücksverhältnisse kommen 
wird. Da diese Mehraufwendungen im 
Rahmen des Genehmigungsverfahrens 
erledigt werden müssen, ist mit einer 
Verlängerung der Genehmigungsverfah-
ren zu rechnen.

Bei einer entsprechenden Vereinfachung 
aller relevanten Darstellungen im Amtli-
chen Lageplan ist dieser aus heutiger und 
aus zukünftiger Sicht aus dem Baugeneh-
migungsverfahren nicht wegzudenken. 
Die Mehrfachdarstellungen in den einzel-
nen Lageplanvarianten sollten umgehend 
beseitigt werden, so dass jeder Inhalt nur 
einmal auftaucht und zu bewerten ist.

Nur mit dem Amtlichen Lageplan als 
Urkunde von einem ÖbVI ist sichergestellt, 
dass alle öffentlich-rechtlich relevanten 
Belange einwandfrei dargestellt werden.

Während sich die aktuelle Bedeutung 
des Amtlichen Lageplans in Brandenburg 
schon in der gesetzlichen Anforderung wi-
derspiegelt, soll hier eine Antwort auf die 
Frage nach der zukünftigen Berechtigung 
des Amtlichen Lageplans innerhalb der 
Bauvorlagen gegeben werden. Dabei wird 
Bezug auf die Diskussion zur Übernahme 
der bundeseinheitlichen Musterbauvorla-
genverordnung genommen.

Gunter Rodemerk

Die Zukunft des Amtlichen Lageplans
Im Verlauf der letzten Jahre wurde 

der Ruf nach Entbürokratisierung und 
Verschlankung des Staates immer lauter. 
Angesichts leerer öffentlicher Kassen, 
globaler Probleme und einem ungebrems-
ten Preiskampf wurde dieser Ruf schnell 
zum Zeitgeist und immer wieder gern 
medienwirksam zur Durchsetzung unter-
schiedlichster Interessen aufgegriffen. So 
ist es nachvollziehbar, dass diese Themen 
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auch nicht vor dem Baurecht Halt machen. 
Es lässt sich jedoch beobachten, dass aus 
„Entbürokratisierern“ schnell Verfechter 
von Recht und Gesetz werden, wenn sie 
selbst betroffen sind - sei es durch das 
eigene Bauvorhaben oder die Bauaktivität 
des Nachbarn. An dieser Stelle ist primär 
die Frage zu klären, ob man die tief in der 
mitteleuropäischen Tradition stehenden, 
und wie ich meine, angesichts knapper 
Bodenressourcen und hoher Sicherheits- 
und Lebensstandards berechtigten Normen 
halten möchte, oder ob man sich an den 
Baugewohnheiten anderer Kulturen orien-
tiert und bauherrliche Willkür maßgebend 
werden soll. Dies betrifft insbesondere 
den Brandschutz sowie das Abstandsfl ä-
chenrecht zugunsten ausreichender Be-
lichtung, Belüftung und Wahrung einer 
angemessenen Nachbardistanz. Vor die-
sem Hintergrund sollte die Frage nach der 
künftigen Notwendigkeit und Qualität von 
Bauvorlagen diskutiert werden.

Anmerkungen zur Musterbauvor-
lagenverordnung hinsichtlich der 
Bauvorlage „Lageplan“
Auch in Brandenburg steht die Ablösung 
der landesspezifi schen Bauvorlagenver-
ordnung durch die  Musterbauvorlagen-
verordnung des Bundes zur Diskussion. 
Bei einer Umsetzung des jetzigen Bear-
beitungsstands der Musterbauvorlagen-
verordnung würde der derzeit geforderte 
Amtliche Lageplan durch einen (einfa-
chen) Lageplan, der auf Grundlage der 
Amtlichen Flurkarte zu erstellen ist, ersetzt 
werden. Hinsichtlich des Inhalts dieses 
in der Musterbauvorlagenverordnung be-
nannten Lageplans besteht seitens des 
Berufsverbands der ÖbVI kein grund-
sätzlicher Diskussionsbedarf. Hier dürften 
die Forderungen der im Baugenehmi-

gungsverfahren Beteiligten maßgebend 
gewesen sein; es besteht weitgehende 
Übereinstimmung mit dem Amtlichen 
Lageplan. Dennoch ergibt sich aus den 
nachfolgend benannten Gründen ein we-
sentlicher Änderungsvorschlag zum Wort-
laut der Musterbauvorlagenverordnung: 
an Stelle des Lageplans sollte weiterhin 
der auf örtliche Vermessung basierende 
Amtliche Lageplan als Regelbauvorlage 
gefordert werden. Während der darzustel-
lende Inhalt unberührt bliebe, ergäbe sich 
ein wesentlicher Qualitätsunterschied – die 
Rechtsverbindlichkeit der geometrischen 
Darstellung, insbesondere der Kataster-
grenzen und Gebäude des Baugrundstücks 
und seiner Umgebung.   

Ist die Amtliche Flurkarte zur 
Erstellung von Bauvorlagen 
geeignet?
Die Amtliche Flurkarte liegt in absehbarer 
Zeit bundesweit, also auch in Branden-
burg, als Automatisierte Liegenschafts-
karte (ALK) fl ächendeckend digital vor. 
Zielstellung der mit EU-Fördermitteln 
unterstützten forcierten ALK-Einrichtung 
war in erster Linie die Flächendeckung 
mit hoch strukturierten und vielseitig 
nutzbaren Daten. Um angesichts der im-
mensen Datenmengen ein zeitnahes Er-
gebnis präsentieren zu können, musste der 
Vermessungsaufwand auf ein Minimum 
reduziert werden, leider zu Lasten der ge-
ometrischen Genauigkeit der ALK. Dieser 
Umstand ist für viele Nutzer bedeutungslos 
und wurde bewusst in Kauf genommen. 
Nach fl ächenhafter Fertigstellung der ALK 
wird die Verbesserung der Genauigkeit im 
Mittelpunkt der Arbeit der Vermessungs-
behörden stehen.

Das Erscheinungsbild der ALK in hoher 
grafi scher Qualität lässt auf eine eben-
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so hohe Lagegenauigkeit der Elemente, 
zum Beispiel der Grenzpunktkoordinaten 
schließen. Dies ist leider ein Trugschluss, 
da die ALK zu 95 % ein digitalisiertes 
Abbild der historischen Flurkarte ist. Die 
Digitalisierung dieser alten Flurkarten-
vorlagen konnte nur Lagegenauigkeiten 
im Meterbereich hervorbringen.

Ein Fehler in der Grenzlänge in der zu 
Grunde liegenden Flurkarte im üblichen 
Maßstab 1:3 000 von nur 0,5 mm bedeu-
tet 1,5 m Fehler in der Natur! Darüber 
kann auch die digitale Bereitstellung der 
Flurkarte oder ein Ausdruck im Maßstab 
1:500 nicht hinwegtäuschen. Durch die 
Auswertung verschiedenster Quellen wie 
Karten und Luftbilder kommt es zusätzlich 
zu Spannungen zwischen Grenzen und 
Gebäuden (Inhomogenitäten). 

Die Darstellung von Objekten (Flur-
stücke und Gebäude) in der Amtlichen 
Flurkarte in Form der ALK unterliegt 
drei Fehlerkomponenten, die einzeln oder 
kombiniert auftreten können:
1. Die absolute Verschiebung der Prä-

sentationskoordinaten zum Amtlichen 
Bezugssystem (Abb. 1).

2. Die relative Ungenauigkeit der Geo-
metrie der Objekte (Abb. 2). 

3. Die inhomogene Darstellung von Gren-
zen und Gebäuden (Abb. 3).

Während die erste Komponente die 
Absteckung eines Neubaus im Amtlichen 
Bezugssystem (zum Beispiel mittels satel-
litengestützter Verfahren) erschwert und 
in der Bauphase umfangreiche örtliche 
Grenzuntersuchungen erforderlich werden 
lässt, können die zweite und dritte Kompo-
nente sogar die geplante und genehmigte 
Bebauung verwerfen. 

Beispiel: Ein Baugrundstück, welches in 
der Amtlichen Flurkarte mit 16 m Breite 
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Fehlerkomponenten bei der 
Objektabbildung in der Amtlichen 
Flurkarte
Objektdarstellung (fehlerbehaftet) in 
Flurkarte - gestrichelt schwarz
Objektdarstellung (fehlerfrei) im Amtlichen 
Lageplan - durchgezogen rot 

Bild 1: Verschiebung (absolut) zum Amtli-
chen Lagebezug

Bild 3: Fehlerhafter Bezug zwischen Gren-
zen und Gebäuden (Inhomogenität)

Bild 2: Relative Ungenauigkeit der Objekt-
geometrie
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zunehmend, d. h. bei minimaler Grenznähe 
der Bauwerke spielt die Genauigkeit und 
Sicherheit der Grenz- und Gebäudedarstel-
lung im Lageplan die entscheidende Rolle. 
Die Forderung, den Amtlichen Lageplan 
als Regelbauvorlage beizubehalten, liegt 
somit auch im Interesse des Bauherren, des 
Nachbarschutzes und damit des Rechts-
friedens. 

�

dargestellt ist, hat eine tatsächliche Breite 
von 14,50 m. Grenzsteine zur örtlichen 
Überprüfung sind oft nicht vorhanden, die 
gesetzliche Abmarkungspfl icht steht ohne-
hin zur Disposition. Somit gehen der auf 
Grundlage der Flurkarte erstellte Lageplan 
und die darauf aufsetzende Planung von 16 
m nutzbarer Grundsücksbreite aus. Dieser 
Fehler in den Bauvorlagen führt dann oft zur 
Nichteinhaltung der nachbarschützenden 
Grenzabstände bzw. zur Überbauung. Die 
geplante Bebauung ist nicht realisierbar, im 
schlimmsten Fall droht bei nachträglichem 
Bekanntwerden der Abriss.

Die Übertragung der Haftung an den 
Bereitsteller der Flurkarte ist regelmäßig 
ausgeschlossen, da vorab auf die Lageun-
genauigkeit bei der Darstellung hingewie-
sen wurde.

Fazit
Ein auf Grundlage der Amtlichen Flur-
karte, auch in Form der ALK, erstellter 
Lageplan kann den Qualitätsanforderun-
gen an rechtssichere Bauvorlagen nicht 
gerecht werden. 

Die Einrichtung der ALK erfolgte nicht 
mit dem Ziel, fl ächendeckende Grund-
lagen für Bauvorlagen bereitzustellen, 
sondern allgemeinen wirtschaftlichen 
und administrativen Interessen optimal 
zu entsprechen.

Auf Grund der hohen Genauigkeitsan-
forderungen an die Darstellung von Gren-
zen und Gebäuden in Bauvorlagen bedarf 
es weiterhin der Auswertung des Katas-
terzahlennachweises und einer örtlichen 
Vermessung, so wie es die Herstellung 
eines Amtlichen Lageplans gebietet.

In Folge hoher Baulandpreise und damit 
kleiner werdender Baugrundstücke steigt 
der Wunsch zur maximalen Auslastung 
der Baugrundstücke. Diese Tendenz ist 
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Bedeutung der Bodenschätzung
Als am 16. Oktober 1934 das Gesetz 
über die Schätzung des Kulturbodens 
(Bodenschätzungsgesetz - BodSchätzG) 
erlassen wurde, standen eine gerechtere 
Besteuerung der landwirtschaftlich nutz-
baren Fläche, eine planvolle Gestaltung 
der Bodennutzung und die Verbesserung 
von Beleihungsunterlagen im Vordergrund 
des Interesses. 

Da das Bodenschätzungsgesetz als 
Steuergesetz einzustufen ist, wurde die 
Durchführung der Schätzungsarbeiten der 
Finanzverwaltung übertragen. Sie begann 
1935 im gesamten Gebiet des ehemaligen 
Deutschen Reichs und wurde nach dem 
Zweiten Weltkrieg bis 1955 in beiden 
deutschen Staaten abgeschlossen. Zur Er-
mittlung seiner Beschaffenheit und natür-
lichen Ertragsfähigkeit wurde der Boden 
im 50 m-Raster bis 1 m Tiefe beprobt, 
nach einheitlichen Kriterien bewertet und 
noch vor Ort in Feldschätzungsunterlagen 

Sabine Blossey, Karl-Heinz Morstein, Dieter Kühn, Joris Hering, 
Thomas Glaubitz 

Die landesweite Digitalisierung 
der Bodenschätzung und ihre Nutzung

dokumentiert. Der Katasterverwaltung 
oblag mit der Aufstellung des Liegen-
schaftskatasters auch die Führung der 
Ergebnisse der Bodenschätzung in den 
Liegenschaftskarten und Flurbüchern. So 
wurden die Flächeneinheiten mit dem 
Schätzungsergebnis in das Liegenschafts-
kataster übernommen. 

Wegen der fl ächenhaft vorliegenden 
Dichte an Bodendaten ist die Bodenschät-
zung neben dem ursprünglichen steuerli-
chen Verwendungszweck auch für zahlrei-
che andere Nutzer sehr wertvoll. Landwirt-
schaft und Flurneuordnung verwenden die 
Bodenschätzung zur fl urstücksbezogenen 
Nachweisführung der Ertragsleistung und 
als Wertmaßstab für Fördermaßnahmen 
der Europäischen Union sowie für Bo-
denordnungsverfahren. Naturschutz und 
Wasserwirtschaft können aus der zeitlichen 
Entwicklung des Moorzustands und der 
Wasserstände Informationen für Schutz- 
und Nutzungskonzepte gewinnen. Boden-

Mit der Bodenschätzung verfügt die Bundesrepublik über einen unge-
heuren Datenfundus ihrer gesamten landwirtschaftlich nutzbaren Flä-
che, der einheitlich, fl urstücksgenau und amtlich verbindlich erhoben 
wurde. Allein im Land Brandenburg liegen für die landwirtschaftlich 
nutzbare Fläche von etwa 15 000 km2 ca. 12 000 Feldschätzungskarten 
und ca. 2 500 Feldschätzungsbücher in Papierform vor, die insgesamt 
rund 700 000 Flächeneinheiten mit dazugehörigen Bodenprofi lbeschrei-
bungen enthalten. Die Verfügbarmachung der digitalen Bodenschätzung 
erschließt einen neuen Maßstabsbereich der Auswertung und Bereitstel-
lung landesweiter bodenkundlicher Informationen. 
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schutz und Bodengeologie benötigen die 
detaillierten bodenkundlichen Daten für 
eine Bewertung des Bodens in Planungs- 
und Zulassungsverfahren oder für die 
bodengeologische Landesaufnahme.

Methodik der Bodenschätzung
Der Schätzungsausschuss des Finanzamts 
beprobt die zu schätzenden Flächen in ei-
nem 50 m-Raster mittels Nutenbohrstock 
auf 1 m Tiefe. Der amtliche Bodenschätzer 
wird hierbei von zwei ehrenamtlichen 
Bodenschätzern unterstützt, die in der 
Regel erfahrene Landwirte sind (Abb. 1). 
Der Schätzungsausschuss beschreibt und 
bewertet jedes Bohrloch nach einem vor-
gegebenen Schätzungsrahmen und in 
Anlehnung an so genannte Muster- und 
Vergleichsstücke. Dies sind besonders 

Abb. 1: Der Schätzungsausschuss des Fi-
nanzamts Luckenwalde bei der Be-
gutachtung eines Bohrstocks. Die 
Koordinaten sowie Beschreibung 
und Bewertung werden digital do-
kumentiert. 

Abbildung 2

schwach humoser,
sehr schwach lehmiger Sand

schwach humoser bis
sehr schwach humoser
sehr schwach lehmiger Sand

heller, schwach eisenschüssiger
sehr schwach lehmiger Sand
bis Sand

schwach gebleichter, schwach
eisenschüssiger, frischer Sand
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intensiv beprobte Bodenprofi le für cha-
rakteristische Böden, die auf Bundes- bzw. 
Gemarkungsebene die Vergleichbarkeit 
der Ergebnisse der Bodenschätzung si-
cherstellen sollen. 

Die Ergebnisse werden in einer Feld-
schätzungskarte dokumentiert. Ähnliche 
und gleiche benachbarte Bohrlochbe-
schreibungen und -bewertungen werden 
zu so genannten Klassenfl ächen zusam-
mengefasst und ausgegrenzt. Das repräsen-
tativste Bohrloch der Klassenfl äche wird 
aufgegraben und als Grabloch in Feldschät-
zungsbüchern beschrieben. Die Aufzeich-
nungen enthalten detaillierte Angaben zum 
Schichtaufbau und zu Bodeneigenschaften 
wie Bodenart, Humosität, Wasserverhält-
nisse, Verdichtungen oder Vorkommen von 
Kalk und Eisen (Abb. 2). 

Die Feldschätzungskarten werden an-
schließend sauber zu Reinkarten gezeich-
net. Diese auch als Schätzungsurkarten 
bezeichneten Dokumente enthalten nur 
noch Klassenfl ächen und Lagepunkte der 
Grablöcher ohne einzelne Bohrpunkte. Sie 
dienen der Katasterverwaltung als amtli-
cher Nachweis der Bodenschätzung. Die 
Anteile der einzelnen Klassenfl ächen am 
jeweiligen Flurstück werden im Flurbuch 
bzw. Automatisierten Liegenschaftsbuch 
(ALB) nachgewiesen. Für jedes Flurstück 
wird damit über die Summe der anteiligen 
Boden- bzw. Ackerzahlen eine so genannte 
Ertragsmesszahl verzeichnet.

Aktualität der Bodenschätzung
Nach § 12 BodSchätzG sind Nachschät-
zungen erforderlich, wenn sich die Er-
tragsbedingungen einzelner Bodenfl ächen 
wesentlich verändern. In der ehemali-
gen DDR wurde weitgehend auf Über-
prüfungen oder Nachschätzungen der 
Bodenschätzung verzichtet. Seit der 

Wiederaufnahme der Bodenschätzungs-
arbeiten nach 1990 haben die amtlichen 
Bodenschätzer der Finanzverwaltung in 
zahlreichen Gemarkungen Überprüfun-
gen der Bodenschätzungen durchgeführt. 
Nachschätzungen waren dort erforderlich, 
wo durch Veränderungen der Nutzung 
oder des Bodens erhebliche Änderungen 
der Klassifi zierung und Bewertung zu er-
warten waren. Bedarf besteht insbesondere 
in den meliorierten Grünlandgebieten der 
großen Brandenburger Urstromtäler, wo 
die Wasserverhältnisse für eine landwirt-
schaftliche Nutzung unter Umständen er-
heblich verbessert worden sind. Teilweise 
sind solche Standorte in Ackernutzung 
überführt worden und mussten deshalb 
ebenfalls nachgeschätzt werden. Auf den 
rekultivierten Kippen des Lausitzer Braun-
kohlenreviers wurden auch Neuschätzun-
gen durchgeführt.

Für den Großteil der Acker- und Grün-
landböden des Landes Brandenburg kann 
die generelle Schlussfolgerung gezogen 
werden, dass sie sich in ihrem Grund-
aufbau nicht wesentlich geändert haben. 
Durch den intensiven Ackerbau der letzten 
fünf Jahrzehnte hat jedoch die Krumen-
mächtigkeit zugenommen. Die Böden 
haben sich bedingt durch die vertikale 
und horizontale Homogenisierung leicht 
und gleichmäßig verbessert, so dass eine 
Nachschätzung meist nicht gerechtfertigt 
ist. Auf Grund der tieferen Pfl ugfurche 
könnten heute bei Nachschätzungen im 
Einzelfall meist größere Klassenfl ächen 
gebildet werden. Auffällig ist, dass die 
noch vor 1990 verbreitet anzutreffenden 
Krumenbasisverdichtungen deutlich zu-
rückgegangen sind, was sicher dem ver-
änderten Anbauverhältnis, aber auch den 
heutigen modernen, Boden schonenden  
Bereifungen zu danken ist.
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Digitalisierung der Boden-
schätzung
Das ressortübergreifende Interesse an der 
Bodenschätzung führte 2001 zur Bildung 
einer interministeriellen Arbeitsgruppe 
„Digitalisiertes Bodenbeschreibungssys-
tem“ (DIBOS). Unter Führung des In-
nenministeriums setzten sich die Ressorts 
Inneres, Finanzen, Wirtschaft, Landwirt-
schaft  und Umwelt für die Digitalisierung 
der Bodenschätzung ein. 

Im Rahmen des Projekts „Forcierte 
ALK-Einrichtung“ (FALKE) werden seit 
2004 parallel zur Einführung der Au-
tomatisierten Liegenschaftskarte (ALK) 
die Flächendaten der Bodenschätzung 
im Projekt DIBOS digitalisiert. Bis Ende 
2006 sollen die ALK und die Ergebnis-
se der Bodenschätzung fl ächendeckend 
vorliegen. Für diesen Zeitraum ist auch 
die Förderung durch den Europäischen 
Fond für regionale Entwicklung (EFRE) 
gewährleistet. Der aktuelle Stand der Ar-
beiten ist im Internet unter der Adresse 
www.geobasis-bb.de/Falke/ abrufbar. 

Während die Bereitstellung digitaler 
Flächendaten der Bodenschätzung damit 
weitgehend gesichert ist, kann der Ab-
schluss der Digitalisierung aller Profi lda-
ten nicht eingeschätzt werden. Sie gehören 
nicht zum Ergebnis der Bodenschätzung 
und sind damit nicht im Liegenschafts-
kataster zu führen. Seit 1999 bemüht 
sich federführend die Finanzverwaltung 
in Zusammenarbeit mit dem Landesamt 
für Bergbau, Geologie und Rohstoffe und 
den Bereichen Umwelt und Landwirt-
schaft um die Aufnahme der Profi ldaten 
in die Datenbank „Feldschätzungsbuch“ 
(FESCH). Gegenwärtig werden die Pro-
fi ldaten dezentral über ABM- und MAE 
- Maßnahmen in den Landkreisen digital 
erfasst und verortet (Abb. 2). 

Jedes Grabloch im FESCH kann über 
Identifi kationsnummern der entsprechen-
den Flächeneinheit im DIBOS zugeordnet 
werden, so dass eine Verknüpfung beider 
Datenbestände möglich ist. Da FESCH 
und DIBOS in getrennten Verfahren digi-
talisiert werden, sind strukturelle und in-
haltliche Fehler grundsätzlich nicht völlig 
vermeidbar. Nutzungsbeispiele belegen, 
dass ein Datenabgleich beider Bestände 
mit einhergehender Korrektur und Ver-
knüpfung (Homogenisierung) erforderlich 
ist. Dazu wurden bereits umfangreiche 
Vorarbeiten durch das Ingenieurbüro Glau-
bitz in Neuenhagen geleistet.

Bei der Eingabe der Feldschätzungs-
bücher ist landesweit ein Stand von ca. 
60 % erreicht. In den Landkreisen Prignitz, 
Teltow-Fläming, Barnim und Ostprignitz-
Ruppin ist die Rohdateneingabe abge-
schlossen. Der Landkreis Oder-Spree  wird 
voraussichtlich Mitte 2007 die Dateneinga-
be beenden. Erheblicher Arbeitsbedarf in 
Mannjahren besteht zur Zeit in den Land-
kreisen Uckermark (2), Märkisch-Oder-
land (4), Elbe-Elster (4), Havelland (3) und 
Dahme-Spreewald (3). Restarbeiten sind in 
den Landkreisen Oberspreewald-Lausitz 
(1), Potsdam-Mittelmark (1), Oberhavel 
(1) und Spree-Neiße (1 - 2) erforderlich. 
Eine entsprechende personelle Absiche-
rung der Dateneingabe ist gegenwärtig 
nicht gewährleistet.

Nutzungsmöglichkeiten der 
Bodenschätzung 
Die folgenden Beispiele wurden vom In-
genieurbüro Glaubitz und dem Landesamt 
für Bergbau, Geologie und Rohstoffe in 
Kleinmachnow ausgearbeitet. Sie stel-
len nur einen Ausschnitt aus der weiten 
Palette der Nutzungsmöglichkeiten der 
digitalisierten Bodenschätzung dar und 
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verdeutlichen den Informationsgewinn, 
der bei Verknüpfung der Punkt- und 
Flächendaten gegenüber der alleinigen 
Auswertung der Flächendaten der Boden-
schätzung entsteht.  

Karte der natürlichen 
Bodenfruchtbarkeit

Die natürliche Bodenfruchtbarkeit wird 
durch Wertzahlen von 7 (sehr gering) bis 
100 (sehr hoch) ausgewiesen. Sie gibt als 
Bodenzahl oder als Grünlandgrundzahl an, 
welche Ertragsunterschiede zwischen den 
geschätzten Flächen auf der Grundlage 
natürlicher Ertragsbedingungen (Boden-
art, Entstehung, Zustandsstufe, Klima 
und Wasserverhältnisse) bestehen. Die 
Wertzahlen der Bodenschätzung sind 
Grundlage für die Besteuerung, den Ver-
kauf, die Verpachtung, den Tausch, die 
Förderung und den Wertausgleich von 
landwirtschaftlich nutzbaren Flächen. Sie 
sind damit für den landwirtschaftlichen 
Bodenmarkt ebenso von Bedeutung wie 
für die Ermittlung von Eignungsgebieten 

zur landwirtschaftlichen Nutzung, für För-
dermaßnahmen der Europäischen Union, 
für den Flächentausch bei Flurneuord-
nungsmaßnahmen oder für die Festlegung 
von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
für das Schutzgut Boden in der Planung 
(Abb. 3). 

Das Land Brandenburg verfügt im bun-
desweiten Maßstab nur über Flächen mit 
geringer bis mittlerer natürlicher Boden-
fruchtbarkeit. Deshalb werden im landes-
weiten Vergleich bereits Flächen mit Wert-
zahlen über 44 als sehr hoch eingeschätzt. 
Im vorliegenden Beispiel sind die überwie-
gend sandigen Flächen als sehr gering bis 
gering ausgewiesen, während Standorte 
mit lehmhaltigen oder zum Schätzungszeit-
punkt nicht degradierten moorigen Böden 
höhere Bewertungen erhalten.

Karte der Tiefenlage kalkhaltiger 
Schichten

Kalkhaltige Bodenschichten enthalten Cal-
ziumcarbonat und spielen im Boden eine 
wesentliche Rolle. Bereits geringe Mengen 

Abb. 3:  Karte der natürlichen Bodenfruchtbarkeit
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von fein verteiltem Carbonat bewirken 
einen relativ neutralen pH-Wert durch 
die Abpufferung von gelösten Säuren. 
Damit hat der Carbonatanteil im Boden 
auch gleichzeitig Auswirkungen auf das 
Verhalten von Nähr- und Schadstoffen. Bei 
niedrigeren pH-Werten gehen sie stärker in 
Lösung und beeinfl ussen das Grundwasser, 
sofern das Sickerwasser nicht verdunstet. 
Sogar auf die Bodenphysik wirkt sich 
ein entsprechender Carbonatanteil durch 
das bessere Zusammenhaften der Boden-
partikel aus. Dadurch wird wiederum die 
Erosionsanfälligkeit gegenüber dem Wind 
reduziert (Abb. 4).

Im betrachteten Gebiet der Gemarkung 
Schönerlinde befi nden sich carbonathalti-
ge Moränen und Moorareale. Die Karte lie-
fert jedoch nur wenige Areale mit Angaben 
zur Tiefenlage carbonathaltiger Schichten, 
weil in den Moränen eine Tiefenverlage-
rung des Carbonats stattgefunden hat und 

die Bodenschätzung nur oberfl ächennahe 
Carbonate bis 1 m Tiefe erfasst. In den 
Moorarealen vor allem im Süden der 
Gemarkung tritt Carbonat oberfl ächennah 
auf. Es handelt sich i. d. R. um ehemalige 
Seegrundböden bzw. Kalkmudden, die 
durch Entwässerung und Nutzung sowie 
Torfabbau heute im Oberboden vorkom-
men können.

Karte der Tiefenlage bindiger 
Schichten

Bindige Bodenarten besitzen einen höhe-
ren Schluff- und Tonanteil als Sandböden. 
Damit stellen sie nicht nur bodenphysika-
lisch für das Sickerwasser eine Barriere 
dar, sondern auch für gelöste Inhaltsstoffe. 
Ähnlich wie der Kalkgehalt im Feinboden 
besitzt auch vor allem der Tonanteil einen 
wesentlichen Einfl uss auf die bodenche-
mischen Verhältnisse. Das Puffer- und 
Speichervermögen erhöht sich mit einem 

Datenquellen
· Automatisierte Liegen-
 schaftskarte
· Digitales Feldschätzungs-
 buch

Abb. 4: Karte der Tiefenlage kalkhaltiger Schichten



   ermessung Brandenburg�

höheren Anteil an Tonmineralen, der mit 
dem Tongehalt korreliert. Als bindige 
Schichten werden in der Karte Bodenarten 
berücksichtigt, die mindestens eine Bin-
digkeit von mittel lehmigem oder mittel 
tonigem Sand haben (Abb. 5).

Auf der Gemarkung überwiegen Morä-
nenfl ächen, deren bindige Schichten oft 
tiefer als 1 m liegen, weil sie vom Ge-

Abb. 5: Karte der Tiefenlage bindiger Schichten

Abb. 6:  Karte des Humusgehalts der obersten Bodenschicht

schiebedecksand überlagert werden. Im 
Nordosten stößt ein Sandergebiet mit tief-
gründigen Sandböden an die Moränenfl äche 
der Gemarkung Schönerlinde. Auch die 
Gebiete mit Moorverbreitung zeigen keine 
bindigen Schichten bis 1m Tiefe. Auftre-
tende Kalkmudden wurden vernachlässigt, 
weil die Bedeutung dieser Schichten durch 
den hohen Grundwasserstand gering ist.

- 25 -
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Karte des Humusgehaltes der 
obersten Bodenschicht

Dargestellt wird die Humusgehaltsschät-
zung zur Zeit der Bodenkartierung für den 
mineralischen Oberboden. Bei Ackerland 
wurde die Ackerkrume und bei Grünland 
der oberste Mineralbodenhorizont erfasst. 
Humus im Boden ist ein wesentlicher 
Faktor für die Bodenfruchtbarkeit. Die 
langkettigen Humusverbindungen besit-
zen hinsichtlich der bodenchemischen 
Eigenschaften ähnliche Puffer- und Spei-
chermerkmale wie die Tonminerale. Der 
Humus stellt auch einen gewissen Nähr-
stoffvorrat dar, der beim Abbau der Ver-
bindungen freigesetzt wird (Abb. 6).

Für Moore gibt es keine Schätzungen 
in den Schichtangaben. Für sie ist ein 
Gehalt von > 30 Masse % zum Zeitpunkt 
der Erhebung anzunehmen. Bei Anmoo-
ren und Moorgleyen wurden die Gehalte 
nach verschiedenen Stufen der Moorigkeit 

angegeben. Da es sich bei den meisten 
Böden der Gemarkung um mit Geschie-
bedecksand bedeckte Moränen handelt, 
wird die Humosität meist mit Stufe 2 
bewertet. Dies korreliert auch mit den 
heute für diese Böden üblichen Werten für 
Fahlerde-Braunerden und Braunerde-Fahl-
erden. Liegen Böden im Einfl ussbereich 
des Grundwassers, besitzen sie oft höhere 
Schätzwerte, weil der Humusabbau durch 
die erhöhte Bodenfeuchte gebremst wird. 
Sollten Böden nachträglich entwässert 
worden sein, werden sich diese Einstu-
fungen verändert haben.

Karte der Moormächtigkeit

Die Karte der Moormächtigkeit stellt einen 
weiteren Fall der Auswertung der unmit-
telbaren Schichtdaten dar. 

Sie bietet aufgrund der seit der Boden-
schätzung vergangenen Zeit die Mög-
lichkeit des Vergleichs mit aktuellen 

Abb. 7:  Karte der Moormächtigkeit

Datenquellen
· Automatisierte Liegen-
 schaftskarte
· Digitales Feldschät-
 zungsbuch
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Erhebungen und damit zur Berechnung 
der jährlichen Moorschwundrate. Diese 
Informationen können für Renaturie-
rungsvorhaben des Naturschutzes und 
für Projekte zur Verbesserung des Land-
schaftswasserhaushalts genutzt werden. 
Eventuelle geringmächtige Bedeckungen 
wurden in die Moormächtigkeit mit ein-
gerechnet (Abb. 7).

Karte der Erosionsgefährdung  
durch Wasser

Die Angaben der Bodenschätzung können 
für eine Abschätzung der Erosionsgefähr-
dung durch Wasser dienen, indem neben 
den Bodenarten des Oberbodens die exter-
nen Daten eines digitalen Geländemodells 
hinzugezogen werden. Letztere haben im 
konkreten Fall der Gemarkung Schöner-
linde einen wesentlichen Einfl uss auf das 
Ergebnis, weil sich die Bodenarten des 
Oberbodens wenig unterscheiden. Boden-
arten mit höherem organischem Substanz-
gehalt befi nden sich in Tiefenpositionen 
ohne Erosionsgefährdung (Abb. 8).

Abb. 8: Karte der Erosionsgefährdung  durch Wasser

Die Karte der Erosionsgefährdung durch 
Wasser spiegelt im Wesentlichen die Relief-
verhältnisse wider. Vorrangig Randberei-
che der Moränenfl äche, die zu Tälchen 
hin abfallen, besitzen eine etwas erhöhte 
Erosionsgefährdung. Es ist möglich, dass 
sich diese Gefährdung aufgrund von Ab-
tragungsprozessen reduziert hat. In diesen 
Fällen stehen weniger erosionsanfällige 
bindige Schichten nun an der Oberfl äche 
an oder die Ackerkrume hat inzwischen 
bindiges Material aus dem Untergrund 
aufgenommen.

Karte der Tiefenlage des ersten 
Auftretens von oxidativen Stau- und 
Grundwassermerkmalen

Die Klassenzeichen der Bodenschätzung 
geben mit der Entstehungsart Al oder ALD 
bereits einen Hinweis auf eine aktuelle 
oder ehemalige Vernässung. Mit der Karte 
zur Tiefenlage von  ersten Vernässungs-
merkmalen lassen sich diese Angaben 
spezifi zieren. Die Merkmale deuten mit 
Ausnahme von Mooren an, in welcher 

- 27 -
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· Digitales Geländemodell
 (DGM 25 der LGB)
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Bodentiefe der Grundwasserspiegel regel-
mäßig schwankt. Dies bedeutet bei Annah-
me eines normalen Schwankungsbereichs 
bis zu etwa einem Meter, dass eine gute 
Wasserversorgung vorliegt. Aussagen zur 
aktuellen Wasserversorgung lassen sich 
nicht ableiten, sofern es sich um reliktische 
oder fossile Merkmale handelt (Abb. 9).

Das Auftreten betreffender Flächen in 
der Karte um die Siedlungen Schönwalde 
und Schönerlinde steht im Zusammenhang 
mit dem Verlauf von Niederungen, die 
durch Gräben entwässert werden. Inso-
fern ist davon auszugehen, dass sich die 
Wasserstände eventuell weiter abgesenkt 
haben und die bei Schönerlinde vorhan-
denen fl achen Moore heute in dieser Form 
nicht mehr existieren. Ein Indiz dafür sind 
Grundwassermerkmale in Arealen mit 
fl achen Mooren, die eine Entwässerung 
bereits zum Zeitpunkt der Bodenschätzung 
belegen. 

Abb. 9:  Karte der Tiefenlage des ersten Auftretens von oxidativen Stau- und Grundwas-
sermerkmalen

Karte der relativen Bindungsstärke 
für Cadmium bis 1 m Tiefe
Für die Einschätzung der Schwermetallaus-
tragsgefährdung ist neben der Bodenarten-
abfolge auch der pH-Wert und Tongehalt 
erforderlich. Für die Areale der Gemar-
kung wurden die pH-Werte empirisch nach 
Bodenarten, Kalkgehalt und Vernässung 
zugeordnet. Die Klassifi zierung der Stufen 
zur Bindungsstärke von Cadmium erfolgte 
in Anlehnung an die entsprechende Aus-
wertungsmethode nach AG BODEN 2000. 
Areale mit höherem Rückhaltevermögen 
für Cadmium sind vor allem dort zu fi n-
den, wo bindige und/oder stärker humose 
Schichten in der betrachteten Tiefe von 1 m 
vorkommen (Abb. 10).

Ausblick
Die digitalisierten Flächendaten der Bo-
denschätzung stehen im Rahmen des Pro-
jekts DIBOS voraussichtlich bis Anfang 

Datenquellen
· Automatisierte Liegen-
 schaftskarte
· Digitales Feldschät-
 zungsbuch
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Abb. 10:  Karte der relativen Bindungsstärke für Cadmium bis 1 m Tiefe

2007 vollständig zur Verfügung. Alle vor-
gestellten und weiteren Nutzungsmöglich-
keiten der digitalisierten Bodenschätzung 
werden jedoch nur dann landesweit rea-
lisierbar sein, wenn die Digitalisierung 
der Profi ldaten ebenso erfolgreich wie die 
Digitalisierung der Flächendaten gelingt. 
Dazu werden in den Landkreisen weitere 
Initiativen auf der Basis von ABM- und 
MAE- Maßnahmen angeregt. Der erreichte 
Stand von ca. 60 % eingegebener Feld-
schätzungsbücher ist bereits als sehr gute 
Grundlage anzusehen. Für die vollständige 
Aufnahme der Daten in FESCH sind 
jedoch noch erhebliche Anstrengungen er-
forderlich. Gleichfalls nicht zu unterschät-
zen ist der Arbeitsaufwand zum Abgleich 
der Datenbestände DIBOS und FESCH. 
Eine Korrektur fehlerhafter Daten und 
Verknüpfung beider Datenbestände ist 
Voraussetzung für ihre praktische Nut-
zung. Gegenwärtig werden verschiedene 
Möglichkeiten zur Durchführung des Da-
tenabgleichs abgeprüft.  

Bodenbezogene Aussagen mit fl ur-
stücksscharfem Bezug konnten bisher 

in den Fachinformationssystemen Bo-
denkunde und Bodenschutz nicht aus-
gewertet werden. Gegenwärtig beginnen 
die Landesforstanstalt Eberswalde und 
das Landesamt für Bergbau, Geologie 
und Rohstoffe mit der Digitalisierung der 
Forstlichen Standortkartierung im glei-
chen Maßstabsbereich. Damit werden in 
Zukunft für land- und forstwirtschaftlich 
genutzte Flächen umfangreiche boden-
kundliche Auswertungen ermöglicht, die 
für zahlreiche Planungs- und Zulassungs-
verfahren, Projekte und Entwicklungskon-
zepte benötigt werden.

Literaturverzeichnis:
AG Boden: Methodendokumentation  

Bodenkunde, Geologisches Jahrbuch, 
Reihe G, Heft SG 1, 2. Aufl age 2000

AG Boden: Bodenkundliche Kartieranlei-
tung, 5. Aufl age, Hannover, 2005

Rösch, Albrecht, Kurandt, Friedrich: Bo-
denschätzung, Carl Heymanns Verlag, 
Berlin, Fotomechanischer Nachdruck 
1991

�
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Die eGovernment-Strategie des 
Landes Brandenburg
Am 11. Februar 2003 hat das Kabinett 
die eGovernment-Strategie des Landes 
Brandenburg beschlossen. Ziel der Stra-
tegie ist es, die zahlreichen Initiativen und 
Vorhaben des Landes und der Kommunen 
zu bündeln, die Aktivitäten zu koordinie-
ren und zu steuern, mehr Bürgernähe zur 
Verwaltung zu erreichen und zum Abbau 
von Bürokratie beizutragen. Damit ver-
bunden waren die Schwerpunkte Ausbau 
der IT-Infrastruktur, Bereitstellung lan-
deseinheitlicher Basiskomponenten und 

Andre Schönitz

Die eGovernment-Projekte der 
Vermessungsverwaltung

eGovernment bedeutet mehr als „nur” die Bereitstellung von Online-
Angeboten der Verwaltung. Als Beitrag zur Verwaltungsmodernisierung 
sind im Rahmen der eGovernment-Strategie des Landes Brandenburg 
vielfältige organisatorische, technologische und strategische Grundla-
gen zu schaffen. Die Projekte der Vermessungsverwaltung sowie deren 
Einbindung in den eGovernment-Prozess im Land Brandenburg sollen 
dem Leser nachfolgend näher gebracht werden.

Online-Dienste (Information, Kommuni-
kation, Transaktion) sowie Verbesserung 
der organisatorischen, fi nanziellen und 
rechtlichen Rahmenbedingungen. Die 
eGovernment-Strategie bildet damit die 
Grundlage und den Handlungsrahmen für 
die Umsetzung des eGovernment-Prozes-
ses im Land Brandenburg (Abb. 1).

Die Zielvorgaben der eGovernment-
Strategie sind
• das Anbieten aller internetfähigen Ver-

waltungsdienstleistungen online,
• das Schaffen des Zugangs zur Ver-

waltung und Auskunft „rund um die 
Uhr”,
• die Abwicklung 

rechtsverbindlicher 
Ge schäftsprozesse 
vollständig online.

Der Masterplan
Der Masterplan eGo-
vernment wurde am 
10. August 2004 von 
der Landesregierung 
Brandenburg beschlos-
sen. Im Masterplan und Abb. 1: Regelwerk eGovernment

Aktionsplan
eGovernment

IT-Standardisierungs-
richtlinie

eGovernment-Strategie des Landes Brandenburg 

eGovernment- und 
IT-Organisations-

richtlinie

IT-Sicherheits-
richtlinie

IT-Strategie IT-Standards

Masterplan
eGovernment

eGovernment-Leitprojekte
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in seinen Fortschreibungen werden für die 
Jahre 2004 bis 2008 die Aktivitäten im 
Bereich des eGovernment über Bundes-, 
Landes- und kommunale Grenzen sowie 
über Ressortgrenzen hinweg mit Bezug 
auf die Zielgruppen in ihrer Komplexität 
aufgezeigt. Vorausgegangen war hierfür 
die umfassende, tiefgehende Analyse des 
Ist-Zustandes. Berücksichtigung fanden 
die strategische Zielbestimmung, die 
Erfahrungswerte des Bundes und ande-
rer Bundesländer sowie die Interessen 
insbesondere der Kommunen und der 
Wirtschaft.

Im Masterplan eGovernment mit dem 
ihm zugrunde liegenden Aktionsplan, 
welcher die eGovernment-Aktivitäten 
ausgestaltet, sind alle vorhandenen und 
geplanten eGovernment-Vorhaben aufge-
listet. Hierzu gehören auch die Begleit-
maßnahmen wie zum Beispiel Schulung 
und Personalentwicklung oder der Auf-
bau von Netzwerken.

Leitprojekte
Im Masterplan sind solche Vorhaben, die 
vorrangig umgesetzt werden sollten, als 
Leitprojekte ausgewiesen worden. Als Be-
wertungskriterien sind vor allem die Dring-
lichkeit der Projekte, der Nutzen und der 
Aufwand in den Abwägungsprozess ein-
gefl ossen. Die Festlegung von Prioritäten 
erfolgte unter Maßgabe der Dachstrategie. 
Danach genießen Infrastrukturmaßnah-
men und Basiskomponenten einschließlich 
Verfahren mit ressortübergreifendem Cha-
rakter (Querschnittsverfahren) grundsätz-
lich Priorität. Unter den von den Ressorts 
gemeldeten Fachanwendungen wurden im 
Hinblick auf eine Leitprojektauswahl Prio-
ritäten unter Berücksichtigung dezidierter 
Auswertungen gesetzt. Als endgültige 
Meldung haben dem Ministerium des 
Innern zum Zeitpunkt der Aufstellung des 

Masterplans 72 Projekte vorgelegen, von 
denen 35 die Kriterien der Leitprojektaus-
wahl erfüllten. Hierzu zählen z.B. solche 
Projekte wie das „Brandenburger Online 
Amt”, welches eine einheitliche Techno-
logieplattform mit Basiskomponenten wie 
dem Formularserver, der elektronischen 
Signatur und einer Bezahlpattform zur On-
line-Kommunikation zwischen Bürgern, 
Unternehmen und Verwaltung ressort- 
und ebenenübergreifend gewährleistet. 
Die Vermessungsverwaltung ist mit drei 
Leitprojekten „sui generis” und zwei Leit-
projekten „Fachanwendungen” vertreten 
(siehe Tabelle 1).

Geocluster

Unter Berücksichtigung der Bedeutung 
von Geodaten für das eGovernment-Vor-
haben wurden bereits im Aktionsplan 
eGovernment die Projekte der Vermes-
sungsverwaltung aufgrund ihrer engen 
Verknüpfung zu einem Cluster verbunden. 
Das so genannte Geocluster verbindet 
die Maßnahmen zur zukunftsorientierten 
Ausrichtung des amtlichen Vermessungs-
wesens und ist integraler Bestandteil der 
eGovernment-Strategie. Zudem fördern 
die Projekte des Geoclusters die erfolg-
reiche Verwirklichung und die Akzeptanz 
aller anderen eGovernment-Projekte mit 
Raumbezug. Seitens des Ministeriums 
des Innern wurde eine Gesamtplanung 
der erforderlichen Maßnahmen und In-
vestitionen erarbeitet, welche in der Ge-
samtumsetzung bis zum Jahr 2010 zu 
einem erfolgreichen Projektabschluss und 
damit zur Umsetzung der Strukturreform 
im amtlichen Vermessungswesen führt. 
Eine Übersicht über die acht eGovernment-
Projekte der Vermessungsverwaltung und 
deren Systematisierung gibt die Tabelle 1 
in Verbindung mit der Abb. 2.
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Erklärung Tabelle 1:

Einordnung der Dienstleistungstypen auf der Wertschöpfungskette

Beziehungsfelder:
− G2C = government to citizen –
 E-Government-Anwendung Verwal-

tung – Bürger
− G2B = government to business –
 E-Government-Anwendung Verwal-

tung – Wirtschaft
− G2G = government to government – 
 E-Government-Anwendung Verwal-

tung – Verwaltung
− G2E = government to employes –
 E-Government-Anwendung Verwal-

tung – Beschäftigte
− G2N = government to ngo –
 E-Government-Anwendung Verwal-

tung – nichtstaatliche Organisationen

Die acht eGovernment-Projekte
Automatisiertes Liegenschaftsbuch 
Online - ALBonline
Mit ALBonline ist die Internetauskunft aus 

dem Automatisierten Liegenschaftsbuch 
(ALB) seit 2003 möglich. Über 750 autori-
sierte Nutzer (Behörden und Einrichtungen 
sowie Versorgungsunternehmen) erhalten 
online Auskunft über Eigentümer- und 
Liegenschaftsangaben aus dem ALB. Im 
Jahr 2006 wurden bereits ca. 500 000 
Zugriffe registriert. Aufbauend auf ALB-
online wurde die Weiterentwicklung zu 
LiKa-Online realisiert.

Geobroker – Internetshop der LGB

Mit der Geobro-
kerlösung kön-
nen seit 2005 
die Geobasisda-
ten der Landes-
vermessung und 
Geobasisinforma-

tion Brandenburg (LGB) im Internet be-
stellt und verkauft werden. Mit diesem 

Abb. 2: Dienstleistungstypen für eGovernment-Fachanwendungen
 (Quelle: Umsetzungsplan BundOnline 2005)
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Information
�� Inhalte beschaffen 
�� Inhalte aufbereiten/verdichten 
�� Inhalte verbreiten 

Kommunikation
�� Dialog einleiten 
�� Kommunikationspartner

einbinden
�� Beratungsdienstleistungen

durchführen

Transaktion
�� Antrag aufnehmen 
�� Zulassungen und 

Genehmigungen erteilen 
�� Zahlungen abwickeln 

Type 1: Allgemeine und Fachinformationen 

Type 2: Beratung 

Type 3: Vorbereiten von politischen Entscheidungen bzw. Gesetzesvorhaben 

Type 4: Zusammenarbeit mit Behörden 

Type 5: Allgemeine Antragsverfahren 

Type 6: Förderungen

Type 7: Beschaffungsvorhaben (Ausschreibungen und Beschaffungsverfahren) durchführen

Type 8: Durchführen von Aufsichtsmaßnahmen (Kontrolle u.ä.), die von der Verwaltung ausgehen
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Vertriebskanal für Karten und Daten des 
Landesbetriebs werden Bestellungen an-
genommen und auch digitale Daten direkt 
per E-Mail geliefert. Bei analogen Pro-
dukten und großen Datenmengen erfolgt 
noch der herkömmliche Versand. Nach 
dem erfolgreichen Start sollen nun wei-
tere Daten (Luftbilder) in den Geobroker 
integriert werden. Hierzu ist eine Portal-
optimierung hinsichtlich Bedienung und 
Anwenderfreundlichkeit durchzuführen 
und die Hardwareausstattung der steigen-
den Nutzerzahl anzupassen.

Liegenschaftskataster-Online
(LiKa-Online)

Die LGB hatte 
sich mit dem 
Projekt Lie-
genschaftska-

taster-Online am eGovernment-Wettbe-
werb des Landes Brandenburg erfolgreich 
beteiligt. Seit August 2006 stehen zusätz-
lich zum ALB der graphische Teil des 
Liegenschaftskatasters (Automatisierte 
Liegenschaftskarte – ALK) sowie der 
Zahlennachweis über das Internet auf der 
Grundlage internationaler Normen und 
Standards zur Verfügung. Das professio-
nelle Hosting dieser komplexen eGovern-
ment-Anwendung erfolgt als Pilotprojekt 
in Kooperation mit dem Landesbetrieb für 
Datenverarbeitung und Statistik (LDS). 
Die ALB- und ALK-Auszüge können am 
Monitor betrachtet oder in Form einer 
pdf-Datei ausgedruckt werden. Die Ver-
messungsrisse stehen dem Nutzer zum 
Download zur Verfügung. Die Recherche 
nach den Auszügen erfolgt zum einen mit 
Hilfe hierarchisch aufgebauter Auswahl-
listen: Kreis, Gemeinde, Gemarkung, Flur, 
bzw. Grundbuchbezirk oder Straßenname. 
Katasterprofi s können zum anderen auch 

direkt das Fachkennzeichen eingeben. 
Eine dritte Möglichkeit besteht in der 
Kartennavigation. Hat der Nutzer „seine”  
Flurstücke in der Karte gefunden, kann 
er sich dazu ALB- und ALK-Auszüge 
erzeugen lassen.

In einer Weiterentwicklung soll die web-
basierte Erstellung von Vermessungsunter-
lagen angeboten werden (LiKa-Online+). 
Dies wird die Verwaltung in erheblichem 
Maße entlasten (Auslagerung von Verwal-
tungstätigkeiten). Die Beschleunigung der 
Messungsvorbereitung wird maßgeblich 
auch zur schnelleren Bearbeitung von 
Grundstücksteilungen und damit zur Ver-
besserung der Investitionsbedingungen 
beitragen.

Forcierte ALK-Einrichtung (FALKE) 
und Digitalisiertes Boden-
beschreibungs-System (DIBOS)

Mit dem Projekt 
Forcierte ALK-
Einrichtung (FAL-
KE) - gefördert 
durch Mittel der 
Europäischen Uni-
on - wird im Land 
Brandenburg eine 

fl ächendeckende Dokumentation von po-
litischen Grenzen und Flurstücksgrenzen, 
Gebäuden, Straßennamen, Hausnummern 
und wesentlichen Teilen der Topographie 
in digitaler Form erstellt. Diese „Digitale 
Karte” wird die alten analogen Karten 
ersetzen, deren Ursprung noch auf das 
vorletzte Jahrhundert zurückgeht. Seit 
2001 wird FALKE in den Kataster- und 
Vermessungsämtern unter Mitwirkung der 
LGB und in Bezug auf die Forstfl ächen 
in Zusammenarbeit mit der Landesforst-
anstalt Eberswalde aufgebaut. Die Daten 
sollen ab 2007 fl ächendeckend verfügbar 
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sein. Im Juni 2006 war bereits ein Umset-
zungsstand von 93 % erreicht.

Im Land Brandenburg existieren cir-
ca 12 000 Bodenschätzungskarten mit 
700 000 Klassenfl ächen, die bisher nur in 
analoger Form verfügbar sind. Als Nutzer 
der digitalen Bodenschätzung kommen vor 
allem die Landwirtschaft und der Boden-
schutz in Frage. Als ebenfalls durch die 
Europäische Union gefördertes Projekt 
soll DIBOS zeitgleich mit FALKE abge-
schlossen werden. 

Elektronisches Antrags- und Ablauf-
verfahren im Liegenschaftskataster 
– MEA

Die Abwicklung von Vermessungsanträ-
gen erfolgt nach wie vor herkömmlich. 
Die aktuellen Vermessungsunterlagen 
werden bereitgestellt, Vermessungsrisse 
und Grenzniederschriften im Felde analog 
gefertigt und die Vermessungsergebnisse 
in das Liegenschaftskataster übernommen. 
Den Abschluss bildet die Benachrichti-
gung der Grundstückseigentümer, des 
Grundbuch- und des Finanzamts.

Die Bearbeitungszeit für die Vermes-
sungsanträge nimmt regelmäßig mehrere 
Wochen in Anspruch. Die insgesamt noch 
lange Zeitspanne hemmt eine beschleu-
nigte Bildung von Grundstücken und in 
der Folge vielfach Investitionen im Land. 
Medienbrüche während der Bearbeitung 
bedeuten einen erhöhten Defi nitions- und 
Abstimmungsaufwand und führen zu In-
formationsverlusten. Ziel ist es deshalb, 
die Abwicklung von Vermessungsanträgen 
vollständig zu automatisieren.

Die technischen Möglichkeiten liegen 
vor. Durch die automatisierten Nachweis-
systeme des amtlichen Vermessungswe-
sens ist der Internetzugriff auf die aktuellen 
Vermessungsunterlagen möglich, die Feld-

arbeiten werden satellitengestützt durch-
geführt und die Vermessungsergebnisse 
digital abgespeichert. Mit dem Projekt 
MEA wird der durchgängige Datenfl uss 
vom elektronischen Antrag bis zur Über-
nahme in die automatisierten Nachweis-
systeme getestet und hierfür in einem 
Pilotverfahren eine Flurstückszerlegung 
mit einem mobilen Felderfassungssystem 
durchgeführt. Zukünftig sollen für gleich 
bleibende Arbeitsprozesse standardisierte 
technische Lösungen eingesetzt werden.

Während des Pilotprojekts wurde so-
wohl der Geschäftsprozess der Zerle-
gung und der Workfl ow erarbeitet und 
die Anforderungen und Funktionalitäten 
des Felderfassungssystems getestet, die 
nachfolgend stichpunktartig wiedergege-
ben werden:
� Einspielen des zu bearbeitenden
 ALKIS®-Datenbestands
� Funktionalitäten für Messdatenmanage-

ment und geodätische Berechnungen
� Rissführung und Abgabe
� elektronische Grenzniederschrift, Scan-

nen von Unterschriften der Beteilig-
ten

� qualifi zierte elektronische Signatur
� Schriftverkehr mit den Beteiligten (Be-

kanntgaben, Mitteilungen)
� Objektbildung im Felde
� Auslesen der veränderten Datenbe-

stände
� Übernahme der Datenbestände in AL-

KIS® bei der Katasterbehörde
Das Projekt soll bis Ende 2006 abge-

schlossen sein.

Internet Landkartenservice (OGC 
-konforme Webservices)

Im Gegensatz zum Datenverkauf im Ge-
obroker werden mit Webservices Auszüge 
aus den Daten für eine Internetpräsentation 
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beziehungsweise -information aufbereitet. 
In Verbindung mit den Webservices kön-
nen Fachinformationen raumbezogen dar-
gestellt werden, ohne die Geobasisdaten 
für die Kartendarstellung selbst vorhalten 
zu müssen. Für den Nutzer ergeben sich 
die Vorteile, keine eigenen Datenban-
ken für die Kartendarstellung einrichten 
zu müssen, womit auch die aufwendige 
und teure Laufendhaltung dieser Daten 
entfällt. Als Beispielanwendung ist hier 
bereits das Geothermieportal zu nennen; 
das Fachinformationssystem nutzt ver-
schiedene Datenquellen, um dem Bürger 
Informationen über oberfl ächennahe Geo-
thermie als Entscheidungshilfe zur Nut-
zung umweltfreundlicher, kostengünstiger 
und zukunftsfähiger Energieressourcen an 
die Hand zu geben.

Bodenrichtwertinformationssystem 
Brandenburg

Dieses eGovernment-Projekt verfolgt die 
Vorbereitung und Realisierung eines lan-
desweiten, GDI-konformen Bodenricht-
wertinformationssystems. Die von den 
Gutachterausschüssen für Grundstücks-
werte jährlich ermittelten Bodenricht-
werte werden derzeit analog in Form von 
Bodenrichtwertkarten und auf CD-ROM 
abgegeben. Die Bodenrichtwerte sollen 
aufgrund der Nachfrage unterschiedlicher 
Nutzer zukünftig über Internet bereitge-
stellt werden. Dafür soll eine offene und 
OGC-konforme Lösung realisiert werden, 
um die Einbindung in den Geobroker, in 
weitere Geodatenportale oder den vertrag-
lich reglementierten Zugriff von Geoda-
tenmaklern zu ermöglichen. Neben den 
Bodenrichtwerten sollen über das Portal 
auch die vollständigen Grundstücksmarkt-
berichte kostenpfl ichtig zum download 
bereitgestellt werden.

AFIS®-ALKIS®-ATKIS®-Projekt

Das Projekt 
sieht die bun-
deseinheitlich 
abgestimmte 

Umstellung der Führung der Geobasisda-
ten des Raumbezugs, der Liegenschaften 
und der Landschaft auf eine wirtschaftli-
che und redundanzarme Führung in einem 
neuen, gemeinsamen Datenmodell vor. 
Besonderer Schwerpunkt der Arbeiten 
ist zunächst die horizontale Integration 
des Automatisierten Liegenschaftsbuchs 
(ALB) mit der Automatisierten Liegen-
schaftskarte (ALK) im Amtlichen Liegen-
schaftskataster-Informationssystem (AL-
KIS®). Anschließend erfolgt die vertikale 
Integration mit den Raumbezugsdaten 
(AFIS®) und der Landschaft (ATKIS®). 
In Vorbereitung der Umstellung sind 
die Verfahren zum Qualitätsmanagement 
(Da tenabgleich, Geometriestabilität, Ak-
tualität) und der Vormigration durchzu-
führen.

Zusätzlich müssen die IT-Architek-
turen (Hardware, Betriebssysteme, An-
wendungssoftware, Datenhaltung, Web-
Technologie) und die Geschäftsprozesse 
(Verfahrensabläufe zur Datenerhebung 
und -qualifi zierung sowie zur Führung 
und Benutzung) umgestaltet werden. Die 
Umstellung auf das neue Datenmodell 
eröffnet die Möglichkeit der zentralen 
Datenhaltung und bedingt auch neue 
Komponenten zur Datenerhebung (eGo-
vernment-Projekt MEA, Gebietstopo-
graph) sowie zur Auskunft (Datenabgabe 
und Vertrieb über Internetdienste). In 
Verbindung mit der Verlagerung von Tä-
tigkeiten wird zukünftig eine integrierte 
und entsprechend der Aufbauorganisa-
tion optimierte Aufgabenwahrnehmung 
erreicht.
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Resümee
Wie aus der Tabelle ersichtlich, ist ein 
Teil der eGovernment-Projekte bereits 
realisiert. Ergänzende Pfl ege- und Erweite-
rungsmaßnahmen müssen noch vorgenom-
men werden. Weitere Projekte – wie das 
Bodenrichtwertinformationssystem oder 
der Internetlandkarten-Service werden 
mittelfristig abgeschlossen. Das wich-
tigste Projekt – die Umstellung auf das 
AAA-Modell – bedarf der gemeinsamen 
Anstrengung der gesamten Vermessungs-
verwaltung, um einen erfolgreichen Ab-
schluss bis 2010 erreichen zu können.

Literatur:

eGovernment - Internetdarstellung des 
Ministeriums des Innern (http://www.
mi.brandenburg.de/sixcms/detail.

 php/55773)

Masterplan eGovernment, Stand: August 
2004 

 Herausgeber: Ministerium des In-
nern

Arbeitsunterlagen zu den eGovernment-
Projekten der Vermessungsverwal-
tung

�
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Uwe Heinrich, Joachim Kiesel, Martin Wegehenkel, Gerd Lutze, 
Karl-Otto Wenkel 

Beispiele für die Anwendung digitaler
Geländemodelle (DGM) in der Landschafts-
forschung

Das Relief ist einer der wichtigsten Standortfaktoren in der Landschaft 
und bestimmt viele Prozesse der Landschaftsentwicklung. Es ist einer 
der wenigen Faktoren die fl ächendeckend hoch aufgelöst  vorliegen und 
erhält dadurch eine zusätzliche Bedeutung für die Landschaftsforschung. 
Eine Voraussetzung für die Übertragung der in der Landschaftsforschung 
entwickelten Methoden ist die fl ächendeckende Verfügbarkeit dieser Da-
ten mit einheitlicher Qualität [Heinrich, 2003, Dibbern et al., 1998]. 

Am Leibniz-Zentrum für Agrarland-
schaftsforschung (ZALF) sind im Rah-
men der Landschaftsforschung digitale 
Geländemodelle für folgende Aufgaben- 
und Anwendungsbereiche wichtig:
• Landschaftsstrukturforschung inkl. Ty-

pisierung und Genese 
• Landschaftsprozessforschung, u.a. Ero-

sion, Geländeklima, Hochwassergefahr 
• Ableitung geomorphometrischer und ge-

omorphographischer Reliefparameter 
• Wichtiger Baustein der nichtinvasiven 

Methoden zur Abbildung von Hetero-
genitäten/Strukturen in Bodenlandschaf-
ten 

• Grundlage für die Modellierung des 
Landschaftswasserhaushalts

• Historische Landnutzungsformen
• Landschaftsvisualisierung
• Verbesserte Abgrenzung kleinmaßstä-

biger Geodaten (Boden, Geologie, Bi-
otoptypen) 

• Dissaggregierung vergesellschafteter 
Geodatenbezüge bei morphologischer 
Kopplung 

In diesem Beitrag werden im Folgen-
den Beispiele aus der Modellierung des 
Landschaftswasserhaushalts (Uckerein-
zugsgebiet), der Ableitung von Reliefpara-
metern (Ausweisung von Ungunstgebieten 
landwirtschaftlicher Nutzfl ächen) und der 
Landschaftsvisualisierung (Geologie und 
Landschaftsgenese) vorgestellt. 

DGM in der Wasserhaushalts-
modellierung, Beispiel Ucker-
einzugsgebiet
Die Wasserhaushaltsmodellierung im 
Ucker einzugsgebiet ist ein Beispiel für 
eine mesoskalige Einzugsgebietsmodel-
lierung mit einem konzeptionellen, semi-
distributiven Modellansatz. Typische 
An  wendungsfelder solch eines Modells 
auf dieser Maßstabsebene sind etwa die 
Um setzung der europäischen Wasserrah-
menrichtlinie oder Folgeabschätzungen 
von kli matischen Veränderungen und 
Landnutzungsänderungen auf den Was-
serhaushalt. Der Schwerpunkt liegt also 
eher in der Langzeitbetrachtung der hy-
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drologischen Entwicklung einer Region 
und nicht in der Betrachtung von kurz-
fristigen, lokal beschränkten Einzelereig-
nissen.

Das oberirdische hydrologische Ein-
zugsgebiet der Ucker (2 400 km²) liegt im 
Nordosten Deutschlands zu gleichen Tei-
len in den Bundesländern Mecklenburg-
Vorpommen und Brandenburg (s. Abb. 1). 
Es ist der Schwerpunktuntersuchungsraum 
des ZALF-Forschungsverbunds Nachhal-
tige Landschaftsentwicklung NordMit-
telEuropa 2020 (NME2020), in dessen 
Rahmen die folgenden Untersuchungen 
statt fanden.

Das Gebiet liegt im Bereich der letzten 
Vereisung. Oberfl ächenform und Boden-
bildung sind im Wesentlichen durch die 
glaziale Landschaftsgenese geprägt. Es 
überwiegen kuppige, wellige Grundmorä-
nenlandschaften mit zahlreichen Seen und 
Söllen (s. Abb. 2). Die höchsten Erhebun-

gen (162 m) werden durch die bewaldeten 
Endmoränenzüge gebildet. Langgestreck-
te, in Nord-Süd-Richtung verlaufende, 
Niederungen, die z.T. mit Rinnenseen bzw. 
Flachmooren gefüllt sind, gliedern das Ge-
biet. Die für Jungmoränengebiete typische 
Bodenbildung mit bindigen Deckschichten 
führt zu vielen Binneneinzugsgebieten 
mit den zahlreichen Kleingewässern. Die 
Ucker (103 km) durchfl ießt das Gebiet in 
Süd-Nord-Richtung und mündet bei Ue-
ckermünde in das Stettiner Haff (s. Abb. 
2). Die wichtigsten Nebenfl üsse sind der 
Quillow und die Randow. Klimatisch ist 
das Gebiet durch zunehmende Kontinen-
talität nach Osten geprägt. Die langjähri-
gen mittleren Jahresniederschläge liegen 
zwischen 470 und 630 mm im Jahr. Die 
klimatische Wasserbilanz ist im langjähri-
gen Mittel negativ. Hauptnutzungsform ist 
die Landwirtschaft, wobei über 50% der 
Fläche des Einzugsgebiets ackerbaulich 
genutzt werden.

Zur Modellierung wird das am ZALF 
entwickelte Wasserhaushaltsmodell THE -
SEUS (Toolbox for HydroEcological Si mu-
lation and Evaluation Utilities) verwendet. 
Es ist ein Modell zur fl ächendifferenzierten 
Berechnung der Verdunstung, Bodenfeuch-
tedynamik und Grundwasserneubildung in 
der ungesättigten Zone mit Anbindung 
an ein Geografi sches Informationssys-
tem [Wegehenkel, 2002]. Der Raumbezug 
wird über die drei räumlich miteinander 
verbundenen Ebenen Teileinzugsgebiete, 
Elementarfl ächen und Fließgewässer her-
gestellt. Die Teileinzugsgebiete 2. bis 6. 
Ordnung des Uckereinzugsgebiets bilden 
die weitere hydrologische Unterteilung 
des Raums. In jedem Teileinzugsgebiet 
werden Hydrotope (Elementarfl ächen) 
gebildet, für die homogene hydrologi-
sche Eigenschaften angenommen werden. 
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Abb.1: Lage des Untersuchungsgebiets.



- 40 - Nr. 2/2006

Abb. 2: Gewässernetz mit Relief im Uckereinzugsgebiet.

Die Elementarfl ächen entstehen durch 
die Verschneidung der Landnutzung mit 
der Bodeninformation. Jede Fläche ent-
hält Informationen zum Bodentyp, zur 
Landnutzung und zur Anbaufrucht, zum 

Grundwasserabstand sowie zur mittleren 
Gebietshöhe und Gebietsgefälle, die aus 
einem Digitalen Geländemodell (DGM) 
abgeleitet werden. Durch Überlagerung 
der Teileinzugsgebiete, des Fließgewäs-
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Abb. 3: Modellierte Tageswerte der aktuellen Verdunstung (ETr in mm d-1) für den 19.7.99 
und 19.6.00 für das Ucker-Einzugsgebiet [Wegehenkel et al., 2006, verändert].
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sernetzes und des DGM entstehen hy-
drologisch geordnete Fließabschnitte mit 
Höheninformationen. Für jede Elemen-
tarfl äche wird pro Zeitabschnitt (Tag) die 
Wasserbilanz inklusive Abfl ussbildung 
berechnet.

Die Ergebnisse einer Anwendung eines 
derartigen Modells werden natürlich ganz 
wesentlich von der Qualität der Eingangs-
daten bestimmt. Um ein hydrologisch kor-
rektes und für die Modellierung geeignetes 
Fließgewässernetz zu erzeugen, waren 
umfangreiche Vorarbeiten notwendig. 
Aus gangspunkt war das Fließgewässer-
netz aus ATKIS DLM25/1, das anhand 
der TK10 und Feldbegehungen korrigiert 
und ergänzt wurde. Die Topologie wurde 
entsprechend der Fließrichtung berich-
tigt und in den Seen ergänzt, um einen 
Durchfl uss zu ermöglichen (s. Abb. 2). Da 
für das Untersuchungsgebiet noch keine 
fl ächendeckende Bodenkarte adäquaten 
Maßstabs vorlag, wurde aus der Boden-

Abb. 4: Simulierte Tagewerte Abfl uss für das Jahr 1997 [Wegehenkel et al., 2006, verän-
dert].

übersichtskarte 1:300 000 Brandenburg 
(BÜK300) sowie der Mittelmaßstäbigen 
Landwirtschaftlichen Standortkartierung 
(MMK), die nur für landwirtschaftliche 
Flächen vorliegt und der Naturraummo-
saikkarte (NRMK) eine Bodenkarte mit 
Bodendatenbank erstellt. Informationen 
über das Relief stammen für den Teil des 
Uckereinzugsgebiets der in Brandenburg 
liegt aus dem DGM25 und für den Teil in 
Mecklenburg-Vorpommern zunächst aus 
dem DGM50, das später ebenfalls durch 
das DGM25 ersetzt werden konnte. Die 
meteorologischen Zeitreihen stammen 
vom Deutschen Wetterdienst und von 
ZALF-Wetterstationen. 

Untersuchungen zur Modellrobustheit 
bzw. -sensivität auf  veränderte Eingangs-
daten sind eine der Grundlagen, um Aus-
sagen über die Gültigkeit der Modeller-
gebnisse machen zu können. Im Rahmen 
einer Diplomarbeit wurden verschiedene 
Quellen von Landnutzungsinformationen 

1.01.1997 1.04.1997 1.07.1997 1.10.1997 1.01.1998
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herangezogen und auf ihre Auswirkung auf 
die Modellierung des Wasserhaushalts hin 
untersucht. Zum Vergleich standen ATKIS®, 
Biotoptypenkartierung, CORINE land co-
ver und eine Landnutzungsklassifi kation 
auf Basis von Landsat TM zur Verfügung. 
Abbildung 3 zeigt die simulierte Flächen-
verteilung der aktuellen Verdunstung  für 
zwei Termine, berechnet auf der Basis der 
vier verschiedenen Landnutzungsdaten. In 
Abbildung 4 ist der zeitlich dynamische 
Vergleich der vom Modell simulierten Ab-
fl üsse zu sehen. Bei der aktuellen Verduns-
tung zeigen sich nur geringe Unterschiede 
in den Simulationsergebnissen des Modells 
(Abb. 3). Bei den simulierten Abfl üssen 
sind die Auswirkungen der verschiedenen 
Landnutzungsdaten auf die Ergebnisse 
insbesondere bei kleineren Abfl ussspitzen 
< 5 m3 s-1 deutlicher zu erkennen (Abb. 4). 
Diese Abfl ussspitzen entstehen u.a. durch 
schnellen Oberfl ächenabfl uss auf versie-
gelten Flächen in Siedlungen und sind bei 
den Modellrechnungen auf der Basis der 
Landnutzungsklassifi kation aus Landsat-
TM am höchsten. Dies ist darin begründet, 
dass die Landsat-TM-Klassifi kation den 
höchsten Siedlungsfl ächenanteil von allen 
Landnutzungsdaten zeigte. Die Ergebnisse 
sind in Uhlemann 2005 & Wegehenkel et 
al 2006 ausführlich dargestellt.

Eine vergleichende Untersuchung über 
die Auswirkungen verschiedener Relief-
informationen auf die Modellergebnisse, 
analog zur Landnutzung, wäre überaus 
interessant. Das DGM 25 scheint zwar für 
diesen einfachen Modellansatz und diese 
Skala durchaus geeignet, weist aber auch 
deutliche Artefakte auf, z.B. sind Bear-
beitungsgrenzen erkennbar. Doch nur für 
Teile  des Quilloweinzugsgebiets gibt es 
Reliefdaten aus Laserscanbefl iegungen, 
so dass zurzeit noch keine vergleichenden 

Sensitivitätsuntersuchungen mit Reliefda-
ten vorgenommen werden konnten.

Ausweis Relief bedingter landwirt-
schaftlicher Ungunstlagen mit der 
Methode VERMOST
Dieses Beispiel illustriert eine Aufgabe aus 
dem Bereich der Regionalisierung des aus 
dem DGM25 abgeleiteten Reliefparame-
ters der Hangneigung. Zur Beseitigung der 
Extremwerte und groben Spitzen und zur 
Vermeidung einer Überschätzung wurde 
dieses mit Hilfe einer auf Kernel Density 
beruhenden Dichtefunktion leicht geglät-
tet. In einem nachfolgenden Schritt wurde 
der Parameter Neigungsfl ächentyp (nft) 
als Vergesellschaftung von Neigungen in 
einer defi nierten virtuellen Umgebung im 
Moving Window nach einem bewährten 
und standardisierten Entscheidungstabel-
lenverfahren berechnet, indem die Anteile 
verschiedener Hangneigungsgruppen im 
Fenster bewertet wurden. Danach wurde 
eine Regionalisierung mit der Methode 
VERMOST (Vergleichsmethode Standort) 
durchgeführt.

Die Methode VERMOST wurde in den 
80-er Jahren im Rahmen der Standorter-
kundung und des Standortvergleichs land-
wirtschaftlicher Böden auf der Basis der 
MMK entwickelt und angewandt [Thiere et 
al., 1980 und Thiere et al. 1991). Sie wurde 
genutzt, um die standörtlichen Verhältnisse 
unterschiedlicher Gemeinden und Schläge 
vergleichbar zu machen und diese in ihren 
bestimmenden Merkmalen und ihrer Hete-
rogenität zu beschreiben. Dazu wurde das 
zu untersuchende Merkmal über fachlich 
determinierte und plausible Vergleichsstu-
fen auf eine 6-stufi ge Werteskala abgebil-
det, die nach steigender Ungunst geordnet 
sind. Merkmalskomplexe wurden mit Hilfe 
von Koppelmatrizen bewertet.
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Der Algorithmus der Methode VER-
MOST stellt folgenden Satz teils komple-
xer Kennziffern für jede einzelne Kontur 
bereit:
• Dominierende Vergleichsstufe;
• Subdominierende Vergleichsstufe;
• Begleitende Vergleichsstufe;
• Index;
• Indexklasse;
• Hauptkontrast;
• Begleitkontrast;
• Kontrastgruppe und
• Flächentyp nach Vergleichstufen.

Durch die Implementierung dieses in 
der Praxis vielfach bewährten Algorith-
mus in das GIS konnten folgende Vor-
teile erzielt werden: Einerseits kann der 
Algorithmus auf nicht standortkundliche 

Abb. 5: Hangneigungsverhältnisse (Neigungsfl ächentyp) im Bereich der Neuenhagener 
Insel auf der Basis eines leicht generalisierten DGM25.

Fragestellungen angewandt werden, da der 
Satz der bereitgestellten Kennziffern die 
Verteilung und Heterogenität eines belie-
bigen räumlich verteilten und bewerteten 
Merkmals (auch kategorale Merkmale) 
in einer beliebigen Zielkontur beschreibt. 
Andererseits kann als Zielkontur ein Mo-
ving-Window mit variablem Radius Ver-
wendung fi nden.

Abbildung 5 zeigt die Hangneigungs-
verhältnisse eines Landschaftsausschnitts 
im Bereich Neuenhagener Insel und Bad 
Freienwalde als Abweichung von der 
mittleren Hangneigung auf der Basis des 
DGM25. Aus der Detailansicht ist ein Mix 
unterschiedlicher Hangneigungen in ei-
nem kleineren Ausschnitt erkennbar. Zum 
Ausweis zusammenhängender Areale von 
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Ungunstlagen für die landwirtschaftliche 
Bewirtschaftung infolge zu großer Hang-
neigung eignet sich diese Verteilung nicht. 
Auch bringt eine stärkere Generalisierung 
des DGM keine wirkliche Regionalisie-
rung zustande, obwohl die Varianz der 
Hangneigung im Landschaftssauschnitt 
sinkt. Durch Überführung der Hangnei-
gungsfl ächentypen in eine klassifi zierte 
Verteilung (Vergleichsstufen) lässt sich 
jedoch problemlos die Methode VER-
MOST im Moving-Window verwenden, 
um die Heterogenität der Verteilung der 
Neigungsfl ächentypen im Fenster zu be-
schreiben. Verwendet man dazu einen 
Radius r = 1000 m und die Kennziffer In-
dexklasse (IK) ergibt sich die in Abbildung 
6 dargestellte Verteilung, die klar zwischen 

Abb. 6: Regionalisierung Landwirtschaftliche Ungunstlagen über Parameter Indexklasse 
(IK) der Methode VERMOST.

ungeeigneten und geeigneten Arealen un-
terscheidet. Die Detaildarstellung zeigt 
deutlich, wie aus dem Mix unterschied-
licher Hangneigungen klar ausgegrenzte 
Areale von Klassen als quasi homogen 
defi nierter Bewirtschaftungserschwernis-
se infolge Hangneigung entstehen. Durch 
Kombination mit den Substrat-, Hydro-
morphie- und Steinigkeitsverhältnissen 
können darauf aufbauend die standort-
bedingten Anbaueignungsareale fl ächen-
scharf ausgewiesen werden.

Visualisierung von Landschafts-
ausschnitten 
Eine grundlegende Voraussetzung, um 
hochwertige Landschaftsbilder am Com-
puter entstehen zu lassen, ist die Verfüg-
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barkeit eines breiten Spektrums digita-
ler Daten, die bestimmte Aspekte eines 
Landschaftsausschnitts beschreiben. Dazu 
gehören nicht nur bildhafte Darstellungen 
wie Luft- und Satellitenbilder, sondern 
auch thematische Daten zur Beschreibung 
des Reliefs, der Topographie, der Landnut-
zung oder der geologischen Verhältnisse. 
Aber auch nicht nur durch direkte visuelle 
Beobachtung oder Kartierung erfassbare 
Daten können Verwendung fi nden, sondern 
beliebige räumlich verteilte Informationen 
wie der Versiegelungs- oder Zerschnei-
dungsgrad, die Eignung des Standorts für 
landwirtschaftliche Produktion oder die 
Landschaft als Habitat für seltene Tier- 
und Pfl anzenarten, die Biodiversität und 
Vieles andere mehr.

Bei einer Vielzahl von Visualisierungs-
themen besteht ein enger Bezug zum Re-
lief. Um den Blick für die Landschaft zu 
schärfen, sind Sichten aus verschiedenen 
Perspektiven hilfreich, da nur selten die 
landschaftlichen Zusammenhänge aus ei-
nem Blickwinkel erkennbar sind. Es müs-
sen die wesentlichen und bestimmenden 
Elemente der Landschaft herausgearbeitet, 
womöglich auch überbetont werden und 
auch im Bedarfsfall nicht sichtbare räum-
lich verteilte Informationen sichtbar ge-
macht werden. Die heutige Landschaft und 
Landnutzung ist nur in ihrem historisch, 
geologischen Kontext zu verstehen. Mit 
den vorhandenen Technologien und Daten, 
insbesondere ein die Reliefverhältnisse 
ausreichend genau beschreibendes DGM, 
lassen sich durch neuartige Sichten auf die 
Landschaft neue Einsichten gewinnen, die 
in der realen Landschaft überprüft werden 
können sowie Eindrücke aus der realen 
Landschaft verallgemeinern, um so den Er-
kenntnisgewinn zu steigern. Hochwertige 
Visualisierungen sind ein ausgezeichnetes 

Mittel, um den partizipativen Erkenntnis- 
und Diskussionsprozess unterschiedlicher 
Partner zu befördern.

Eine hochwertige Visualisierung wird 
dadurch erreicht, indem die notwendigen 
Daten aus dem GIS als ein Satz the-
matischer Folien einem Postprocessing-
Prozess im Sinne der Bildbearbeitung 
unterworfen werden. Dabei spielen ver-
schiedene Generalisierungsgrade eines 
DGM eine entscheidende Rolle, um diese 
mit unterschiedlichen Intensitäten und 
Verknüpfungsalgorithmen zu einer aus 
vielen Ebenen bestehenden Kompositi-
on der Visualisierung zu vereinigen. So 
können bestimmte Aspekte betont und 
andere etwas zurückgenommen werden. 
Die Auswahl von geeigneten Farbspektren, 
Signaturen und Transparenzen erfordert 
nicht geringen Aufwand. Von entscheiden-
der Bedeutung ist jedoch die Berechnung 
eines virtuellen, räumlichen Eindrucks. 
Dieser wird sowohl durch die künstliche 
Beleuchtung des DGM realisiert als auch 
durch die Einbeziehung und optische Ver-
stärkung von Hangkanten sowie Steillagen. 
In der richtigen Auswahl und Mischung 
aller dieser abgeleiteten Reliefparameter 
aus verschiedenen Generalisierungsgraden 
eines oder mehrerer genutzter DGM liegt 
das Erfolgsrezept einer lebendig wirken-
den Visualisierung.

Die Visualisierung von Landschaftsaus-
schnitten ist ein aufwendiger, interaktiver 
Prozess, der eine Vielzahl von Freiheits-
graden bei der Auswahl der thematischen 
Ebenen und der Art ihrer Verknüpfung 
zulässt. Schon bei der Berechnung ei-
ner Beleuchtung können die Anzahl der 
Lichtquellen, ihre Intensitäten, die Winkel 
des horizontalen und vertikalen Licht-
einfalls, der Schattenfall, die Intensität 
des Streulichts oder der Refl exionen, des 
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Abb. 7: Morphologie des Eberswalder Urstromtals mit ausgewählten geologischen Ein-
heiten.

Abb. 8:  Pforte des Eberswalder Urstromtals mit historischer Geologischer Karte.
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Überhöhungsfaktors des DGM sowie die 
Klassifi zierung und Signaturzuordnung für 
die unterschiedlichen Beleuchtungsinten-
sitäten frei festgelegt werden.

Die Abbildungen 7, 8 und 9 zeigen 
Visualisierungsergebnisse auf der Basis 
digitaler Geländemodelle des Landes 
Brandenburg.

Ausblick
Der Stellenwert von digitalen Geländemo-
dellen für die Landschaftsforschung wird 
durch die neuen Qualitäten, die durch die 
fernerkundungsgestützte Erstellung von 
Digitalen Geländemodellen über Laser-
scan- oder Radartechniken erzielt werden, 
noch erheblich zunehmen. In der hohen 
räumlichen Aufl ösung und der Genauigkeit 
der Höhenangabe, die durch die Gewinnung 
von Höhendaten aus Laserscanbefl iegungen 
erzielt wird, steckt ein großes Potential für 
die Landschaftsforschung, das über die 
traditionelle Verwendung von digitalen 
Höhenmodellen weit hinausgehen kann. 

Bei den eingangs aufgeführten Anwen-
dungsbereichen digitaler Höhenmodelle in 
der Landschaftsforschung am ZALF wird 
eine qualitative Verbesserung durch eine 
Steigerung der Aufl ösung und Genauigkeit 
der Höhenangaben eintreten. Die Bearbei-
tung der nachfolgenden Fragestellungen, 
die Gegenstand der aktuellen Landschafts-
forschung am ZALF sind, sind erst durch 
die neuen Datenqualitäten denkbar:
• Modellgestützte quantitative Auswer-

tungen zum Wasserhaushalt von Nie-
derungsfl ächen. Ziel ist die Angabe 
von Grundwasserfl urabständen, daraus 
abgeleitet auch Speicherinhalten bzw. 
-änderungen bei teilweise bzw. wech-
selhaft auftretendem Überstau der Flä-
chen. Hauptproblem sind die zurzeit an 
diesen Standorten noch nicht genügend 
hohe Zuverlässigkeit der Höhendaten, 
bedingt durch die schwierige Trennung 
von Vegetation (Grasland, Schilf – sehr 
dicht, teilweise im Wasser stehend) und 
wahrer Geländeoberfl äche.

Abb. 9:  Toteisblöcke im Buckower Kessel in der Märkischen Schweiz.



   ermessung Brandenburg�

• Ableitung detaillierter Wasserstufen-
karten als wesentlicher Eingangspara-
meter für die Modellierung der Grün-
landvegetation.

• Identifi zierung von Söllen und der Stoff-
eintragspfade und Abschätzung der 
Nährstoffeinträge in Sölle, Gewässer, 
Feuchtgebiete und sensible Biotope.

• Für die rechnergestützte Ausweisung 
von kleinfl ächigen Naturschutzbra-
chen in Ackerfl ächen wie auch für die 
Präzisierung von Biotopentwicklungs-
potenzialen werden hochaufgelöste 
Hangneigungs- und Expositionsdaten 
benötigt.

Ob ein Geländemodell zur Lösung 
einer bestimmten Aufgabe eine ausrei-
chende Qualität besitzt oder nicht, kann 
nur im Zusammenhang mit der Art der 
Aufgabenstellung beantwortet werden.  
Aufgaben, die eine höhere Ableitung 
des Geländemodells benötigen, wie die 
Ableitung morphographischer und mor-
phometrischer Reliefparameter, reagieren 
sensitiver auf Abweichungen als solche, 
die nur die Höhe selbst verwenden. Erste 
Erfahrungen mit hoch aufgelösten digita-
len Geländemodellen zeigten bereits de-
ren Potenzial aber auch neue Anforderun-
gen, um mit den Datenmengen und den 
detaillierten Informationen umgehen zu 
können. Durch die Art der Primärdatenge-
winnung, die eine regelbasierte Filterung 
erfordert, um die Werte des Geländemo-
dells von denen des Oberfl ächenmodells 
zu trennen, treten neue Fehlerpotentiale 
auf. Es sind neue Interpretationsansätze 
notwendig, um die Abbildung von Details 
wie Pfl ugfurchen und Wegrainen oder die 
dynamische Veränderung von Wasser-
ständen berücksichtigen zu können. Um 
letzteres interpretieren zu können, sind 
Angaben zum Erfassungszeitpunkt der 

Primärdaten erforderlich. In jedem Falle 
sollte sich jedoch der Anwender im Vor-
feld der Nutzung eines Geländemodells 
mit dessen Eignung und Qualität ausein-
andersetzen. Um das Potenzial dieser 
neuen Generation digitaler Geländemo-
delle auszuschöpfen, ist eine verstärkte 
Kommunikation zwischen Datennutzer 
und Datenerzeuger erforderlich.

Datenquellen
Abfl ussdaten Uckereinzugsgebiet: Staat-

liches Umweltamt und Landesamt für 
Umwelt, Naturschutz und Geologie 
Mecklenburg-Vorpommern.

ATKIS DLM25/1: Landesvermessung und 
Geobasisinformation Brandenburg und 
Landesvermessungsamt Mecklenburg-
Vorpommern.

Bodenübersichtskarte Brandenburg 
1:300 000 (BÜK300): Landesamt 
für Bergbau, Geologie und Rohstoffe 
Brandenburg.

Biotoptypenkartierung: Ministerium für 
Landwirtschaft, Umwelt und Verbrau-
cherschutz Brandenburg und Landes-
amt für Umwelt, Naturschutz und Ge-
ologie Mecklenburg-Vorpommern.

CORINE land cover: Statistisches Bun-
desamt, Wiesbaden.

Daten zur Umweltsituation im Land 
Brandenburg (DUB): Ministerium für 
Landwirtschaft, Umwelt und Verbrau-
cherschutz Brandenburg.

DGM25/DGM50: Landesvermessung 
und Geobasisinformation Branden-
burg und Landesvermessungsamt 
Mecklenburg-Vorpommern.

DGM2 und Laserscandaten: Landesver-
messung und Geobasisinformation 
Brandenburg.

- 49 -



- 50 - Nr. 2/2006

Geologische Übersichtskarte 1: 300 000: 
Landesamt für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe Brandenburg.

Historische Geologische Karte (1883   -
1897).

Meteorologie: Deutscher Wetterdienst.

Mittelmaßstäbige Landwirtschaftliche 
Standortkartierung (MMK) Meck-
lenburg-Vorpommern: Bundesamt für 
Geowissenschaften und Rohstoffe.

Naturraummosaikkarte (NRMK) Meck-
lenburg-Vorpommern: Landesamt für 
Forsten und Großschutzgebiete Meck-
lenburg-Vorpommern.
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Jörg Möhl

Auswirkungen der Reform der
Gemein samen Agrarpolitik auf die Preise 
von Agrarland

Vorbemerkung
Im Juni 2003 haben die EU-Agrarminister 
eine weitreichende Reform der Gemein-
samen Agrarpolitik (GAP) beschlossen. 
Grundsätzlich soll mit der Reform der Ein-
kommensbeitrag der im Referenzzeitraum 
2000 bis 2002 im Mittel für die Produk-
tion eines konkreten Betriebs gewährten 
Preisausgleichszahlungen auf einer neuen, 
fl ächen- und nicht mehr produkt- und tier-
bezogenen Berechnungsgrundlage kom-
pensiert werden. Damit erfolgte in der 
EU-Agrarpolitik ein Paradigmenwechsel. 
Voraussetzung für den Erhalt von staat-
lichen Transferzahlungen ist heute im 
Wesentlichen nicht mehr die tatsächliche 
Produktion von Nahrungsmitteln, sondern 
eine mittels fl ächenbezogener Zahlungs-

„Angebot und Nachfrage von und nach Grundbesitz folgen (...) den 
Ertragsschwankungen der Landwirtschaft nur sehr langsam und un-
vollkommen und mit ihnen die Güter- und Bodenpreise sowohl als die 
Taxwerte, welche der Taxator ihnen beizumessen hat. Die Güterpreise 
sind eben nicht allein ein Ausdruck der Möglichkeiten des Geldverdie-
nens. Auch wenn man aber diese Möglichkeiten des Geldverdienens 
allein als Maßstab für die Güterpreise benutzen wollte, so würden die 
letzteren den (...) Konjunkturen nur langsam folgen, denn sie bringen 
nicht die augenblicklichen derartigen Möglichkeiten zum Ausdrucke. 
Hoffnungen, Erwartungen und Befürchtungen für die Zukunft sind es, die 
hier vornehmlich entscheidend wirken, und zwar sowohl diejenigen der 
einzelnen Kaufl ustigen als diejenigen der einzelnen Verkaufl ustigen.” 
(aus Friedrich Aereboe: Die Beurteilung von Landgütern und Grund-
stücken. Parey, Berlin, 1924)

ansprüche (Bezugsrechte) nachgewiesene 
Prämienberechtigung (Auszahlung von 
staatlichen Einkommensbeihilfen).

Mit der Zuteilung der Zahlungsansprü-
che der GAP-Reform erhielten die Flächen 
für die Landwirtschaft ein neues werter-
hebliches Zustandsmerkmal. 

Auf dem ausgeprägt heterogenen land-
wirtschaftlichen Grundstücks- und Pacht-
markt ist der empirische Nachweis von 
kausalen Zusammenhängen zwischen den 
Agrarsubventionen und der Preisbildung 
kaum möglich. Nur kurze Zeit nach dem 
Inkrafttreten der GAP-Reform bildet das 
Marktgeschehen die geänderten Rahmen-
bedingungen auch noch nicht zuverlässig 
ab. Die rein rechnerische Berücksichtigung 
der Zahlungsansprüche bei der Wertermitt-
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lung wäre aber weder sachgerecht noch 
plausibel. Der Verkehrswert von Land-
wirtschaftsfl ächen ist grundsätzlich im 
Vergleichswertverfahren aus dem Markt-
geschehen zu ermitteln. Das gilt auch in 
Enteignungsverfahren und hat ggf. durch 
Marktsimulation zu erfolgen. 

Die Prognose künftiger Boden- und 
Pachtpreise ist immer mit Risiken verbun-
den. Die nachstehenden Ausführungen zu 
den Auswirkungen der GAP-Reform beru-
hen auf den aus den Rahmenbedingungen 
der Reform abgeleiteten überwiegenden 
Entwicklungserwartungen. 

Agrarstrukturentwicklung
Von den unterschiedlichen Umsetzungs-
möglichkeiten der GAP-Reform hat sich 
Deutschland für eine Variante des Regio-
nalmodells, das sogenannte Kombinati-
onsmodell mit im Grundsatz personenbe-
zogenen Flächenprämien entschieden.

In der Vergangenheit wurden produkt- 
und tierbezogene staatliche Beihilfen für 
die Erzeugung einer Reihe von landwirt-
schaftlichen Produkten gewährt. Landwir-
te führten auch unrentable Betriebszweige 
fort, denn ohne die Produktion hätte es die 
Beihilfen nicht gegeben. Sie mussten dann 
mit einem Teil der Direktzahlungen die 
entstandenen Verluste ausgleichen und nur 
der Rest war einkommenswirksam. 

Mit der GAP-Reform wurden die Direkt-
zahlungen größtenteils von der Produktion 
entkoppelt und durch Betriebsprämien 
ersetzt. Die wirtschaftliche Entscheidung 
für die Erzeugung bestimmter landwirt-
schaftlicher Produkte hängt jetzt im We-
sentlichen von deren Markterlösen und 
Produktionskosten ab. 

Hauptziele der Agrarreformen der EU 
sind neben der Stärkung der Wettbewerbs-
fähigkeit der Landwirtschaft auch der 

Um weltschutz, die Landschaftspfl ege und 
die Verbesserung der Lebensqualität im 
ländlichen Raum. Voraussetzung für die 
Gewährung der Direktzahlungen ist da-
her heute die Einhaltung einer Vielzahl 
von Bewirtschaftungsaufl agen (Cross-
Com pliance-Regelungen, d.h. „Über-
kreuzverpfl ichtungen”) in den Bereichen 
Umwelt, Tierschutz, Lebens- und Futter-
mittelsicherheit (19 EG-Richtlinien und 
Verordnungen), die Erhaltung der Flächen 
in einem guten landwirtschaftlichen und 
ökologischen Zustand und die Erhaltung 
des Dauergrünlands.

In der Startphase der Reform wird das 
Kombinationsmodell bis 2009 über die 
unterschiedliche Höhe der „Kombination” 
der fl ächenbezogenen Zahlungsansprüche 
mit einer betriebsindividuell zugeteilten 
Komponente die bereits vorhandenen Be-
triebsstrukturen weitgehend erhalten. 

In der Angleichungsphase von 2010 bis 
2013 wird das Kombinationsmodell in ein 
reines Regionalmodell überführt. Die pro 
Bundesland (Region) je Hektar beihilfefä-
higen Acker- oder Dauergrünland (Region 
Brandenburg/Berlin: 269,65 €/ha bzw. 
68,49 €/ha) und betrieblich unterschied-
lich hoch zugeteilten Zahlungsansprüche 
(betriebsindividueller Startbetrag) werden 
schrittweise an einen 2009 zu berechnen-
den, am Ende der Angleichungsphase 
2013 regional einheitlichen, d.h. nur noch 
fl ächenbezogenen Prämienwert, angegli-
chen (regionaler Zielwert Brandenburg/
Berlin: ca. 292 €/ha Landwirtschaftsfl ä-
che). Diese Umschichtungen zwingen 
die Betriebe unter Beachtung der Cross-
Compliance-Regelungen zunehmend zur 
Marktorientierung der Erzeugung, was 
zu regionsweiten Änderungen der Struk-
tur der landwirtschaftlichen Produktion 
führen wird. 
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Zahlungsansprüche

Zahlungsansprüche aus der GAP-Reform 
sind die an bestimmte Voraussetzungen ge-
bundenen Bezugsrechte auf Direktzahlun-
gen (staatliche Einkommensbeihilfen), die 
den Betriebsinhabern bei Antragsstellung 
bezogen auf die von ihnen am 17.05.2005 
bewirtschafteten Flächen zum 1.01.2005 
zugeteilt wurden. 

Die Höhe der zugeteilten Zahlungsan-
sprüche hatte keinen Bezug zu der natürli-
chen Ertragsfähigkeit der Böden und auch 
die Nutzungsart als Acker- oder Grünland 
(80 bzw. 20 % der Landwirtschaftsfl äche in 
Brandenburg) war nur im Zusammenhang 
mit der Entstehung der Zahlungsansprüche 
von Bedeutung. 

Die Zahlungsansprüche sind nicht an 
eine landwirtschaftliche Erzeugung gebun-
den, können aber nur über die Bewirtschaf-
tung einer entsprechenden beihilfefähigen 
Fläche aktiviert, d.h. zur Auszahlung be-
antragt werden. Für die Beihilfeberech-
tigung genügt die Beachtung der mit 
der Reform eingeführten Cross-Compli-
ance-Regelungen und die Beibehaltung 
des landwirtschaftlichen Charakters der 
Flächennutzung.

Mit den Zahlungsansprüchen wurde ein 
von der landwirtschaftlichen Produktion 
unabhängiger Vermögenswert geschaffen. 
Die Zahlungsansprüche stellen eigenstän-
dige immaterielle Wirtschaftsgüter dar, die 
innerhalb der Prämienrechtregionen (Bun-
desländer) selbständig handelbar sind. Der 
Eigentümer eines Zahlungsanspruchs kann 
frei darüber verfügen. Neben der Eigennut-
zung kann er die Zahlungsansprüche durch 
privatrechtlichen Vertrag endgültig (mit 
oder ohne Fläche) oder zeitlich befristet 
(nur zusammen mit Fläche) an andere 
Betriebsinhaber übertragen. 

Verkäufer von Zahlungsansprüchen 
können Bodeneigentümer oder Pächter 
mit einem Überschuss an Prämienrech-
ten, d.h. einem Mangel an aktivierbaren 
Flächen sein:
• Selbstwirtschaftende Bodeneigentü-

mer, die Flächen ohne die zugeteilten 
Zahlungsansprüche verpachtet oder 
ver kauft haben (z.B. als Bauland), die 
von Landentzug für den Gemeinbedarf 
betroffen sind, die den landwirtschaft-
lichen Betrieb aufgeben usw.

• Pächter, die Pachtfl ächen zurückgeben 
und dabei ihre Zahlungsansprüche zu-
rückbehalten. 

Ohne individuelle Vereinbarungen sind 
Pächter nicht zur Herausgabe der ihnen 
zugeteilten Zah lungsansprüche an den 
Verpäch ter bzw. einen von diesem zu 
benennenden Dritten verpfl ichtet. Die 
Her ausgabepfl icht der Zahlungsansprü-
che gemäß der VO (EG) 1782/2003 an 
den Bodeneigentümer durch Pächter, die 
Pachtfl ächen zurückgeben, wurde in Beru-
fungsverfahren vor dem OLG Rostock (Ur-
teil vom 7.03.2006 – 12 U 7/05 -) und dem 
OLG Naumburg (Urteil vom 30.03.2006 
– 2 U 127/05 -) verneint. Das OLG Rostock 
hat wegen der grundsätzlichen Bedeutung 
dieser Rechtsfrage die Revision zum Bun-
desgerichtshof zugelassen. 

Die Urteile haben die Rechtsauffassung 
der Bundesregierung bestätigt, wonach 
die EU-rechtlichen Bestimmungen nur 
die Auslegung zulassen, dass die dem 
Pächter als Betriebsinhaber während der 
Laufzeit seines Pachtvertrags originär 
zugewiesenen Zahlungsansprüche bei 
Pachtvertragsende nicht auf den Verpäch-
ter übertragen werden müssen. Vielmehr 
verbleiben diese beim Pächter, der darüber 
frei verfügen kann. Das deutsche Pacht-
recht und die Rechtsprechung des BGH 
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zur Rückgabe von Milchreferenzmengen 
und Zuckerrübenlieferrechten in Pachtsa-
chen kommt bei Zahlungsansprüchen nicht 
zur Anwendung. Zahlungsansprüche sind 
weder im Rahmen einer ordnungsgemä-
ßen Bewirtschaftung der Pachtsache zu 
beantragen noch stellen sie einen Annex 
zu den bei Pachtende herauszugebenden 
Flächen dar. 

Käufer von Zahlungsansprüchen kön-
nen Bewirtschafter und Bodeneigentümer 
mit einem Überschuss an aktivierbaren 
Flächen, d.h. einem Mangel an Prämien-
rechten sein: 
• Bewirtschafter, die den Antrag am 

17.05.2005 versäumt haben, die Flächen 
ohne Zahlungsansprüche kaufen oder 
pachten, die Neuland in Kultur nehmen 
(z.B. rekultivierte Tagebaufl ächen), die 
das betriebliche Prämienvolumen durch 
den Erwerb höherwertiger Zahlungs-
ansprüche optimieren wollen (Ersatz 
von Zahlungsansprüchen mit geringem 
Auszahlungsvolumen durch solche mit 
hohem Auszahlungsvolumen) sowie Bo-
deneigentümer, deren Pächter bei der 
Rückgabe von Pachtfl ächen die Zah-
lungsansprüche nicht auf den Verpächter 
übertragen haben usw..

Wert der Zahlungsansprüche
Der Markt für Zahlungsansprüche lässt 
sich bisher nicht vorausschauen. In 
Deutschland haben die Auszahlungen der 
Zahlungsansprüche mit einem jährlichen 
Volumen von annähernd 5,5 Milliarden 
Euro bei einer Laufzeit bis 2013 einen 
geschätzten Kapitalbarwert von 30 Mil-
liarden Euro. 

Der Handel mit Zahlungsansprüchen ist 
ein reines Finanzgeschäft. Entscheidend 
für den Erwerb von Zahlungsansprüchen 
sollte die Rendite der Kapitalanlage und 

ihr Beitrag zum Betriebseinkommen sein. 
Allein nach fi nanzmathematischen An-
sätzen kann der Marktwert eines Zah-
lungsanspruchs und sein Einfl uss auf die 
Boden- und Pachtpreise jedoch nicht prog-
nostiziert werden. 

Die Übertragung von Zahlungsansprü-
chen muss schriftlich erfolgen und wird 
behördlich mittels einer zentralen Daten-
bank überwacht (www.zi-daten.de). Jeder 
Zahlungsanspruch hat eine bundesweit 
einmal vergebene Registriernummer. Da 
es aber keine Pfl icht zur Anzeige der 
Kaufpreise gibt und auch keine Auswer-
tung der Transaktionen erfolgt, ist der 
Markt für Zahlungsansprüche nur schwer 
nachvollziehbar. 

Werden beim Verkauf von Landwirt-
schaftsfl ächen auch die Zahlungsansprüche 
mitveräußert, ist der auf das Grundstück 
entfallende Kaufpreis gesondert auszuwei-
sen. Der Erwerb von Zahlungsansprüchen 
unterliegt nicht wie bei Grundstücken der 
Grunderwerbssteuer, ihre Veräußerung 
jedoch im Gegensatz zu Grundstücken 
der Umsatzsteuer. Das eröffnet den Gut-
achterausschüssen für Grundstückswerte 
die Möglichkeit, bei der Auswertung von 
Kaufverträgen über Agrarland zumindest 
zwischen Flächen mit oder ohne Prämi-
enrechten zu unterscheiden. 

Gegenwärtig sind erste Preistrends nur 
auf Handelsplattformen im Internet (z.B. 
www.praemienboerse.de) nachvollziehbar. 
Auf den regionalen Prämienrechtmärkten 
werden Zahlungsansprüche zwischen dem 
zwei- bis vierfachen des Nennbetrags des 
Förderbescheids (Auszahlungsbetrag des 
Zahlungsanspruchs) angeboten. 

Im Verlauf der Reform ist zu erwarten, 
dass das Angebot an Zahlungsansprü-
chen in Deutschland allein durch die 
Schrumpfung der Landwirtschaftsfl ächen 
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infolge von Bau- und Ausgleichsmaß-
nahmen (jährlich um etwa 50 000 ha) die 
Nachfrage übersteigt und es langfristig 
zu einem Überschuss an nicht aktivierten 
(nicht zur Auszahlung beantragten) Zah-
lungsansprüchen kommt. Das Bundesmi-
nisterium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz erwartet, dass sich 
bereits 2008 ein ausreichender Markt für 
die Zahlungsansprüche etabliert.

Boden- und Pachtpreise 
Das Niveau und die Entwicklung der land-
wirtschaftlichen Boden- und Pachtpreise 
unterliegt einer Vielzahl inner- und au-
ßerlandwirtschaftlicher Einfl ussfaktoren. 
Dazu zählen auch die von der Agrarpolitik 
gesetzten Rahmenbedingungen, insbeson-
dere das jeweilige System der landwirt-
schaftlichen Einkommensstützung. 

Entgegen den verteilungspolitischen 
Zielen fl ießen staatliche Subventionen in 
der Regel nicht vollständig der jeweiligen 
Zielgruppe zu. Das gilt auch für Agrarsub-
ventionen. Mit der GAP-Reform sollen die 
Bewirtschafter (Betriebsinhaber) gestärkt 
werden. Sie erhielten als Eigentümer oder 
Pächter beihilfefähiger Flächen die Zah-
lungsansprüche zugeteilt. Durch Über-
wälzungseffekte beim Kauf und vor allem 
bei der Pacht von Agrarland partizipieren 
aber auch die nicht selbst wirtschaftenden 
Bodeneigentümer (Nichtlandwirte) an den 
Einkommensbeihilfen. Das Boden- und 
Pachtpreisniveau wird, wie schon vor der 
aktuellen Agrarreform, von den Agrarsub-
ventionen mitbestimmt. 

Die Einführung der Zahlungsansprüche 
trennte zwar die Prämienrechte vom Bo-
deneigentum, sie bleiben jedoch eng mit 
dem Bodenbesitz verknüpft. Der verfügba-
re Boden ist als sogenannte beihilfefähige 
Fläche die wesentliche Voraussetzung für 

die Aktivierung der Zahlungsansprüche, 
d.h. für die Beantragung der Direktzah-
lungen. Die Auszahlungen erhält, wer 
den Zahlungsanspruch besitzt und eine 
Fläche nach dem Zeitpunkt der Antrags-
stellung mindestens zehn Monate im Jahr 
bewirtschaftet. Das wirkt einer erheblichen 
Veränderung der Boden- und Pachtpreise 
entgegen. Zahlungsansprüche ohne akti-
vierbare Fläche sind wertlos. Andererseits 
ist die Bewirtschaftung von beihilfefä-
higen Flächen ohne Zahlungsansprüche 
zwar möglich, ihre Rentabilität jedoch un-
wahrscheinlich. Zu prämienfreien Flächen 
können die Zahlungsansprüche jedoch zu 
Marktpreisen hinzuerworben werden.

Die Auswirkungen der GAP-Reform 
werden kurzfristig nicht zu erheblichen 
Veränderungen der Boden- und Pachtprei-
se von Agrarland führen: 
• Außer den Überwälzungseffekten aus 

Agrarsubventionen bestimmen die von 
den regionalen Wirtschaftsverhältnissen 
und Betriebsstrukturen, den natürlichen 
Standortverhältnissen und außerland-
wirtschaftlichen Faktoren geprägten 
langfristigen Einkommenserwartungen 
wesentlich die örtlichen Boden- und 
Pachtpreise. 

• Die Beihilfezahlungen der GAP-Re-
form erfolgen annähernd auf dem 
Niveau der bisherigen staatlichen 
Ein kommensstützung in den Prämi-
enrechtregionen (Bundesländer). Das 
Übertragungsgebiet, d.h. der Handel 
von Zahlungsansprüchen ist daher auch 
auf ihre Entstehungsregion beschränkt. 
Die Zahlungsansprüche können nur mit 
beihilfefähigen Flächen aus dem jewei-
ligen Bundesland aktiviert werden.

• Die Auszahlungen aus den Zahlungsan-
sprüchen sind zeitlich bis 2013 befristet 
und von der zukünftigen Agrarpolitik 

- 55 -



- 56 - Nr. 2/2006

abhängig. Die für 2009 geplante Über-
prüfung der Auswirkungen der Agrar-
reform (Midterm-Review) macht die 
begrenzte Planungssicherheit deutlich. 
Die Aufnahme weiterer Staaten in die 
EU wird beim Erreichen der fi nanzi-
ellen Obergrenze im EU-Haushalt zu 
Umverteilungen und Kürzungen der 
Transferzahlungen führen. Langfristig 
soll allein der Markt die Rentabilität 
der landwirtschaftlichen Produktion 
bestimmen. 

• Potentielle Käufer prämienberechtigter 
Flächen werden bei der Preisfi ndung 
das erhebliche Politikänderungsrisiko 
berücksichtigen. Neupächter werden 
bestrebt sein, in langfristigen Pachtver-
trägen über individuelle Pachtpreisan-
passungsklauseln die Risiken der Ent-
wicklung der staatlichen Einkommens-
stützung zumindest teilweise auf die 
Bodeneigentümer zu überwälzen. 

Bodenpreise
Das örtliche Bodenpreisniveau von Agrar-
land als Produktionsfaktor und zugleich 
Vermögensobjekt wird heute hauptsäch-
lich durch die Gesamtwirtschaftlichkeit 
und Eigenkapitalausstattung der Land-
wirtschaftsbetriebe einer Region, deren 
Nachfrage nach der örtlich begrenzt ver-
fügbaren landwirtschaftlichen Nutzfl ä-
che und durch außerlandwirtschaftliche 
Faktoren bestimmt. 

Landwirtschaftlicher Bodenerwerb er-
folgt in der Regel mit Planungshorizonten, 
die über die Dauer der Zeiträume zwischen 
Agrarreformen weit hinaus gehen. Die 
zeitlich befristeten Zahlungsansprüche aus 
der GAP-Reform werden deshalb für sich 
allein kaum Einfl uss auf das Angebot und 
die Nachfrage auf dem landwirtschaftli-
chen Grundstücksmarkt haben. Allenfalls 

der Beleihungswert von Agrarland verbes-
sert sich ggf. um den Auszahlungsbetrag 
der Zahlungsansprüche.

Das landwirtschaftliche Bodenpreis-
niveau war auch in der Vergangenheit 
schon von der Agrarpolitik mitbestimmt. 
Mit einiger Verzögerung bildet es die 
Agrarstrukturentwicklung ab. Der direk te 
Einfl uss der jeweiligen staatlichen Ein-
kommensstützung ist jedoch mangels 
Markt transparenz von den übrigen wert-
beeinfl ussenden Faktoren in der Regel 
nicht eindeutig zu trennen. 

Beim Verkauf von Agrarland zusammen 
mit den Zahlungsansprüchen werden die 
Vertragsparteien ihren Gestaltungsspiel-
raum nutzen. Die Kaufpreise von Grund-
stück und Zahlungsansprüchen sind zwar 
wegen der unterschiedlichen Besteuerung 
gesondert auszuweisen, ob ggf. Anteile 
des Werts der Zahlungsansprüche in den 
Bodenwert (oder umgekehrt) einfl ossen, 
wird in der Regel nicht nachzuvollziehen 
sein. 

Dennoch spaltet sich der Grundstücks-
wert von beihilfefähigem Agrarland mit 
der GAP-Reform in den Bodenwert und 
den Wert des selbständig handelbaren Zah-
lungsanspruchs. Der selbst wirtschaftende 
Bodeneigentümer verfügt über den Boden 
und erhielt auch die Zahlungsansprüche 
zugeteilt. Der verpachtende Bodeneigentü-
mer erhält bei Pachtende die Flächen u.U. 
ohne die dem Pächter als Bewirtschafter 
zugeteilten Zahlungsansprüche zurück.
• Die Zahlungsansprüche sind bei der 

Grundstückswertermittlung zu berück-
sichtigen (§ 14 WertV 88). Ein Kauf-
interessent, der die Wahl zwischen 
zwei gleichermaßen für seine Zwecke 
geeigneten Flächen hätte, würde erfah-
rungsgemäß die Flächen mit Zahlungs-
ansprüchen oder einen Abschlag auf 
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den geforderten Kaufpreis zumindest 
in Höhe des Marktwerts der Zahlungs-
ansprüche fordern. 

• Das landwirtschaftliche Bodenpreis-
niveau wird sich nur in dem unwahr-
scheinlichen Fall des Entstehens großer 
prämienrechtfreier Flächen, weil z.B. 
Pächter in großem Umfang Flächen 
ohne die ihnen zugeteilten Zahlungs-
ansprüche an die Bodeneigentümer 
zurückgeben, nachvollziehbar in prä-
mienberechtigte und -freie Flächen 
spalten. 

• Nur bei einem geringen Ausgangs-
niveau, z.B. in Naturschutzgebieten 
und Naturparks, ist mit dem Anstei-
gen der Bodenpreise zu rechnen. Für 
den Erhalt der Direktzahlungen reicht 
nämlich schon die Beibehaltung des 
landwirtschaftlichen Charakters der 
Flächennutzung aus. Verbleibt nach Ab-
zug der Pfl egekosten ohnehin ertrags-
schwacher Flächen noch ein positives 
Ergebnis, kann man die Erzeugung 
landwirtschaftlicher Produkte auch ein-
stellen. Wenn eine Naturschutz- oder 
Ausgleichsmaßnahme jedoch dazu 
führt, dass eine Fläche nicht mehr als 
landwirtschaftliche Fläche gilt, geht 
der Zahlungsanspruch für diese Fläche 
verloren und ihr Wert sinkt entspre-
chend.

Pachtpreise
Die Höhe der örtlichen Pachtpreise ori-
entiert sich in der Regel an dem mit 
der Bodennutzung nachhaltig erzielba-
ren zusätzlichen Einkommen. Vor allem 
die Unterschiede in den betrieblichen 
Möglichkeiten der Bodennutzung und 
den unternehmerischen Konzepten der 
Pächter führen zum Wettbewerb um die 
Pachtfl ächen. 

Das Vorhandensein und der Wert der auf 
den Pachtfl ächen liegenden Zahlungsan-
sprüche aus der GAP-Reform sind wesent-
liche pachtpreisbestimmende Faktoren. 
Das jeweilige regionale Pachtpreisniveau 
war jedoch auch in der Vergangenheit 
schon von erheblichen Überwälzungen 
auf die Bodeneigentümer aus Preisaus-
gleichszahlungen, Stilllegungs- und an-
deren Flächenprämien mitbestimmt. Im 
Vergleich zum Referenzzeitraum 2000 bis 
2002 wird durch die Prämienzahlungen 
für die meisten Betriebe kein zusätzlicher 
Einkommensbeitrag generiert, der an die 
Bodeneigentümer über höhere Pachten 
weitergereicht werden könnte. Mit dem 
Übergang zum Regionalmodell vermin-
dern sich zudem die Einkommenseffekte 
der Transferzahlungen stetig bis zu den 
regionalen Zielwerten 2013. 
• Die Überwälzungseffekte aus dem Prä-

mieneinkommen der Bewirtschafter 
an die Bodeneigentümer haben eine 
erhebliche pachtpreisstützende Wir-
kung. Die meisten fl ächenabhängigen 
Betriebe können mangels ausreichender 
Rentabilität und Kapitalausstattung auf 
den Einkommensbeitrag der Beihilfen 
jedoch nicht vollständig verzichten. 
Bei vielen Betrieben stammt das Be-
triebseinkommen wie vor der aktuellen 
Reform zu mehr als der Hälfte aus 
staatlichen Transferzahlungen. Solche 
Betriebe können aus dem Prämienein-
kommen der Zahlungsansprüche kaum 
höhere Pachten zahlen.

• Die Umsetzung der GAP-Reform hat 
keine erheblichen pachtpreissteigern-
den Effekte. Die Kopplung der Aus-
zahlung der Zahlungsansprüche an die 
Bewirtschaftung beihilfefähiger land-
wirtschaftlicher Fläche stabilisiert die 
Pachtpreise. Die Agrarstrukturen wer-
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den sich auch aus diesem Grund den 
Marktbedingungen weiter in Richtung 
der Vergrößerung der bewirtschafteten 
Einheiten anpassen. Bei pachtfl ächen-
reichen Großbetrieben hat das Pacht-
preisniveau einen überdurchschnittli-
chen Einfl uss auf das Betriebsergebnis. 
Betriebe mit über 1 000 ha Fläche 
bewirtschaften im Land Brandenburg 
etwa 50 % der Landwirtschaftsfl äche. 
Etwa 90 % der Fläche aller Betriebe 
sind hier Pachtfl ächen. Das bremst den 
weiteren Anstieg der Pachten.

• Die langjährige regionale Pachtpreis-
entwicklung wird sich allein durch 
die Umsetzung der Agrarreform nicht 
sprunghaft verändern. Die Pachtpreise 
von Ackerland werden in Gebieten mit 
einem bisher vergleichsweise geringen 
Pachtpreisniveau weiter steigen. Auf 
niedrigem Niveau stagnierende Pacht-
preise für Dauergrünland werden im 
Zuge der schrittweisen Angleichung 
der Prämien für Acker- und Grünland 
an einen nur noch fl ächenbezogenen 
Prämienwert ansteigen. Das Maß der 
Überwälzung aus dem Prämienein-
kommen wird in diesem Fall langfristig 
möglicherweise auch nachvollziehbar 
sein.

• Da die Prämienzahlungen produkti-
onsunabhängig erfolgen, kann es an 
ertragsschwachen Standorten auch zur 
Extensivierung der Produktion und zu 
umfangreichen Flächenstilllegungen 
kommen. Nach Abzug der Kosten der 
vorgeschriebenen Minimalpfl ege kann 
auch ohne Produktion noch ein Einkom-
mensbeitrag aus den Zahlungsansprü-
chen erwirtschaftet werden. Das wird in 
Gebieten mit ungünstigen natürlichen 
Standortbedingungen und einem ent-
sprechend geringen Pachtpreisniveau 

ggf. zu verstärkter Nachfrage nach 
Pachtfl ächen mit Zahlungsansprüchen 
führen. Auch an den Grenzertrags-
standorten werden die Pachtpreise nicht 
sinken.

• Die Flächenbewirtschaftung ohne Zah-
lungsansprüche ist zwar möglich, ihre 
Rentabilität aber unwahrscheinlich. 
Prämienrechtfreie beihilfefähige Flä-
chen werden erst bei einem erheblichen 
Überschuss von Zahlungsansprüchen 
auf dem regionalen Prämienrechtmarkt 
und einem örtlichen Mangel an aktivier-
baren Flächen einen Nutzer fi nden.

Entschädigungsbemessung 
beim Landentzug für öffentliche 
Zwecke
Neben der Entschädigung für den durch 
die Enteignung eingetretenen Rechtsver-
lust nach § 95 BauGB ist auch für die 
anderen Vermögensnachteile nach § 96 
BauGB Entschädigung zu gewähren. 
Dabei ist zu beachten, dass nur die als 
Eigentum geschützten Rechtspositionen 
der Grundstückseigentümer und Pächter 
zu entschädigen sind und keine Doppelent-
schädigung erfolgt. 

Nur kurze Zeit nach dem Inkrafttreten 
der GAP-Reform bildet der landwirt-
schaftliche Grundstücksmarkt die geän-
derten Rahmenbedingungen noch nicht 
zuverlässig ab. Dennoch sind die Zah-
lungsansprüche bei der Wertermittlung 
für den freihändigen Erwerb von enteig-
nungsbedrohtem Agrarland als auch bei 
der Entschädigungsbemessung in Ent-
eignungsverfahren zu berücksichtigen. 
Das hat ggf. durch Marktsimulation zu 
erfolgen. 

Die enteignungsrechtliche Qualität von 
Agrarland ändert sich durch die Zuteilung, 
den Erwerb oder Verlust von Zahlungs-
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ansprüchen nicht. Die Flächen erhielten 
mit den Zahlungsansprüchen jedoch ein 
neues werterhebliches Zustandsmerkmal 
als „Prämienrechtaktivierer”. In bereits 
länger dauernden Enteignungsverfahren 
kann sich im Ergebnis der Umsetzung 
der GAP-Reform der Marktwert der Ent-
zugsfl ächen zum Zeitpunkt der Zahlung 
der Entschädigung verändert haben. Auch 
die Zahlungsansprüche selbst sind als ei-
genständige immaterielle Wirtschaftsgüter 
unter Beachtung der Schadenminderungs-
pfl icht zu entschädigen. 

Die Zuteilung der Zahlungsansprü-
che erfolgte zum 1.01.2005. Der Antrag 
auf Festsetzung der Zahlungsansprü-
che musste bis zum 17.05.2005 gestellt 
werden. Der Antrag konnte, abgesehen 
von wenigen Ausnahmen, nach diesem 
Zeitpunkt nicht nachgeholt werden. Ent-
scheidend für die Größe der beihilfefä-
higen Flächen waren die Flächen, die 
dem Antragsteller am 17.05.2005 zur 
Verfügung standen. 

Für die Zuteilung der Zahlungsansprü-
che war es unerheblich, ob es sich bei den 
beihilfefähigen Flächen um Eigentums- 
oder Pachtfl ächen handelte. Anspruchs-
berechtigter war der Betriebsinhaber, der 
eine beihilfefähige Fläche am 17.05.2005 
bewirtschaftete. Die einem Pächter wäh-
rend der Laufzeit seines Pachtvertrags 
zugewiesenen Zahlungsansprüche müssen 
bei Vertragsende nicht auf den Verpächter 
übertragen werden. Pächter und Verpächter 
steht es jedoch frei, privatrechtlich andere 
Regelungen zu vereinbaren.

Der betriebsindividuelle Teil der Zah-
lungsansprüche wurde nach den im Refe-
renzzeitraum 2000 bis 2002 im Mittel für 
die Produktion eines konkreten Betriebs 
gewährten Preisausgleichszahlungen be-
messen. Anspruchsberechtigt war am 

17.05.2005 derjenige, welcher im Be-
zugszeitraum entweder selbst entsprechen-
de betriebsindividuelle Direktzahlungen 
erhalten hatte oder nachweisen konnte, 
dass die Ansprüche aus dem Bezugszeit-
raum auf ihn übergegangen waren. Bei 
Flächenverkäufen vor dem 17.05.2005 
konnten die Vertragspartner z.B. Rege-
lungen in den Kaufvertrag aufnehmen, 
wonach die betriebsindividuellen Beträge 
dem Käufer angerechnet werden. Bei Flä-
chenverkäufen nach der Antragstellung, 
aber vor Zuteilung der Zahlungsansprüche, 
konnte unter bestimmten Voraussetzungen 
die Übertragung der Zahlungsansprüche 
auf den neuen Grundstückseigentümer 
erfolgen.

Umsetzung der Reform – Stichtage 
für die Entschädigungsermittlung
Bei der Ermittlung der Enteignungsent-
schädigung sind die zugeteilten Zahlungs-
ansprüche (bzw. ihr Fehlen) als werterheb-
liches Zustandsmerkmal der Entzugsfl ä-
chen zu berücksichtigen. Bei der Ermitt-
lung der Pachtaufhebungsentschädigung 
ist der Erwerbs- bzw. Einkommensverlust 
für den Pachtzeitraum vor der Reform aus 
dem Wegfall der Produktion und danach 
auch aus dem Wegfall des Prämienrechts 
zu berücksichtigen.

Für die Wertermittlung im Zusammen-
hang mit dem Entzug von Agrarland sind 
der Zeitpunkt des Inkrafttretens der GAP-
Reform als auch die Etappen ihrer Umset-
zung von Bedeutung.
• Endgültiger Flächenentzug bis zum 
17.05.2005: Die Anzahl der fl ächenbezo-
genen Zahlungsansprüche richtete sich 
nach dem Umfang der bis zu diesem Stich-
tag angemeldeten beihilfefähigen Fläche 
der Betriebsinhaber. Für die Zuteilung der 
Zahlungsansprüche war es unerheblich, ob 
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es sich bei den beihilfefähigen Flächen um 
Pacht- oder Eigentumsfl ächen handelte. 
Für bis zum 17.05.2005 endgültig entzoge-
ne Flächen wurden keine Zahlungsansprü-
che zugewiesen. Allein die Verhinderung 
des Entstehens der Zahlungsansprüche ist 
in Enteignungsverfahren nicht zu berück-
sichtigen. Nicht zugeteilte Zahlungsan-
sprüche können auch nicht entzogen und 
dafür Entschädigung verlangt werden. 
• Flächenentzug nach dem 17.05.2005: 
Bereits zugeteilte Zah lungsansprüche 
kön nen mangels Flächennachweis nicht 
aktiviert werden und sind dem bis zum 
Landentzug wirtschaftenden Eigentümer 
oder Pächter unter Berücksichtigung der 
Schadenminderungspfl icht (z.B. Verkauf 
der freiwerdenden Zah lungsansprüche 
zum Marktwert) zu entschädigen.
• Zeitweiliger Flächenentzug nach dem 
17.05.2005: Auch ein zeitweiliger Flä-
chenentzug kann einen Entschädigungsan-
spruch des Betriebsinhabers für vorüber-
gehend nicht nutzbare Zahlungsansprüche 
begründen. Um die Beihilfen ausbezahlt 
zu bekommen, muss ein Zahlungsan-
spruch mit einem jährlich bis zum 15. Mai 
zu wiederholenden Nachweis der beihil-
fefähigen Fläche aktiviert werden. Die 
Zahlungsansprüche gelangen nur dann 
zur Auszahlung, wenn die Flächen über 
einen Zeitraum von jährlich mindestens 10 
Monaten dem Antragsteller (Bewirtschaf-
ter) zur Verfügung standen (Ausnahme 
höhere Gewalt oder außergewöhnliche 
Umstände). Nach einem nicht länger als 
drei Jahre andauernden vorübergehenden 
Entzug können die Zahlungsansprüche bei 
Erfüllung des Zehnmonatszeitraums wie-
der aktiviert werden. Zahlungsansprüche, 
die drei aufeinanderfolgende Jahre nicht 
genutzt wurden, verfallen zugunsten einer 
nationalen Reserve.

Fazit
Mit der Zuteilung von Zahlungsansprü-
chen aus der GAP-Reform erhielten die 
Flächen für die Landwirtschaft ein neues 
werterhebliches Zustandsmerkmal. Die 
Zahlungsansprüche stellen fl ächenbezo-
gene Bezugsrechte der Bewirtschafter auf 
die Auszahlung von staatlichen Einkom-
mensbeihilfen dar. 

Der Grundstückswert von beihilfefähi-
gem Agrarland spaltet sich mit der GAP-
Reform in den Bodenwert und den Wert 
des selbständig handelbaren Zahlungs-
anspruchs. Die Zahlungsansprüche sind 
bei der Grundstückswertermittlung zu 
berücksichtigen (§ 14 WertV 88). In Ent-
eignungsverfahren sind die Zahlungsan-
sprüche unter Beachtung der Schadenmin-
derungspfl icht zu entschädigen.

Die Auswirkungen der GAP-Reform 
werden kurzfristig nicht zu erheblichen 
Veränderungen der Boden- und Pacht-
preise von Agrarland führen. Die Bei-
hilfezahlungen erfolgen annähernd auf 
dem Niveau der bisherigen staatlichen 
Einkommensstützung. Das Boden- und 
Pachtpreisniveau wurde auch vor der ak-
tuellen Reform bereits von Agrarsubven-
tionen mitbestimmt. 

�

Quellenagabe:

BMELV: Die EU-Agrarreform – Umset-
zung in Deutschland, Berlin 2006
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Geschichtlicher Rückblick 
Die Gründung der Frauenkirche geht 
auf das 11. Jahrhundert zurück. Auf die 
Geschichte des bedeutenden Bauwerks 
wurde bereits ausführlich in früheren 
Publikation eingegangen (Schütze und 
Weber 2000). Zu Beginn des 18. Jahr-
hunderts wurde die alte Frauenkirche 
zu klein und baufällig, so dass sie nur 
noch eingeschränkt genutzt werden konn-
te. 1722 erhielt der Ratszimmermeister 
George Bähr den Auftrag, einen Neubau 
zu planen. Im August 1726 wurde der 
Grundstein gelegt, 1729 war die Kirche 
bis zum Hauptgesims und Ende 1731 
bis zur Kuppel fertiggestellt. 1743 war 
der Bau vollendet. Die steinerne Kuppel 
Bährs prägte 200 Jahre die Silhouette der 
Stadt. Ihre Zerstörung am 15. Februar 1945 
infolge der Bombenangriffe vom 13./14. 
Februar war ein besonders schmerzlicher 

Harald Weber

Enttrümmerung und Wiederaufbau der 
Dresdner Frauenkirche
Ergebnisse der Deformationsmessungen 1993 bis 2004

Der 30. Oktober 2005 war für die Dresdner und ihre Gäste ein denk-
würdiger Tag. An jenem Tag erfolgte die Weihe der wiedererstandenen 
Frauenkirche. Nach der Enttrümmerung des Ruinenbergs und anschlie-
ßendem Hochbau fanden mit dem Aufsetzen der Turmhaube auf die 
Laterne der Frauenkirche am 22.06.2004 die Rohbauarbeiten an diesem 
für die Silhouette der Stadt Dresden (Abb. 1) prägenden Gotteshaus 
ihren Abschluss. Bis zu diesem Zeitpunkt war eine Vielzahl ingenieur-
technisch sehr anspruchsvoller Aufgabenstellungen zu lösen, zu denen 
u.a. die Deformationsmessungen zur Bestimmung des Hebungs- und 
Setzungsverhaltens des Bauwerks gehörten, welche kontinuierlich seit 
1993 (Beginn der Enttrümmerung) bis Dezember 2004 (Abschluss des 
Hochbaus) erfolgten.

Verlust für Dresden. Deshalb hat der Traum 
vom Wiedererstehen der Frauenkirche die 
Dresdener Bevölkerung in den folgenden 
Jahren immer begleitet.
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Abb. 1: Die Frauenkirche im Dresdner Stadt-
bild 
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Aber erst am 18.03.1991 fasste die Syn-
ode der Evangelisch-lutherischen Landes-
kirche den Beschluss dieses für Dresden so 
wertvolle Bauwerk wieder zu errichten.

Der Ablauf der Bautätigkeiten
Im Januar 1993 begannen die Arbeiten 
zur Enttrümmerung der Ruine, die im 
Mai 1994 abgeschlossen wurden. Abb. 2 
zeigt die Ausgangssituation zu Beginn der 
Enttrümmerungsarbeiten. In der Bildmitte 
sind noch die Ruinenteile des Coselpalais 
sichtbar, welches ebenso wie die Frauen-
kirche in den folgenden Jahren wieder im 
historischen Glanz entstanden ist. 

Nach der Versetzung des „1. Steins” 
am 27. Mai 1994 begannen die Arbeiten 

an der Unterkirche (1996 - Weihe der 
Unterkirche) und an einem unterirdischen 
Außenbauwerk, welches für die Nutzung 
der Unterkirche die notwendige Technik, 
die Sanitär- und Garderobenbereiche auf-
nahm. Abb. 3 verdeutlicht den beginnenden 
Hochbau am Eingang A mit dem Zusam-
menspiel von alter, historischer und neuer 
Bausubstanz. 

Bis 1998 waren die Pfeiler und im Juni 
2001 die Innenkuppel fertig gestellt. Im 
Mai 2002 begann der Bau der steiner-
nen Glocke, welcher mit dem Versetzen 
des letzen Steins an der Laterne im April 
2004 seinen Abschluss fand. Während 
aller Bauphasen erfolgten kontinuierlich 
die Überwachung des Bauvorhabens hin-

sichtlich He bungen, Setzungen 
und Mau erwerksstauchungen.

Das Messungs konzept
Die Grundlage für die Deforma-
tionsmessungen bildete ein „Tech-
nisches Projekt Vermessung” 
(Schüt ze und Weber 1993), wel-
ches zwischen dem Bauherren, der 
Stiftung Frauenkirche e.V., dem 
Wiederaufbauplaner IPRO DRES-
DEN Architekten- und Ingenieur-
aktiengesellschaft und dem Büro 
für Industrievermessung (BIV) ab-
gestimmt und entsprechend dem 
Baufortschritt aktualisiert wurde 
(Schütze und Weber 1997).

Für die Deformationsmessun-
gen wurden zwei grundsätzliche 
Abschnitte defi niert:
1. Abschnitt - die Enttrümme-

rung
Beim Abtrag des Trümmerbergs 
wurden 22 000 m3 Trümmer ge-
borgen. Hierbei war die Entlastung 
des Grundmauerwerks zu ermitteln 
und die Standfestigkeit der Rui-

Abb. 2: Bauzustand im Jahr 1993

Abb. 3: Bauzustand im Jahr 1994
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nenteile vom Nord-West-Turm und des 
Choranbaus nachzuweisen.
2. Abschnitt - der Hochbau
Zu ermitteln waren die Setzungswerte 
am Grundmauerwerk beim Lastauftrag. 
Gefordert waren Aussagen zur Gleich-
mäßigkeit der Setzung für symmetrisch 
liegende Bauwerksteile. Des Weiteren 
waren Aussagen zum Stauchungsverhalten 
des Mauerwerks zu treffen.

Die Deformationsmessungen erfolgten 
mittels Präzisionsnivellement. Für den 
Hochbau waren alle Messungen als Dop-
pelmessungen auszuführen, wobei die 
Differenzen zwischen 1. und 2. Messung 
nach der Ausgleichung nicht größer als 
0,5 mm sein durften. Die Grundlage der 
Deformationsmessungen bildete ein Bau-
höhennetz, das im weiträumigen Bereich 
des Neumarkts angelegt wurde (Abb. 4). 
Es diente dazu, die Stabilität der Aus-
gangspunkte zu überwachen (Schütze und 
Weber 10/2004).

Ausgehend von dem Höhennetz er-
folgten die Präzisionsnivellements zur 

Frauenkirche. Dabei sind über 100 Mauer-
bolzen angemessen worden, die an statisch 
sensiblen Bereichen in den unterschied-
lichen Bauebenen vom Kellergeschoss 
(Abb. 5) bis in die Ebene der Innenkuppel 
angebracht wurden. Somit konnten auch 
mögliche Stauchungen des Mauerwerks 
erfasst werden.

Ergebnisse der Deformations-
messungen nach Abschluss der 
Enttrümmerung
Es konnten folgende Aussagen getroffen 
werden:
• Die größten Entlastungen wurden für die 

Mauerbolzen an den Vierungspfeilern 
(MB 4010, MB 4005) ermittelt (Abb. 
2). Geringere Hebungswerte wurden für 
die Bolzen im Sockelbereich bestimmt. 
Damit kann mit der nach außen hin 
abnehmenden Entlastung des Mauer-
werks die ursprüngliche Lastverteilung 
des Trümmerbergs (größte Massen im 
Kircheninneren) gut nachvollzogen 
werden.
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Abb. 4: Höhennetz zur Überprüfung der Stabilität der Ausgangspunkte
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• Ganze Gebäudeteile wiesen ein ähnli-
ches Deformationsverhalten auf. Die 
Westseite der Kirche ist um 1,5 mm bis 
2 mm mehr entlastet als die Ostseite. Die 
Ursache hierfür ist die unterschiedliche 
Lastverteilung des Trümmerbergs.

• Die maximalen Hebungswerte betrugen  
+ 16,2 mm. Damit wurden die von den 
Fachplanern vorausberechneten Werte 
bestätigt.
Zur Überwachung der Mauerwerks-
stauchungen wurden mit dem Baufort-
schritt in den Bauebenen Betstube (6 m 
Höhe), 1. Empore (9 m), 2. Empore 
(13,5 m) und Innenkuppel (28,1 m) 

weitere Mauerbolzen angebracht. Für 
den Hochbau wurde das Messpunkt-
feld im historischen Keller verdichtet 
(Abb. 6) und die Pfeiler im Erdgeschoss 
mit Mauerbolzen versehen. Damit wa-
ren Aussagen zum Setzungsverhalten 
entlang von Bauwerksachsen möglich 
und es konnten Setzungsdifferenzen 
für das Mauerwerk und die Pfeiler 
überwacht werden.

Das war u.a. deshalb notwendig, weil an 
der Bährschen Kirche Setzungsdifferenzen 
zwischen Pfeilern und Außenmauerwerk 
(Ursache: Stauchung der Pfeiler) zu Bau-
werksschäden führten (Wenzel 1995). 

Abb. 5: Nivellementsnetz im historischen Keller und im Außenbauwerk
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Derartige Probleme sollten rechtzeitig 
erkannt werden, um frühzeitig geeignete 
Maßnahmen einleiten zu können.

Ergebnisse der Deformations-
messungen nach Abschluss der 
Rohbauarbeiten
Es konnten folgende Aussagen zum De-
formationsverhalten getroffen werden 
(Schütze und Weber 2004):
• Die maximalen Setzungswerte im 

Grundmauerbereich (historischer Kel-
ler) betragen - 7,6 mm. Sie sind geringer, 
als die von den Fachplanern erwarteten 
Setzungswerte.

• Die Bolzen an den Vierungspfeilern ha-
ben die Ausgangshöhe vom Januar 1993 
noch nicht wieder erreicht (Abb. 8).
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Abb. 7: Hebungswerte nach Abschluss der Enttrümmerung

Abb. 6: Präzisionsnivellements im histori-
schen Keller
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• Es wurde ein sehr gleichmäßiger Set-
zungsverlauf festgestellt (Abb. 8). Für 
die Ruinenteile Nord-West-Turm und 
Choranbau wurden geringere Setzungs-
werte ermittelt. Symmetrische Bauteile 
haben sich mit guter Näherung gleich-
mäßig gesetzt.

• Der Vergleich der Deformationen von 
Mauerbolzen gleicher Grundrisslage in 
verschiedenen Bauhöhen gibt Auskunft 
über die Stauchungen des Mauerwerks. 
So haben sich die Punkte an der In-
nenkuppel seit November 2000 um 
-10,0 mm gesetzt, die im Kellergeschoss 
seitdem nur um -3,5 mm. Die Stau-
chungen betragen demnach 6,5 mm. 
Sie  liegen im Erwartungsbereich der 
Fachplaner und werden als baupraktisch 
unkritisch angesehen.

• Auf Grund der Ergebnisse der Defor-
mationsmessungen konnte im Ab-
schlussbericht  festgestellt werden, 
dass die Setzungen nunmehr wegen 
des nichtbindigen Bodens komplett 
abgeklungen sind. Festgestellte Hö-
henänderungen sind auf Mauerwerks-
stauchungen zurückzuführen. Auf wei-
tere vermessungstechnische Deforma-
tionsmessungen kann in der Zukunft 
verzichtet werden. (Jäger 2005).

Zusammenfassung
Die im „Technischen Projekt Vermessung” 
aufgestellten hohen Genauigkeitsforde-
rungen wurden trotz sehr beengter räum-
licher Verhältnisse im Kircheninneren und 
ständig wechselnder Messbedingungen 
eingehalten. Die von den Statikern be-
nötigten Aussagen zum Setzungs- und 
Stauchungsverhalten konnten mit Hilfe 
der Präzisionsnivellements mit hoher Ge-
nauigkeit ermittelt werden.

Die Deformationsmessungen waren in-
genieurtechnisch sehr anspruchsvoll. 

Abb. 8: Zeit-Setzungskurve der Frauenkir-
che am MB 4010 im historischen 
Keller
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Abb. 10: Die Frauenkirche heuteAbb. 9: Der Nord-West-Turm oberhalb der 
Dachkonstruktion im Jahr 1996
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Für Darstellungen wissenschaftlicher 
und technischer Art im Allgemeinen 
und Landkarten im Besonderen, ist bei 
der Bestimmung der Eigentümlichkeit 
zu berücksichtigen, dass derartige Dar-
stellungen regelmäßig einem praktischen 
Zweck dienen, der den Spielraum für eine 
individuelle Gestaltung einengt. Im Hin-
blick hierauf geht der Bundesgerichtshof 
in ständiger Rechtsprechung davon aus, 
dass kein zu hohes Maß an eigenschöpfe-
rischer Formgestaltung im Rahmen dieser 
Werkart verlangt werden kann. Während 
die zeichnerisch einfache schablonenhafte 
perspektivische Darstellung einfacher ge-
normter technischer Erzeugnisse keinen 
urheberrechtlichen Schutz genießt (OLG 
Hamm GRUR 1981, 130, 131 – Preislisten-
Druckvorlage), kann sich die Eigentüm-
lichkeit durchaus in der freien Wahl und 
Anwendung der Darstellungstechniken 
widerspiegeln, wie z. B. in der Art der 
Linienführung, der Schattenbildung, der 
Schraffuren, der Darstellung bspw. von 
Schraubgewinden, in der Winkelstellung 
und Auswahl der Perspektive sowie ggf. 

Paul W. Hertin

Geodaten, Kartographie und Urheberrecht1

Unter dem Aspekt des Urheberrechtsschutzes ist der Spielraum für die 
Entfaltung einer schöpferischen Leistung bei Kartenwerken insofern 
eingeschränkt, als dass die Darstellung durch die topographischen 
Gegebenheiten objektiv weitgehend festgelegt ist. Auch soweit be-
stimmte Darstellungstechniken notwendig oder allgemein üblich sind, 
kann daraus eine schöpferische Leistung nicht abgeleitet werden. Dies 
schränkt die Zuerkennung des Urheberschutzes nach § 2 Abs. 1 Nr. 7 
UrhG erheblich ein.

in der farblichen Hervorhebung einzelner 
Geräteteile und technischer Abläufe (BGH 
GRUR 1991, 529, 530 – Explosionszeich-
nungen). 

Bei Landkarten ist vom Ausgangspunkt 
her zunächst auf die Art der Karten abzu-
stellen. Bei Katasterkarten ist der Freiraum 
für eine individuelle Gestaltungsweise sehr 
eng begrenzt, weil bei diesen die korrek-
te nichtschutzfähige Sachinformation im 
Vordergrund steht. Bei topographischen 
Karten, so meint der BGH, sei der Freiraum 
für eine individuelle Gestaltungsweise 
etwas größer. Deutlich höher liegt dieser 
Freiraum dagegen bei thematischen Kar-
ten (BGH GRUR 1998, 916, 917 unter 
Hinweis auf Pape, Kartographische Nach-
richten 1979, 228 ff.; Twaroch, Medien 
und Recht 1992, 183, 185 ff; vgl. ferner 
BGH GRUR 1988, 33, 35 – Topographi-
sche Landeskarten). In jedem Falle ist 
zu unterscheiden zwischen der Sachin-
formation, bestehend aus der grafi schen 
Darstellung von Flüssen, Gebirgen, Bauten 
und Verkehrswegen, und der davon zu 
trennenden Frage, ob die kartographische 

1 Mit freundlicher Genehmigung des Autors, Vortrag auf dem von der LGB unterstützten Symposium Praktische Karto-
graphie in Königslutter am Elm, Mai/2006. 
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Darstellung von einem Gestaltungsspiel-
raum Gebrauch macht, bei dem die Form 
gebende kartographische Leistung über 
die bloße Mitteilung der geographischen 
Tatsachen hinausgeht. Das wiederum fi n-
det seinen Ausdruck in der Darstellung der 
geographischen Gegebenheiten nach Far-
be, Formgebung, Auswahl des Maßstabs, 
dem darzustellenden Geländeausschnitt, 
der Kartenzeichnung und den Verallgemei-
nerungen der Einzelheiten (Ahlberg, in: 
Möhring/Nicolini, Urheberrechtsgesetz, 
2. Aufl . § 2 Rn. 147 mwN).

Was nun die topographischen Landeskar-
ten angeht, so hat der Bundesgerichtshof 
in der Sache BGH GRUR 1988, 33 – To-
pographische Landeskarten, das konkrete 
Vorliegen der urheberrechtlichen Schutz-
fähigkeit topographischer Landeskarten 
keineswegs bejaht oder bestätigt. Vielmehr 
hat der BGH in jener Entscheidung ledig-
lich die generelle Möglichkeit des Urhe-
berschutzes für solche topographischen 
Landeskarten bejaht und dahingehende 
tatsächliche Feststellungen nach erfolgter 
Zurückverweisung dem Berufungsgericht 
überlassen.

Gebilligt wurde dagegen die Zuerken-
nung von Urheberschutz für ein Kar-
tenwerk mit dem Titel „Stadtplanwerk 
Ruhrgebiet“ im Falle BGH GRUR 1998, 
916, 918 – Stadtplanwerk. In Bezug auf 
Kartenwerke dieses Genres wurde ein 
– gegenüber topographischen Landes-
karten – gesteigerter Freiraum für eine 
individuelle Gestaltungsweise zuerkannt 
und letztlich damit begründet, dass solche 
Stadtplanwerke eine nicht zuletzt auf die 
ungewöhnliche Farbgebung zurückzufüh-
rende hervorragende Übersichtlichkeit mit 
einer erstaunlichen Detailfülle verbinde. 
Dadurch könne ein solches Stadtplanwerk 
die Bedürfnisse eines weiten Benutzerkrei-

ses befriedigen (BGH aaO S. 917 rechte 
Spalte unten). Diese Feststellungen sind 
auf topographische Landeskarten nicht 
ohne weiteres übertragbar. Das Ziel solcher 
TK besteht darin, Siedlungen, Verkehrs-
wege, Gewässer, Geländeformen sowie 
sonstige Erscheinungsformen der Erdo-
berfl äche möglichst genau und vollständig 
wiederzugeben. Die Bearbeitung erfolgt 
bundesweit nach einheitlichen Zeichen-
vorschriften (Musterblättern) und einem 
einheitlichen geodätischen Bezugssystem. 
Die Landesvermessungsämter arbeiten 
dabei auch mit einem digitalen Infor-
mationssystem und bedienen sich bei 
dessen grafi scher Umsetzung vor allem 
in Bezug auf die Darstellung des Stra-
ßen- und Wegenetzes des Mittels der 
Computergrafi k. Das Verkehrswegenetz 
wird orthografi sch erfasst und dann per 
Computergrafi k maßstabsgerecht umge-
setzt. Spielräume für urheberrechtlich 
relevante Gestaltungsmaßnahmen sind vor 
diesem Hintergrund kaum ersichtlich oder 
jedenfalls außerordentlich eingeschränkt. 
Diese Defi zitsituation verschärft sich unter 
dem weiteren Aspekt, dass und soweit 
topographische Landeskarten nicht 1:1 
kopiert, sondern nur bestimmte Einzelele-
mente aus den TK entlehnt und in andere 
kartographische Werke integriert werden. 
Insoweit sind die Grundsätze maßgeblich, 
die zum Teilwerkschutz maßgeblich sind. 
Voraussetzung für den Schutz von Werktei-
len ist nämlich, dass der entlehnte Teil auch 
für sich genommen den Schutzvorausset-
zungen des § 2 UrhG genügt, also eine 
persönliche geistige Schöpfung darstellt 
(BGH GRUR 1989, 419 – Bauaußenkante; 
BGH GRUR 1988, 533, 534 – Vorentwurf 
II; BGH GRUR 1961, 631, 633 – Fern-
sprechbuch; Schricker/Loewenheim § 2 
Rn. 66 mwN). Soweit Werkteile keine 
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persönliche geistige Schöpfung darstellen, 
ist ihre Benutzung urheberrechtlich erlaubt 
(BGHZ 9, 262, 266 – Lied der Wildbahn I; 
BGH GRUR 1981, 267 – Dirlada). Soweit 
der Verletzungstatbestand darauf gestützt 
werden soll, dass einzelne inhaltliche 
Übereinstimmungen gegeben seien, die 
bspw. das Verkehrs- und Wegenetz, die 
Benennung von Böschungen an Straßen 
und Wegen und sonstige topographische 
Details wie die Erstreckung von Bebau-
ungen, Sportplätzen, Bäder usw. betreffen, 
lässt sich eine Urheberrechtsverletzung 
somit in den seltensten Fällen schlüssig 
dartun.

Es verwundert deshalb nicht, dass die 
Landesvermessungsämter nach wie vor 
ihre Schutzposition weniger auf das Ur-
heberrecht als vielmehr auf den Daten-
bankschutz (§§ 87 a ff. UrhG) stützen 
möchten. Die Diskussion über die An-
wendbarkeit des Datenbankschutzes auf 
topographische Karten hat durch das Urteil 
des Landgerichts München I (abgedruckt 
in: Kartographische Nachrichten, Heft 
2/2006, gegen Hertin, Datenbankschutz für 
topographische Landkarten?, KN 1/2005, 
S. 25 ff.) zu neuem Gesprächsstoff ge-
führt. Den Erwägungen, mit denen der 
Urteilsverfasser den Datenbankschutz für 
die Kartenblätter der topographischen 
Karten des Landesvermessungsamtes des 
Freistaates Bayern bejaht, soll nachfolgend 
im Detail nachgegangen werden.

a) In den Entscheidungsgründen des 
Münchener Urteils wird zunächst fest-
gestellt, dass die topographischen Kar-
ten eine Vielzahl von Einzeldaten zur 
Beschaffenheit der Erdoberfl äche im je-
weiligen Kartengebiet enthalten, etwa 
Lage und Ausdehnung von Siedlungs- und 
Verkehrsfl ächen, von Gewässern, Vege-
tationszonen usw. Unter dem Aspekt des 

Datenbankschutzes nach § 87 a UrhG ist 
diese zweifelsfreie Tatsachenfeststellung 
durchaus insoweit einschlägig, als selbst-
verständlich auch Geodaten und topogra-
phische Objekteigenschaften als „andere 
Elemente“ (neben Werken und sonstigen 
Daten) Gegenstand einer Datenbank im 
Sinne dieser Vorschrift sein können. 

b) Auch soweit das Landgericht Mün-
chen I davon ausgeht, dass Datensammlun-
gen in analoger, insbesondere gedruckter 
Form Datenbankschutz genießen können, 
ist spätestens seit BGHZ 141, 329 – Tele-
Info-CD unbestritten und, wie zutreffend 
festgehalten wird, durch EuGH GRUR 
2005, 254 – Fixtures-Fußballspielplä-
ne II von noch höherer Stelle bestätigt 
worden.

c) Die Frage jedoch, ob es sich bei der 
kartographischen Darstellungsform um 
eine Sammlung im Sinne des Datenbank-
schutzes handelt, ist damit nicht bereits 
beantwortet.

Es fällt auf, dass zwar das Tatbestands-
erfordernis des Sammlungscharakters mit 
einem Zitat aus der erwähnten EuGH-
Entscheidung zutreffend zitiert wird. Da-
nach genießt den Datenbankschutz eine 
Sammlung, die Werke, Daten oder andere 
Elemente umfasst, die sich voneinander 
trennen lassen, ohne dass der Wert ihres 
Inhalts dadurch beeinträchtigt wird, und 
die eine Methode oder ein System belie-
biger Art enthält, mit der bzw. dem sich 
jedes der Elemente der Sammlung wieder 
auffi nden lässt (so der Leitsatz). Jedoch 
konzentriert sich die Urteilsbegründung 
auf ein gänzlich anderes Tatbestandsmerk-
mal, nämlich zunächst auf das Tatbestands-
merkmal der systematischen Anordnung. 
Die Systematik ergebe sich bereits aus 
der Art der Anordnung. Die Objekte seien 
im Verhältnis ihrer Lage zum deutschen 
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geographischen Einheitsnetz angeordnet, 
wobei die dreidimensionale Erdoberfl äche 
„durch Projektion und Entzerrung auf ein 
zweidimensionales und damit in Papier-
form darstellbares Gitternetz“ projiziert 
werde. Dieser Aspekt wird in der nächs-
ten Station der tatbestandsmäßigen Sub-
sumtion, nämlich der Befassung mit der 
Einzelzugänglichkeit der Elemente, mit 
Bezug auf den Betrachter der Karte, erneut 
aufgegriffen und ausgeführt, dieser lenke 
„den Fokus auf einen bestimmten Punkt 
der dargestellten Erdoberfl äche“ und lese 
„die Angaben zur Oberfl ächenbeschaffen-
heit an diesem Punkt aus der Karte ab“. 
Die auf diese Weise entnommenen Daten 
hätten, jedes für sich genommen oder in 
unterschiedlichen Einzelkombinationen, 
„isolierten Informationswert“ (Urteil s. KN 
2/2006). Aus der isolierten Verwertbarkeit 
leitet das Landgericht München die Un-
abhängigkeit der Elemente ab. Die Sache 
sei insoweit „anders als bei der willkür-
lichen Aufteilung einer als einheitliches 
Werk geschaffenen Musikkomposition 
in Einzeltöne oder Klänge oder eines 
Sprachwerks in Einzelworte“ (Urteil s. 
KN 2/2006). 

Diese Argumentation ist schon vom 
Ansatz her unhaltbar. Auch soweit sie 
durch weitere in der Urteilsbegründung 
enthaltene ergänzende Aspekte gestützt 
werden soll, hält sie einer kritischen Son-
dierung nicht stand.

1. Beginnen wir zunächst mit dem im 
landgerichtlichen Urteil angestellten Ver-
gleich zwischen einer kartographischen 
Darstellung einerseits sowie einer mu-
sikalischen Komposition andererseits, 
die in einer Notenpartitur festgehalten 
ist. Wendet man die vom Landgericht 
München herangezogenen Aspekte auf 
die Notenpartitur an, so wäre sie als Da-

tenbank anzusehen: Die Einzelelemente 
der Komposition werden nach einer vor-
gegebenen Systematik angeordnet und 
dargestellt. Sämtliche Zeichen (Aufteilung 
in Stimmen, Angabe von Tonhöhe und 
Tondauer nebst Vortragshinweisen in No-
ten, die in ein Liniensystem eingeordnet 
werden, zzgl. Pausenzeichen) werden in 
chronologischer Anordnung (Einteilung in 
Takte, Zählzeiten innerhalb der Takte usw.) 
festgehalten. Was die Art der Darstellung 
angeht, entspricht das Regularium der 
Notenschrift funktional der „typisierten, in 
der Legende im Einzelnen festgehaltenen 
Kategorisierung“ im Kartographiebereich. 
Wenn die Notenpartitur trotz der Systema-
tik, der sie bezüglich Art der Anordnung 
und Art der Darstellung ihrer Einzelele-
mente unterworfen ist, unbestreitbar keine 
Datenbank verkörpert, dann deshalb, weil 
die Einzelelemente (Noten und sonstige 
Zeichen) nicht unabhängig voneinander in 
der Partitur angeordnet sind, sondern in der 
Verknüpfung ihrer musikalischen Gestalt, 
wie sie vom Komponisten vorgegeben 
worden ist und damit in gegenseitiger 
Abhängigkeit. 

Bei der topographischen Kartendar-
stellung sind es die topologischen Ge-
gebenheiten der Erdoberfl äche, die die 
Anordnung der Einzelelemente vorgeben, 
keineswegs aber irgendeine Systematik. 
Systematischen Aspekten unterliegen hier 
wie dort lediglich die Aufzeichnungstech-
niken (hier Noten usw., dort Signaturen 
usw.).

Ähnlich würde es sich verbieten, einem 
Prosatext zugunsten des Datenbankschut-
zes zugute halten zu wollen, er folge 
dem System eines Sprachvokabulars nebst 
Grammatik einer bestimmten Sprache und 
die Aufzeichnung des Textes folge einem 
bestimmten Schriftsystem (Buchstaben, 
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Satzzeichen usw.). Maßgeblich ist viel-
mehr, ob die Anordnung der Einzelelemen-
te innerhalb der Erfassungssysteme (No-
tensystem, Sprache/Grammatik/Schrift-
system, kartographisches Regelwerk) 
unabhängig voneinander (Datenbank) oder 
in inhaltlicher Verknüpfung zueinander 
(keine Datenbank) erfolgt. 

2. Was speziell die Systematik angeht, 
der die kartographische Darstellung der 
Einzelobjekte folgt, heißt es im Urteil des 
Landgerichts München I wörtlich: „Die in 
den Karten wiedergegebenen Einzeldaten 
sind jedoch nicht nur von ihrer Anord-
nung her, sondern auch von der Art ihrer 
Darstellung bis ins Einzelne systematisch 
angeordnet. So erfolgen sämtliche Darstel-
lungen der Einzelobjekte nicht primär nach 
deren wahrer Größe, wie sie sich etwa bei 
einem Blick aus großer Höhe darstellen 
würde, sondern einer typisierten, in der 
Legende im Einzelnen festgehaltenen Ka-
tegorisierung.“

Anhand der vorzitierten Passage des 
landgerichtlichen Urteils wird erneut Fol-
gendes deutlich: Das Landgericht will 
aus der „in der Legende im Einzelnen 
festgehaltenen Kategorisierung“, mithin 
aus den grafi schen Zeichenvorgaben des 
Musterblatts so etwas wie die Systematik 
oder Methode ableiten, der die Anordnung 
der Geodaten in der TK folgen. Das wäre 
jedoch grundfalsch, weil die Anordnung 
sich nicht nach der geographischen Zei-
chenvorgabe richtet, sondern nach der 
topologischen Belegenheit.

Das wiederum wird in den Urteilsgrün-
den (s. KN 2/2006) durchaus anerkannt, 
wenn es dort heißt: „Bei der gewählten 
kartographischen Darstellung handelt es 
sich um eine zweidimensionale, schema-
tisierte grafi sche Veranschaulichung einer 
dreidimensionalen Wirklichkeit. Die dabei 

verwendete Systematik ist schon hinsicht-
lich der Anordnung der Objekte nach 
geografi scher Lage nicht weniger trivial 
als die bei Listen übliche alphabetische, 
nummerische oder chronologische An-
ordnung; hinsichtlich der Klassifi zierung 
der Kartenelemente ist die Systematik 
des gewählten Darstellungssystems weit 
komplexer als die der meisten analogen 
und vieler digitaler Datensammlungen, 
die bereits als Datenbank anerkannt wur-
den.“

Nunmehr wird die geographische Lage 
als Vorgabe für die Anordnung der Objekte 
anerkannt, jedoch der Fehler gemacht, die 
geographische Lage mit der „bei Listen 
üblichen alphabetischen, nummerischen 
oder chronologischen Anordnung“ mit 
dem Argument gleichzusetzen, diese sei 
als Anordnungsprinzip nicht weniger tri-
vial, sondern sogar „weit komplexer als 
die der meisten anerkannten Datenban-
ken“. Hier stockt dem kritischen Leser 
der Atem: Wenn die geographische Lage 
ein methodisches oder systematisches 
Sammlungsprinzip wäre, könnten wir die 
Erdoberfl äche – göttergleich – unter Ver-
zicht auf Vermessung, Orthophotos und 
sonstiger Erfassungsmaßnahmen, nach 
unseren eigenen Prinzipien autonom aus-
richten. Das alles kann nicht richtig sein 
und fußt auf einem grundlegenden Miss-
verständnis der Realität einerseits und den 
rechtlichen Grundsätzen des Datenbank-
rechts andererseits.

3. Das Landgericht München meint, die 
kartographische Darstellung habe zuguns-
ten der Datenbankeigenschaft den Vorzug, 
dass alle in die Karte aufgenommenen 
Einzelinformationen ohne weiteres einzeln 
zugänglich sind, indem der Betrachter der 
Karte z. B. eine einzelne Höhenangabe 
oder die Art der Vegetation an einem be-
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stimmten Bodenpunkt entnehmen könnte. 
Diese Daten hätten, anders als bei der 
willkürlichen Aufteilung einer Musikkom-
position in Einzeltöne und Klänge oder 
eines Sprachwerks in Einzelworte, einen 
isolierten Informationswert.

Richtig ist zwar, dass einer topogra-
phischen Karte Einzelinformationen ent-
nommen werden können. Falsch ist aber 
bereits, dass darin eine Besonderheit oder 
ein Unterschied liegen soll gegenüber ei-
ner Notenpartitur oder einem Sach- oder 
Prosatext. Wenn ein notenkundiger Musik-
liebhaber sich anhand einer Taschenparti-
tur mit einer musikalischen Komposition 
näher befassen möchte, kann er die Partitur 
ähnlich wie der Leser einer topographi-
schen Karte benutzen. Er sucht die ihn be-
sonders interessierenden Passagen heraus 
(z. B. das Thema des Variationenwerks, 
virtuose Oktavparallelen des Soloinstru-
ments im Finale des Klavierkonzerts, die 
schmachtende Oboenmelodie zu Beginn 
des Andantesatzes, die Spitzentöne der 
Arie der „Königin der Nacht“ in Mozarts 
„Die Zauberfl öte“ usw.) und studiert zum 
besseren Verständnis des akustischen Ge-
schehens das kompositorische Material 
etwa zu Orientierungszwecken bzw. zur 
Erleichterung des akustischen Nachvoll-
ziehens vor, bei oder nach der Einsicht in 
die Partitur. Ähnlich selektiv verfährt der 
Dirigent mit der Partitur bei der Vorberei-
tung von Orchesterproben.

Ein juristisches Lehrbuch, welches 
nach allgemeiner Meinung keine Da-
tenbank-Qualität aufweist, ist zumindest 
auch dahingehend nutzbar, dass es zur 
Beantwortung von Einzelfragen zu einer 
speziellen Thematik herangezogen wird. 
Sein Nutzer kann anhand des Inhalts-, 
Sach- und/oder Stichwortverzeichnisses 
auf erleichterte Weise die Belegenheit der 

Passage herausfi nden, mit der die ihn in-
teressierende Thematik abgehandelt wird. 
Zum Verständnis braucht er im Zweifel 
weder das ganze Lehrwerk noch das ganze 
Kapitel nachzulesen, möglicherweise hilft 
ihm schon ein einzelner Satz, Halbsatz 
oder eine Anmerkung in einer Fußnote 
weiter.

4. Die Urteilsbegründung des Münche-
ner Landgerichts möchte die Datenbank-
Eigenschaft der topographischen Karte 
mit der Feststellung abstützen, für die 
Nutzung einer Karte komme es nie auf die 
Darstellung sämtlicher Elemente in ihrer 
Gesamtheit an, sondern stets entweder 
nur auf eine Einzelinformation zu einem 
bestimmten Punkt oder eine Kombination 
der Informationen zu verschiedenen be-
nachbarten oder weiter entfernt liegenden 
Punkten (Urteil s. KN 2/2006). Die Mög-
lichkeit, die Einzelinformationen auch in 
Kombination zu nutzen, schließe deren 
einzelne Zugänglichkeit nicht aus, sondern 
sei nur deren Folge.

Diese Argumentation ist aus mehre-
ren Gründen nicht tragfähig. Die zitierte 
These dürfte schon deshalb in tatsächli-
cher Hinsicht unhaltbar sein, weil manche 
Kartennutzer sich anhand der Gesamtheit 
eines oder mehrerer zusammenhängender 
Einzelblätter einen Überblick über die Be-
schaffenheit eines bestimmten Ausschnitts 
der Erdoberfl äche – z. B. eines über-
schaubaren Erdteils wie Australien, einer 
Vegetationszone oder einer bestimmten 
Region (z. B. Alpenvorland) – verschaffen. 
Freilich ist dies unter rechtlichen Aspekten 
nicht ausschlaggebend. 

Der Begriff der Datenbank fordert zwin-
gend die Erfüllung des Tatbestandsmerk-
mals der Unabhängigkeit der Elemente. 
Eine negative Abgrenzung gegenüber 
einer Anordnung von Elementen in ihrer 
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Abhängigkeit voneinander erfordert nicht, 
dass das Werk „nur in seiner Gesamtheit 
nutzbar sein“ müsse. Vielmehr liegt dann 
keine Datenbank vor, wenn die zusammen-
gestellten Elemente inhaltlich aufeinander 
bezogen sind. Das ist bei der kartogra-
phischen Ausrichtung an der Topologie 
unvermeidlich der Fall. 

Mit der bloßen Feststellung, dass der 
topographischen Karte Einzelinformati-
onen entnommen werden können und bei 
der praktischen Handhabung tatsächlich 
entnommen werden, ist zugunsten einer 
Erfüllung des Datenbankbegriffs nichts ge-
wonnen. Denn der Datenbankschutz setzt 
voraus, dass die Zugänglichkeit der Ein-
zelelemente nicht nur überhaupt möglich 
ist, vielmehr muss die Ermöglichung des 
Auffi ndens kausal durch eine systemati-
sche oder methodische Anordnung bewirkt 
werden (Wandtke-Bullinger-Thum § 87 
a Rn. 13). Aus topographischen Karten 
können zwar Einzelobjekte über dort an-
gezeigte Geoobjekte entnommen werden. 
Die Entnahme erfolgt aber nicht aufgrund 
einer systematischen oder methodischen 
Anordnung auf der Karte, sondern stets 
im räumlich-grafi schen Kontext. Inso-
weit erfordert der Vorgang der Entnahme 
regelmäßig eine eigenständige Orientie-
rungsleistung des Nutzers im Gefl echt 
der komplexen Kartengrafi k. Da alle In-
formationen in Karten im räumlichen 
Kontext simultan (gleichzeitig nebenein-
ander) angeboten werden, entscheidet die 
grafi sche und inhaltliche Kartenbelastung 
über die Lesbarkeit der Karte und folglich 
darüber, ob und in welchem Maße der 
Nutzer Einzelinformationen der Karte 
entnehmen kann. Der Kartennutzer nimmt 
mithin die Einzelinformationen grund-
sätzlich im räumlichen Kontext wahr. Wir 
haben es mit paralleler Informationsver-

mittlung zu tun. Eine Datenbank setzt 
mit dem Erfordernis der Unabhängigkeit 
der Elementenanordnung demgegenüber 
eine Anordnung im Nacheinander voraus 
(chronologische Informationsvermittlung 
in alphanummerischer Listenform), wie 
sie bei ATKIS® (im Gegensatz zur Karto-
graphie) gewährleistet ist. 

Auch im Falle EuGH-Fixtures-Fußball-
spielpläne II war die Unabhängigkeit der 
Elemente zweifelsfrei, denn es ging dort 
um eine Zusammenstellung der Daten, 
Uhrzeiten und der Name der Mannschaf-
ten in Bezug auf die Begegnungen der 
einzelnen Tage einer Fußballmeisterschaft 
(GRUR 05, 254, 255), mithin um eine 
Aufl istung voneinander unabhängiger Ein-
zeldaten, deren Anordnung nach einer 
gewissen Systematik vorgenommen war.

5. Die Urteilsbegründung will die Un-
abhängigkeit der in die Karte aufgenom-
menen Einzelelemente auch durch die Art 
der Entstehung der TK bestätigt sehen. 
Insoweit wird unterstellt, die TK entstehe 
„in ihrer für den Betrachter gewohnten 
Form erst aus einer Zusammenstellung der 
separat nach Elementengruppen abgeleg-
ten, digital im ATKIS®-Landschaftsmodell 
gespeicherten Einzelobjekte“ (Urteil s. 
KN 2/2006). Ähnliches klingt in einer 
voranstehenden Passage der Entschei-
dungsgründe an, wenn es dort heißt, die 
kartographische Darstellung bediene sich 
zwar einer zweidimensionalen Visualisie-
rung. Diese Art der Darstellung erscheine 
aber „nur auf den ersten Blick zwingend. 
Ebenso gut denkbar wäre etwa eine ein-
dimensionale Wiedergabe sämtlicher An-
gaben zu einem nach seinen Koordinaten 
... bestimmten Punkt der Erdoberfl äche in 
tabellarischer Form“.

Schon vom Tatsächlichen her dürfte 
das Landgericht einer Fehleinschätzung 
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erlegen sein. Die Klägerin des Münchener 
Prozesses stützt ihre Anspruchsposition 
auf eine TK im Kartenmaßstab 1 : 25 000. 
Nach der gutachterlichen Stellungnahme 
eines anerkannten Geoinformatikers, die 
dem Verfasser vorliegt, ist eine maßstab-
getreue Abbildung etwa in den Maßstäben 
1 : 25 000 oder 1 : 50 000 nicht mög-
lich. Grafi sche Abbildungen in solchen 
Verkleinerungen unterliegen bereits der 
Generalisierung. Infolge dessen kann die 
Objektlage nicht mehr maßstabtreu, son-
dern „nur“ noch lagetreu oder raumtreu 
abgebildet werden; dies im Gegensatz 
zur alphanummerischen Erfassung der 
Lagemerkmale von Geoobjekten in einer 
Tabelle oder einer Computerdatei. Schon 
deshalb ist die vom Landgericht München 
unterstellte Gleichsetzung von alphanum-
merischer und kartographischer Darstel-
lung mangels Identität sachlich falsch. 

Rechtlich relevant ist dieser Aspekt 
ohnehin nicht. Für die Zuerkennung oder 
Ablehnung der Datenbankqualität macht 
es keinen Unterschied, ob sich eine karto-
graphische Darstellung der Daten aus einer 
Datenbank bedient oder nicht. Maßgebend 
ist die kartographische Darstellungsform, 
deren Benutzung der beklagten Partei 
vorgeworfen wird. Nur wenn dieser Gestal-
tungsform Datenbankcharakter zukäme, 
könnte die Verletzung von Rechten aus 
den §§ 87 a ff. festgestellt werden.

Auch wenn das Landgericht München 
konkret über den Datenbankcharakter ei-
ner TK zu entscheiden hatte, geht es um 
die Grundsatzfrage, ob kartographische 
Darstellungen allgemein dem Datenbank-
schutz zugänglich sind oder nicht. Wenn 
die TK die Tatbestandsmerkmale des § 87 a 
UrhG erfüllen würde, könnte auch der Da-
tenbankcharakter für Spezialkarten (Stadt-
pläne, geographische Darstellungen des 

Liniennetzes des öffentlichen Personen-
nahverkehrs, Wander- und Fahrradkarten 
usw.) nicht in Zweifel gezogen werden. 
Datenbankcharakter hätten dann auch die 
Vorläuferwerke der heutigen TK aus noch 
gar nicht lange zurückliegenden Zeiten, in 
denen es noch keine digitale Erfassung von 
Geodaten im alphanummerischen System 
gab. Denn die rechtliche Subsumtion des 
Datenbankschutzes erfolgt regelmäßig 
ohne Ansehung der Genauigkeit der in ihr 
verkörperten Daten.

Eine Befürwortung des Datenbankcha-
rakters für Spezialkarten der oben genann-
ten Art wäre mit der Schlüssigkeit der Ar-
gumentationsverknüpfung des Münchener 
Urteils nicht in Einklang zu bringen.

Zusammenfassung
An der in KN 1/2005 S. 25 ff. vertretenen 
Auffassung, wonach der Datenbankschutz 
für topographische Landkarten grund-
sätzlich nicht in Betracht kommt, wird 
entgegen der Auffassung, die das Landge-
richt München I vertritt, uneingeschränkt 
festgehalten.

�
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Erste praktische Erfahrungen mit 
dem Gesetz
Erste Rückmeldungen von Ministerien und 
Bundesbehörden zeigen, dass das Gesetz 
in der Praxis angekommen ist. Allerdings 
gab es bisher nicht die erwartete Flut von 
Anträgen. Nach einer ersten Erhebung 
des Bundesinnenministeriums Mitte Mai 

Jörg Kahler

Das Informationsfreiheitsgesetz des Bundes:
Möglichkeiten und Grenzen der Erlangung 
von Geodaten aus datenschutzrechtlicher 
Sicht
Am 1. Januar 2006 ist das Informationsfreiheitsgesetz des Bundes in 
Kraft getreten. Mit dem Informationsfreiheitsgesetz werden Daten aus 
öffentlichen Aktenbeständen des Bundes auf Nachfrage zur Verfügung 
gestellt. Zwar existieren bereits Informationsfreiheitsgesetze auf Län-
derebene in Berlin, Brandenburg, Nordrhein-Westfalen und Schleswig-
Holstein. Mit dem neuen Gesetz erweitert sich allerdings das Potential 
und der Umfang an Informationen, die zugänglich werden, erheblich. 
Daraus können sich erhebliche Chancen für die Geoinformationswirt-
schaft ergeben. Schließlich sind insbesondere Unternehmen, die raum-
bezogene Daten für bestimmte privatwirtschaftliche Angebote erheben 
und verarbeiten wollen, in vielen Fällen auf Daten aus öffentlicher Hand 
angewiesen. 
Die Frage, ob der Datenschutz einer Auskunft im Hinblick auf Geodaten 
entgegenstehen kann, wird bei der Prüfung des Auskunftsbegehrens nach 
dem Informationsfreiheitsgesetz häufi g eine Rolle spielen. Allerdings 
sollte ein vorgeblicher Schutz personenbezogener Daten, die Möglichkeit 
frei und ungehindert an die gewünschten Informationen zu gelangen, 
nicht grundsätzlich wieder aushebeln.
Das kommende Informationsweiterverwendungsgesetz wird die Erlan-
gung von Geodaten aus öffentlichen Quellen weiter erleichtern und der 
Geoinformationswirtschaft damit weitere Impulse geben.

dieses Jahres wurden seit In-Kraft-Tre-
ten des Gesetzes knapp 400 Anträge auf 
Informationszugang bei Ministerien und 
Bundesbehörden gestellt. Davon wurden 
bisher ungefähr 100 Anträge positiv be-
schieden. Ungefähr 90 Anträge wurden 
abgelehnt und weitere 150 Anträge be-
fi nden sich noch in Bearbeitung. Soweit 
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Informationsanträge abgelehnt wurden, 
bezog sich der Ablehnungsgrund häufi g 
darauf, dass die begehrte Information nicht 
mehr vorhanden oder die entsprechende 
Behörde nicht zuständig ist. Im Hinblick 
auf die Art der begehrten Informationen 
lässt sich noch keine schwerpunktmäßige 
Tendenz erkennen. 

Informationszugang für
Jedermann
Zweck des Informationsfreiheitsgesetzes 
ist es, das Verwaltungshandeln des Bundes 
durch erleichterten Informationszugang 
transparenter zu gestalten. Nach § 1 Abs. 1 
des Gesetzes hat
„jeder nach Maßgabe dieses Gesetzes 
gegenüber den Behörden des Bundes einen 
Anspruch auf Zugang zu amtlichen Infor-
mationen, ohne ein rechtliches Interesse 
darlegen zu müssen.”

Tatsächlich jede Person ist zum Infor-
mationszugang berechtigt. Es spielt keine 
Rolle, ob es sich um eine natürliche oder 
juristische Person handelt. Unerheblich 
ist auch, ob Deutsche oder Ausländer 
Informationen begehren. 

Für den Anspruch auf Information muss 
kein berechtigtes Interesse geltend gemacht 
werden. Das Informationsfreiheitsgesetz 
soll einen allgemeinen und voraussetzungs-
losen Zugang zu amtlicher Information 
gewährleisten. Die Gesetzesbegründung 
lässt den Schluss zu, dass gerade auch 
Unternehmen, die die begehrten Daten 
rein kommerziell nutzen wollen, Informa-
tionszugang erhalten sollen. Ein derartiger 
Nutzungszweck berechtigt die Behörde 
jedenfalls nicht, die betreffende Person vom 
Informationszugang auszuschließen oder 
den Informationszugang zu beschränken.

Das Recht auf Informationszugang be-
steht nach dem Gesetz gegenüber sämtli-

chen Bundesbehörden. Zu diesen Behör-
den gehören beispielweise folgende Bun-
desämter und Bundesanstalten, die sich mit 
Geoinformationen befassen: Bundesamt 
für Kartographie und Geodäsie, Bundesan-
stalt für Geowissenschaften und Rohstoffe, 
Umweltbundesamt Berlin, Bundesamt für 
Seeschifffahrt und Hydrographie sowie die 
Zentralstelle für Agrardokumentation und 
-information. 

Das neue Gesetz eröffnet mithin grund-
sätzlich die Möglichkeit, von Ministerien 
und Bundesbehörden Geoinformationen 
abzufragen. 

Kein schrankenloser
Informationszugang
Das Informationsfreiheitsgesetz gilt nicht 
schrankenlos. Der Schutz von besonderen 
behördlichen Belangen, wie beispiels-
weise die innere oder äußere Sicherheit, 
gehen dem Anspruch auf Informations-
zugang vor. Auch soweit der Schutz des 
geistigen Eigentums entgegensteht, kann 
die Behörde den Informationszugang 
verweigern. Zugang zu Betriebs- oder 
Geschäftsgeheimnissen darf des Weiteren 
nur gewährt werden, soweit der Betroffene 
eingewilligt hat. 

So ist beispielsweise der Antrag ge-
scheitert, Einsicht in die Vertragswerke 
zur LKW-Maut bekommen, die vom Bun-
desverkehrsministerium und dem Maut-
Konsortium Toll Collect ausgehandelt 
worden waren. Politiker der SPD und 
der Grünen hatten unter Berufung auf 
das Informationsfreiheitsgesetz versucht, 
Einsicht in die Maut-Verträge zu bekom-
men. Nach einem Bericht der Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung vom 22.05.2006 
lehnte das Bundesverkehrsministerium 
die Offenlegung der Verträge ab, weil 
in ihnen Geschäftsgeheimnisse stünden, 
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deren bekannt werden Toll Collect im 
Wettbewerb schaden oder die Sicherheit 
des Gesamtsystems gefährden könnten. 
Des Weiteren wurde ein Auskunftsbe-
gehren im Hinblick auf die Unterlagen 
betreffend die technische Sicherheit der 
bei der letzten Bundestagswahl einge-
setzten softwaregesteuerten Wahlgeräte 
unter Berufung auf das Urheberrecht zu-
rückgewiesen. Die softwaregesteuerten 
Wahlgeräte wurden in knapp 2 200 von 
insgesamt rund 80 000 Stimmbezirken 
eingesetzt. Laut einem Bericht des On-
line-Magazins „Heise” vom 10.05.2006 
willigte die Herstellerfi rma Nedap zwar 
in die Freigabe des Prüfberichts der phy-
sikalisch-technischen Bundesanstalt ein, 
nicht jedoch in die Freigabe der Anlagen, 
die die Grundlage der summarischen Be-
wertungen des Prüfberichts bilden. Bei 
diesen Anlagen soll es sich angeblich aus-
nahmslos um urheberrechtlich geschützte 
Werke handeln.

Neben den vorab aufgeführten Be-
schränkungen wird für die Belange der 
Geoinformationswirtschaft der Aus schluss-
grund des Datenschutzes von besonderem 
Interesse sein. Insoweit kann nach § 5 
des Informationsfreiheitsgesetzes Zugang 
zu Informationen, die personenbezogene 
Da ten enthalten, nur gewährt werden, 
soweit das Informationsinteresse des An-
tragstellers das schutzwürdige Interesse 
des Dritten am Ausschluss des Informa-
tionszugangs überwiegt oder der Dritte 
eingewilligt hat.

Der Datenschutz stellt gleichsam die 
Kehrseite der Medaille eines allgemei-
nen Informationszugangsrechts dar. In die 
Privat- und Intimsphäre eines Menschen 
sollen weder der Staat noch Dritte mit 
staatlicher Unterstützung in unzumutbarer 
Weise eingreifen können. Allerdings mag 

in der Praxis die Versuchung der Behörden 
groß sein, aus Unkenntnis oder Angst vor 
falschen Entscheidungen vorschnell und 
unbegründet den Informationszugang mit 
dem Hinweis auf vorrangigen Datenschutz 
zu verweigern.

Informationszugang versus
Datenschutz
Die Behörde hat nach dem Bundesdaten-
schutzgesetz (BDSG) genau zu prüfen, 
welche Daten im Einzelfall geschützt sind 
und wie weit der Schutz im betreffenden 
Fall gehen kann. 

Geschützt sind in jedem Fall nur und 
ausschließlich personenbezogene Daten. 
Dies sind nach § 3 Absatz 1 BDSG Einzel-
angaben über persönliche oder sachliche 
Verhältnisse einer bestimmten oder be-
stimmbaren Person. Dabei geht es aus-
schließlich um Daten einer natürlichen 
Person. Daten von Unternehmen, Vereinen 
oder Stiftungen fallen nicht unter den 
Schutz des Bundesdatenschutzgesetzes. 
Das ist nicht so selbstverständlich wie man 
annehmen könnte. Datenschutzgesetze 
anderer Länder haben durchaus auch ju-
ristische Personen in ihren Schutzbereich 
eingeschlossen. Zu diesen Ländern gehö-
ren beispielsweise Österreich, Dänemark 
und Luxemburg.

Die Informationen über persönliche oder 
sachliche Verhältnisse sind allumfassend 
zu verstehen. Zu ihnen gehören insbeson-
dere Adressdaten, Daten über Grundbe-
sitz und Daten über Bauplanungen. Auch 
die Geostrukturdaten eines Gebietes, wie 
beispielsweise Daten über Bausubstanz, 
Altlasten oder Kontaminationen, bilden 
im Zusammenhang mit einer bestimmten 
Person in aller Regel Aussagen über deren 
persönliche oder sachliche Verhältnisse 
ab. Schließlich sind auch geostatistische 
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Daten, wie Altersstruktur, Sozialstruktur 
oder Ausländeranteil eines Gebietes, da-
tenschutzrechtlich relevant. 

Entscheidend ist allerdings, ob die In-
formationen auf eine bestimmte Person 
Bezug nehmen oder geeignet sind, einen 
derartigen Bezug herzustellen. Um eine 
offensichtliche personenbezogene Anga-
be handelt es sich, wenn der Name einer 
Person und deren Adresse vorliegen. Diese 
Daten lassen einen unmittelbaren Rück-
schluss auf den gewöhnlichen Aufenthalts-
ort einer bestimmten Person zu. Und nicht 
nur das. Je mehr Geoinformationen über 
den Aufenthaltsort erhoben werden, desto 
mehr Informationen lassen sich über die 
persönlichen oder sachlichen Verhältnisse 
einer Person gewinnen. 

Problematischer wird es, wenn die Zu-
ordnung bestimmter Informationen zu 
einer Person erst mit Zusatzwissen möglich 
ist. So ist beispielsweise fraglich, ob es sich 
bei Luftbildern von einzelnen Grundstü-
cken um personenbezogene Daten handelt. 
Zwar können aus den Bildern unter Um-
ständen Informationen über persönliche 
oder sachliche Verhältnisse der Grund-
stückseigentümer entnommen werden. Zu 
personenbezogenen Daten werden diese 
Informationen jedoch erst dann, wenn 
der Name des Grundstücksbesitzers mit 
der Luftbildinformation be kannt gege-
ben wird oder anderweitig offensichtlich 
bekannt ist. Die bloße Möglichkeit, sich 
den Namen des Grundstücksbesitzers aus 
anderen Quellen zu beschaffen, macht die 
Informationen noch nicht zum Gegenstand 
des Datenschutzes. Personenbezogene Da-
ten liegen jedenfalls dann nicht mehr vor, 
wenn eine effektive Erkennbarkeit einer 
bestimmten Person im Zusammenhang 
mit einer Information nicht mehr gege-
ben ist. 

Was ist erlaubt nach dem Bundes-
datenschutzgesetz?
Das Bundesdatenschutzgesetz stellt ein 
generelles Verarbeitungsverbot mit Er-
laubnisvorbehalt auf. Danach können per-
sonenbezogene Daten verarbeitet werden, 
wenn der Betroffene eingewilligt hat. Per-
sonenbezogene Daten können weiterhin 
im Rahmen der Zweckbestimmung eines 
Vertrags verarbeitet werden. Wenn bei-
spielsweise jemand einen Servicevertrag 
für die Nutzung von Geoinformationen 
geschlossen hat, wird im Allgemeinen die 
Nutzung seiner persönlichen Daten, die für 
die Bereitstellung der gewünschten Infor-
mationen erforderlich ist, zulässig sein. 

Weiterhin besteht kein Verarbeitungs-
verbot, soweit die personenbezogenen 
Daten aus allgemein zugänglichen Quellen 
stammen. Zu den allgemein zugängli-
chen Quellen gehören beispielsweise das 
Handelsregister und das Schiffsregister; 
nicht jedoch Grundbücher und Liegen-
schaftskataster. 

Zahlung von Entgelt für 
Informationen nach dem 
beabsichtigten Informations-
weiterverwendungsgesetz
Derzeit ist, abgesehen von einer relativ 
geringen Gebühr für die Amtshandlung 
der Informationserteilung, die kommer-
zielle Nutzung und Weiterverwertung 
der Informationen grundsätzlich nicht 
entgeltpfl ichtig. Dies wird sich jedoch in 
absehbarer Zeit ändern. Die Bundesregie-
rung hat erkannt, dass die Informations-
bestände der Ministerien und Behörden 
ein bedeutendes Wirtschaftspotential in 
sich bergen, das es zu heben gilt. Öf-
fentliche Stellen gehören zu den größten 
Informationsproduzenten in ganz Europa. 
Der wirtschaftliche Wert der Informati-
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onsbestände wird in der Europäischen 
Union auf 68 Milliarden Euro geschätzt. 
Allein für den Bereich der Geodaten in 
Deutschland wird nach einer Studie des 
Bundeswirtschaftsministeriums bis zum 
Jahr 2008 ein Wertschöpfungspotential 
von 2 Milliarden Euro angenommen. 

Deshalb bereitet die Bundesregierung 
zurzeit auf der Grundlage einer ent-
sprechenden EU-Richtlinie (Richtlinie 
2003/98 EG) den Erlass eines Gesetzes 
über die Weiterverwendung von Informa-
tionen öffentlicher Stellen vor. Ein erster 
Gesetzesentwurf liegt seit dem 17.05.2006 
vor. 

Das Gesetz wird nicht den Zugang zu 
Informationen selbst regeln. Hierzu wird 
auf die bereits existierenden Gesetze, 
insbesondere auf das Informationsfrei-
heits- oder Umweltinformationsgesetz 
verwiesen. Es soll vielmehr die effektive 
(auch grenzüberschreitende) Nutzung von 
Informationen durch Privatunternehmen 
zur Entwicklung von Mehrwert-Infor-
mationsprodukten und -diensten auf eine 
vernünftige und angemessene gesetzliche 
Grundlage gestellt werden. Das bedeutet 
zum einen, dass in den Fällen, in denen 
öffentliche Stellen ihre Informationen 
zur kommerziellen Weiterverwendung 
zur Verfügung stellen, dies transparent 
sowie nichtdiskriminierend im Sinne eines 
fairen Wettbewerbs geschehen soll. Zum 
anderen soll es den öffentlichen Stellen 
ermöglicht werden, für die Informationen 
angemessene Entgelte zu verlangen. Der 
Partizipation der öffentlichen Stellen an 
dem wirtschaftlichen Wert der Informati-
onen soll eine zügige Auskunftserteilung 
gegenüber stehen. Der Gesetzentwurf 
sieht vor, dass über Anträge auf Informa-
tionserteilung zwecks Weiterverwendung 
dieser Informationen innerhalb von 20 

bzw. 40 Arbeitstagen nach Eingang des 
Antrags entschieden werden soll.

Fazit
Das Informationsfreiheitsgesetz wird 
neue Chancen für die Geoinformations-
wirtschaft eröffnen. Raumdaten werden 
auf gesetzlicher Grundlage umfassender 
zugänglich und können von den Bundes-
behörden abgefragt werden. Noch nicht 
absehbar ist, wie sich insbesondere da-
tenschutzrechtliche Beschränkungen auf 
die Effektivität des Zugangs auswirken 
werden. In jedem Fall kann ein Zugang nur 
dann verwehrt werden, wenn tatsächlich 
personenbezogene Daten im Sinne des 
Bundesdatenschutzgesetzes vorliegen. 
Die Informationen müssen mindestens 
geeignet sein, eine natürliche Person zu 
identifi zieren. Das ist bei Geoinformati-
onen nicht per se der Fall. 

Das kommende Informationsweiterver-
wendungsgesetz könnte im Hinblick auf 
die Geoinformationswirtschaft mit dazu 
beitragen, dass die Schrankenregelun-
gen des Informationsfreiheitsgesetzes im 
Einzelfall objektiv und verhältnismäßig 
angewandt werden. Die Möglichkeit, an 
der Weiterverwendung von Informatio-
nen fi nanziell zu partizipieren, könnte 
öffentliche Stellen stimulieren, Infor-
mationen vor Auskunftserteilung sorg-
fältiger auszuwerten und aufzuarbeiten. 
Beispielsweise könnte sich ein etwaiger 
Aufwand, Informationen entsprechend 
den Schrankenregelungen des Informa-
tionsfreiheitsgesetzes „auskunftsfähig” 
zu machen und beispielsweise von perso-
nenbezogenen Daten Dritter (falls diese 
tatsächlich vorliegen) zu bereinigen bzw. 
personenbezogene Daten zu anonymi-
sieren, auch für die öffentlichen Stellen 
lohnen.
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Frank Lüderitz

Die Reichweite der Kostenfreiheit nach § 38 
Abs.1 Vermögensgesetz

1 Gesetz zur Regelung offener Vermögensfragen in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. Februar 2005 (BGBl. I S. 
205), zuletzt geändert durch Artikel 200 des Gesetzes vom 19. April 2006 (BGBl. I S. 866)

Einführung
Verwaltungsakte in Kostenangelegenhei-
ten sind die am häufi gsten angefoch-
tenen Entscheidungen der Verwaltung. 
Neben der Absicht von Kostenschuld-
nern, die erhobenen Kosten zu senken, 
nehmen gegenwärtig die Forderungen 
von Vermögensämtern oder Verfügungs-
berechtigten an die Katasterbehörden zu, 
Kostenbescheide für die Erteilung von 
Eigentümerrückverfolgungen aufgrund 
von § 38 Abs. 1 Vermögensgesetz (VermG) 
aufzuheben. Nach dem Wortlaut dieses 
Paragrafen ist „das Verwaltungsverfahren 

… kostenfrei.“1.
Was zählt aber nun zu diesem kostenfrei-

en Verwaltungsverfahren? Darüber wird 
seit Jahren an den Verwaltungs- und Ober-
verwaltungsgerichten mehrerer Länder 
sowie an dem Bundesverwaltungsgericht 
mit unterschiedlichsten Ergebnissen ge-
stritten. Die im Land Brandenburg zahl-
reich vorliegenden Widersprüche sind das 
Ergebnis der unterschiedlichen Rechts-
auslegungen.

Seit Jahren wird verwaltungsgerichtlich gestritten, ob Leistungen der Ka-
tasterbehörden im Zuge von Auskunftserteilungen oder Liegenschafts-
vermessungen für die Vermögensämter oder die Verfügungsberechtigten 
kostenpfl ichtig sind. Der folgende Artikel beschreibt an einem Praxisfall 
die unterschiedlichen Rechtsauslegungen der Verwaltungsgerichtsbar-
keit des Landes und die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts 
Leipzig vom 21.06.2006.

Befürworter der Kostenbefreiung trugen 
bislang insbesondere vor, dass der Begriff 
des „Verwaltungsverfahrens“ weit auszu-
legen sei und alle vorgesehenen und seiner 
Durchführung dienenden Annexverfahren 
erfasse. 

Gegner der Kostenbefreiung äußerten 
dazu, dass mit dem Begriff „Verwaltungs-
verfahren“ nur die Verfahren gemeint sei-
en, die im Vermögensgesetz selbst geregelt 
sind und in denen die dafür zuständigen 
Vermögensämter entscheiden.

Stationen der Anfechtung des 
Kostenbescheids
„Wer der Gerechtigkeit folgen will durch 
dick und dünn, muss lange Stiefel ha-
ben.“ 

(Wilhelm Busch)

1. Vorverfahren

Die Bodenverwertungs- und -verwaltungs 
GmbH (BVVG) ist mit der Privatisierung 
von einst volkseigenen land- und forst-
wirtschaftlich genutzten Flächen durch 
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2 Gebührengesetz für das Land Brandenburg (GebG Bbg) vom 18.10.1991 (GVBl. S. 452) zuletzt geändert durch Artikel 
11 des Gesetzes vom 17.12.2003 (GVBl. I S. 298, 304)

die Bundesanstalt für vereinigungsbe-
dingte Sonderaufgaben (BvS) beauftragt 
worden. In dieser Funktion beantragte sie 
1997 beim Kataster- und Vermessungs-
amt des Landkreises Ostprignitz-Ruppin 
die Eigentümerrückverfolgung von 113 
Flurstücken. Mit Kostenbescheid setzte 
das Kataster- und Vermessungsamt eine 
Gebühr in Höhe von 4 520,00 DM fest. 
Gegen diesen Kostenbescheid erhob die 
BVVG Widerspruch, der als unbegründet 
zurückgewiesen wurde.

2. Verfahren am Verwaltungsgericht 
Potsdam (VG)

Am 24.12.1997 reichte die BVVG Klage 
beim VG Potsdam ein. In der Klagebegrün-
dung wurde u.a. Folgendes vorgetragen:

Die BVVG müsse sich nach § 3 Abs. 
5 VermG vor einer Veräußerung von Flä-
chen durch Einholung von Negativattes-
ten beim zuständigen Amt zur Regelung 
offener Vermögensfragen (ARoV) ver-
gewissern, dass keine diesbezüglichen 
Anträge auf vermögensrechtliche Rück-
gabe gestellt worden seien. Das ARoV 
mache die Erteilung der Negativatteste 
aber davon abhängig, ob eine lückenlose 
Eigentümerrückverfolgung vorgelegt wer-
de. Da diese Rückverfolgung zwingende 
Voraussetzung für die Erteilung der Ne-
gativatteste gewesen sei, zähle sie zu den 
Verwaltungsverfahren, die nach § 38 Abs. 
1 VermG kostenfrei wären.

Das VG Potsdam hat mit seinem Urteil 
vom 6.12.2001 die Anwendung des § 38 
Abs. 1 VermG in dieser Sache ausgeschlos-
sen. Dieser beziehe sich nur auf Verwal-
tungsverfahren, die im Vermögensgesetz 
geregelt seien und in denen die zuständigen 
Vermögensämter entscheiden. 

Trotzdem gab das Verwaltungsgericht 
der Klage der BVVG statt und bejahte 
eine Gebührenbefreiung. Ein Gebühren-
anspruch stünde dem Kataster- und Ver-
messungsamt deshalb nicht zu, weil die 
Eigentümerrückverfolgung unter keinen 
gebührenpfl ichtigen Tatbestand des Ge-
bührentarifs falle. Denn die Eigentümer-
rückverfolgung, so die Richter, erfülle 
nur die Voraussetzungen für Auskünfte 
lediglich einfacher Art. Somit greife die 
Gebührenfreiheit nach § 7 Abs. 1 Nr. 1 des 
Gebührengesetzes (GebG Bbg)2. 

Hiergegen ging der Landkreis Ostprig-
nitz-Ruppin in Berufung. 

Aufgrund der ernstlichen Zweifel des 
Oberverwaltungsgerichts Brandenburg an 
der Richtigkeit des ergangenen Urteils 
und der grundsätzlichen Bedeutung der 
Entscheidung wurde die Berufung gegen 
das Urteil des VG Potsdam am 2.06.2004 
zugelassen.

3. Verfahren am Oberverwaltungs-
gericht Brandenburg (OVG)

Der Landkreis Ostprignitz-Ruppin trug 
im Verfahren u.a. vor, dass eine Gebüh-
renbefreiung nach § 7 Abs. 1 Nr. 1 GebG 
Bbg nur vorliege, wenn durch eine Ge-
bührenordnung nichts anderes bestimmt 
sei. Die Gebührenordnung bestimme aber, 
dass für alle schriftlichen Auskünfte eine 
Zeitgebühr zu erheben sei. Außerdem 
legte das Verwaltungsgericht den Begriff 
der einfachen Auskunft für den vorliegen-
den Fall unzutreffend aus. Die Erteilung 
von Eigentümerrückverfolgungen gehe 
über das reine Ablesen von Daten hin-
aus, erfordere eine entsprechende Prüfung 
mit fachlicher Wertung und sei daher als 
schwierig einzustufen.
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3 BVerwG – Urteil vom 21.06.2006 – 8 C 12.05

Nach Auffassung des OVG steht dem 
Kataster- und Vermessungsamt aufgrund 
der Kostenfreiheit aus dem VermG kein 
Gebührenanspruch zu.

Nach dem Urteil vom 8.12.2004 folgt 
die Kostenfreiheit zwar nicht unmittel-
bar aus § 38 Abs. 1 VermG, er besteht 
aber in entsprechender Anwendung dieser 
Vorschrift. Verfahren, die in einem un-
trennbaren rechtlichen und tatsächlichen 
Zusammenhang mit dem Verfahren nach 
§ 3 Abs. 5 VermG (Vergewisserungsver-
fahren) stehen, unterlägen hinsichtlich der 
Kostenfreiheit der Gesetzgebungskompe-
tenz des Bundes, so das OVG. 

Mit der Frage, ob es sich bei einer 
Eigentümerrückverfolgung lediglich um 
eine einfache Auskunft handelt, hat sich 
das OVG nicht befasst.

Da die Rechtssache grundsätzliche Be-
deutung hat, hat das OVG die Revision am 
Bundesverwaltungsgericht zugelassen.

4. Verfahren am Bundesverwal-
tungsgericht (BVerwG)

a) Die Entscheidung
Die Revision hatte Erfolg. Das BVerwG 
hob mit Urteil vom 21.06.2006 das Urteil 
des OVG vom 8.12.2004 auf und verwies 
die Sache zur anderweitigen Verhandlung 
und Entscheidung an das OVG zurück.
b) Gründe
Zunächst folgt das BVerwG der Auffas-
sung des OVG, sofern es um den Vorrang 
des Bundesrechts gegenüber dem Lan-
desrecht geht. Auch die Verneinung der 
unmittelbaren Anwendung des § 38 Abs. 1 
VermG und die Darlegung des OVG, es 
handele sich bei der Eigentümerrückver-
folgung um keinen unselbstständigen Teil 
des Vergewisserungsverfahrens nach § 3 
Abs. 5 VermG, stehen im Einklang mit der 
Rechtsauffassung des BVerwG.

Das BVerwG hat jedoch zu den übrigen 
und hier entscheidungsrelevanten Rechts-
fragen eine gegensätzliche Auffassung.

Das Berufungsgericht (OVG) verletzt 
nach Ansicht der Richter mit der Ent-
scheidung vom 8.12.2004 Bundesrecht, 
da es widerrechtlich annahm, es leite 
sich aus dem Bundesrecht eine sachliche 
Kostenfreiheit ab. Für eine analoge An-
wendung des § 38 Abs. 1 VermG fehlen 
die Voraussetzungen. Sie käme nur dann in 
Frage, wenn der zur Beurteilung stehende 
Sachverhalt mit dem vergleichbar sei, den 
der Gesetzgeber vordem geregelt habe.

„Ein solcher vergleichbarer Sachverhalt, 
der auf eine planwidrige Regelungslücke 
des Gesetzgebers schließen lässt, liegt 
nicht vor. Das Vermögensgesetz ist nicht 
von einem allgemeinen Grundsatz der Kos-
tenfreiheit etwaiger Verwaltungsverfahren 
vorgeprägt. Es gibt im Zusammenhang 
mit dem Vermögensgesetz verschiedene 
Rechtsvorschriften, die ausdrücklich die 
Kostenpfl ichten der Beteiligten begrün-
den, so z.B. für die Erteilung des In-
vestitionsvorrangbescheids … oder einer 
Grundstücksverkehrsgenehmigung … . 
Aus dem systematischen Zusammenhang 
des Vermögensgesetzes folgt, dass der 
Gesetzgeber mit Bedacht für jeden ein-
zelnen Regelungsbereich abschließende 
Entscheidungen zur Kostenpfl ichtigkeit 
oder Kostenfreiheit treffen wollte …“3

Die vom OVG angenommene Kos-
tenfreiheit aller Verwaltungsmaßnahmen, 
die in einem untrennbaren rechtlichen 
und tatsächlichen Zusammenhang zum 
vermögensrechtlichen Verfahren stehen, 
steht also im Widerspruch zum Bundes-
recht. Mit dieser Kostenfreiheit wäre eine 
nicht zu billigende ausufernde Anwendung 
eröffnet.
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„Gegen eine Analogiebildung des § 38 
Abs. 1 VermG spricht auch das bun-
desstaatliche Kompetenzgefüge. … Für 
eine allgemeine Regelung der persön-
lichen oder sachlichen Kostenfreiheit, 
die üblicherweise Teil des materiellen 
Landeskostenrechts ist, fehlt dem Bund 
die Gesetzgebungskompetenz.“3

Im Übrigen liege auch keine Amtshilfe 
vor, da die Erteilung von Auskünften aus 
den Nachweisen des Liegenschaftskatas-
ters dem Kataster- und Vermessungsamt 
ohnehin als eigene Aufgabe obliege. Die 
Weitergabe der nachgewiesenen Informa-
tionen mache eine wesentliche Funktion 
dieser Behörde aus und sei keine fremde 
Tätigkeit, die außerhalb des üblichen Auf-
gabenfelds liege.

Ausblick
Das BVerwG hat die bundesrechtli-

che Kostenfreiheit von Auskünften aus 
dem Liegenschaftskataster aufgrund der 
unmittelbaren bzw. der entsprechenden 
Anwendung des § 38 Abs. 1 VermG klar 
verneint. 

Das höchstrichterliche Urteil ist nicht 
nur landesweit von Bedeutung. Nunmehr 
besteht Rechtsklarheit. 

Mit der Rückverweisung der Sache 
zur anderweitigen Verhandlung und Ent-
scheidung an das OVG (nunmehr: Ober-
verwaltungsgericht Berlin/Brandenburg) 
ist nun über die Kostenpfl ichtigkeit auf-
grund landesrechtlicher Regelungen zu 
entscheiden. Ziel in diesem Verfahren 
wird es sein, die durch das VG Potsdam 
vertretene Rechtsauffassung, es handele 
sich bei einer Eigentümerrückverfolgung 
lediglich um Auskünfte einfacher Art, am 
OVG zu widerlegen. 

Die bevorstehende Entscheidung am 
OVG hat abschließende Wirkung. Dieses 

Urteil wird nicht mehr durch nochmalige 
Revision anfechtbar sein, da das Bundes-
verwaltungsgericht keine landesrechtli-
chen Bestimmungen auslegt.

Quellen:
Urteil des Verwaltungsgerichts Potsdam 
vom 6.12.2001 (Az.: 10 K 6147/97)
Urteil des Oberwaltungsgerichts Bran-
denburg vom 8.12.2004 (Az.: 3 A 66/02)
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 
vom 21.06.2006 (Az.: 8 C 12.05)
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Im Geschäftsbereich des Innenministeri-
ums hat das Land Brandenburg in 2002 
den Landesbetrieb „Landesvermessung 
und Geobasisinformation Brandenburg“ 
(LGB) errichtet. Die Errichtung des Lan-
desbetriebs ist im Lichte der Bemühungen 
um die Modernisierung der Landesver-
waltung und der Haushaltssicherung zu 
sehen: Am 25. Juni 2003 hat der Land-
tag das Haushaltssicherungsgesetz 2003 
(HSichG) beschlossen. Es enthält in Ar-
tikel 1 das „Gesetz über fi nanzpolitische 
Leitlinien und Vorgaben“ und in Artikel 2 
das „Gesetz über Ziele und Vorgaben 
zur Modernisierung der Landesverwal-
tung“ (Verwaltungsmodernisierungsgesetz 
– Verw ModG). Danach ist die Landesver-
waltung so umzugestalten, dass sie ihre 
Aufgaben kundenorientierter, bürgernäher 
und wirtschaftlicher wahrnehmen kann. 
Alle in Betracht kommenden Verwaltungs-
bereiche sollen nach betriebswirtschaftli-
chen Grundsätzen arbeiten.

Weiterhin unterliegen alle Aufgaben, für 
deren Wahrnehmung die Landesverwal-
tung zuständig ist, der Aufgabenkritik mit 
dem Ziel, die Wahrnehmung von Aufga-
ben auf die Kernkompetenzen staatlichen 

Udo Niemuth, Johannes Baumann, Andreas Böhm, Swen Milker

Quo vadis, Landesbetrieb?

Die Bundesrepublik Deutschland befi ndet sich in einem wirtschaftlichen 
Wandlungsprozess. In nahezu sämtlichen Bereichen der Gesellschaft 
tragen sich rasch ändernde Rahmenbedingungen zur Notwendigkeit 
struktureller Reformen bei. Die Anforderungen einer hoch technisierten 
globalisierten Wissensgesellschaft erfassen auch die Gebietskörperschaf-
ten. Zugleich haben diese z. T. sich dramatisch zuspitzende Haushalts-
lagen zu verzeichnen. Diese Entwicklungen erfordern die Verbesserung 
von Abläufen und Strukturen der öffentlichen Verwaltung.

Handelns zu beschränken. Aufgaben sollen 
durch Dritte erfüllt werden, wenn die 
Rechtsnatur der Aufgaben dies zulässt 
und gesetzliche Vorschriften dem nicht 
entgegenstehen, insbesondere wenn die 
Erbringung durch Dritte wirtschaftlicher 
erfolgen kann. Ähnliches bestimmt auch 
das Landesorganisationsgesetz. Ist eine 
Vergabe an Dritte nicht möglich, kommt 
eine sonstige Kooperation in Betracht.

Der Entwurf der Landesregierung sah 
eine zeitliche Befristung des Gesetzes 
vor. Der Landtag sah jedoch verschiedene 
Aspekte des Gesetzes als so grundsätzlich 
an, dass er der zeitlichen Befristung des 
Gesetzes nicht gefolgt ist.

Im Folgenden sollen die Organisati-
onsstrukturen sowie die rechtlichen und 
wirtschaftlichen Grundlagen der LGB 
vorgestellt werden. Anschließend wird 
auf aktuelle Diskussionen im Rahmen der 
Aufgabenkritik eingegangen.

Entstehung
Das Land Brandenburg hat nach der „poli-
tischen Wende“ das Landesvermessungs-
amt zunächst als Landesoberbehörde er-
richtet und führte es in seinem Haushalt 
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gemeinsam mit den Kataster- und Vermes-
sungsämtern. Im Zuge der Funktionalre-
form wurden die Aufgaben der staatli-
chen Kataster- und Vermessungsämter am 
1.01.1995 auf die Kreise und kreisfreien 
Städte übertragen. 

Das Landesvermessungsamt war als 
Landesoberbehörde eine unselbstständige 
Verwaltungseinheit des Landes, die in 
die behördlichen Führungsstrukturen des 
Innenministeriums mit einem mehr oder 
weniger exakt abgegrenzten Geschäftsbe-
reich eingebunden war.

Grundlagen der Errichtung des Lan-
desbetriebs waren das „Gesetz zur Um-
wandlung des Landesvermessungsamts 
Brandenburg in einen Landesbetrieb“ vom 
6. Dezember 2001 und der Erlass des 
Innenministeriums vom 12. Juni 2002 
zur Errichtung des Landesbetriebs. Der 
Landesbetrieb hat seinen Sitz in Frank-
furt (Oder) und unterhält Außenstellen in 
Potsdam, Eichwalde und Prenzlau.

Für die LGB gelten die bis dato gültigen 
Richtlinien, Erlasse, Dienstanweisungen 
und Dienstvereinbarungen für das Landes-
vermessungsamt fort, soweit sie nicht 
durch anderweitige Geschäftsanwei sungen 
ersetzt oder gegenstandslos werden. Sofern 
der Landesbetrieb öffentlich-rechtliche 
Verwaltungstätigkeit ausführt, handelt er 
als Behörde für das Land Brandenburg.

Aufgaben des Landesbetriebs
Die LGB nimmt vor allem folgende Auf-
gaben wahr:
• Unterhaltung des Landesbezugssys-

tems als Geobasis für einen Lage-, 
Höhen- und Schwerebezug

• Bereitstellung des topographisch-kar-
tographischen Informationssystems

• Bereitstellung und Unterhaltung der 
Mess-, Auswerte- und Informations-

systeme der Vermessungs- und Katas-
terverwaltung

• Geodaten- und Grafi k-Serviceleistun-
gen

• Mitwirkung bei Aufgaben der Katas-
terbehörden

• Aufsicht über die Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieure (ÖbVI)

• Angelegenheiten der Gutachteraus-
schüsse für Grundstückswerte

• Aus- und Fortbildung der Vermessungs-
techniker und Kartographen des Landes 
Brandenburg

• Mitwirkung bei vermessungstechni-
schen Arbeiten an den Bundes- und 
Landesgrenzen

• Durchführung von Kalibriermessun-
gen

Das Ausführen von Liegenschaftsver-
messungen und das Vornehmen von Grenz-
feststellungen und Abmarkungen gehört 
grundsätzlich nicht zu den Kernaufgaben 
der LGB. Diese Aufgaben werden haupt-
sächlich von den Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieuren (ÖbVI) wahr-
genommen.

Rechtliche und wirtschaftliche 
Grundlagen
Nach § 14 Abs. 1 des Landesorganisati-
onsgesetzes (LOG) sind Landesbetriebe 
Bestandteil der unmittelbaren Landesver-
waltung. Sie sind rechtlich unselbststän-
dige, organisatorisch abgesonderte Teile 
der Landesverwaltung, die überwiegend 
öffentlichen Zwecken dienende wirtschaft-
liche Tätigkeiten erfüllen.

Der Landesbetrieb besitzt keine eigene 
Rechtspersönlichkeit und ist nicht insol-
venzfähig.

Durch die Gründung des Landesbetriebs 
wird dessen Vermögen von dem übrigen 
Vermögen des Landes organisatorisch 
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getrennt und gesondert nachgewiesen. Der 
Landesbetrieb hat ein eigenes betriebliches 
Rechnungswesen, das nach handelsrecht-
lichen Grundsätzen eingerichtet ist und 
mit dessen Hilfe er die gesamte betrieb-
liche Leistungserstellung (Produktion) 
und -verwertung zahlenmäßig erfasst, 
überwacht und auswertet. Dies geht über 
die Bestimmungen des § 74 Abs. 1 der 
Landeshaushaltsordnung (LHO) hinaus, 
der Landesbetrieben grundsätzlich aufgibt 
„nach den Regeln der kaufmännischen 
doppelten Buchführung zu buchen“. Als 
Kapitalgesellschaft wäre die LGB nach 
den Größenmerkmalen des Handelsge-
setzbuchs (HGB) eine große Kapitalgesell-
schaft. Insofern können die Bestimmungen 
der LHO nur als Mindestanforderung an 
die Rechnungslegung der LGB verstanden 
werden. Nach allgemeiner Auffassung hat 
die Rechnungslegung nach handelsrechtli-
chen Vorschriften neben der Dokumenta-
tion des Geschäftsgeschehens eine
• Kontroll- und
• Dispositionsfunktion sowie eine 
• Rechenschafts- und Informationsauf-

gabe.
Als Kontrollinstrument dient das betrieb-

liche Rechnungswesen der Betriebsleitung 
dazu, die Überwachung der Wirtschaft-
lichkeit und Rentabilität der betrieblichen 
Prozesse sowie die Zahlungsbereitschaft 
des Unternehmens sicherzustellen. Der 
Gesetzentwurf zur Umwandlung des da-
maligen Landesvermessungsamts in einen 
Landesbetrieb sieht die Erhöhung der Kos-
tentransparenz als wichtigsten Aspekt der 
Umwandlung an (LT-Drs. 3/3231).

Das Rechnungswesen liefert als Dis-
positionsinstrument Zahlenmaterial als 
Grundlage für unternehmerische Pla-
nungen und Entscheidungen wie z. B. 
über Investitionen. Ferner dient das be-

triebliche Rechnungswesen in Form des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts 
der jährlichen Rechenschaftslegung und 
der Information der Unternehmenseigner 
(Land), der Finanzbehörden oder evtl. der 
Gläubiger (Rechenschafts- und Informa-
tionsaufgaben).

Weiterhin hat der Landesbetrieb einen 
gesonderten Wirtschaftsplan für das je-
weils nächste Jahr aufzustellen, der ei-
nen Erfolgs-, Finanz- und Stellenplan 
umfasst.

Durch die organisatorische Verselbst-
ständigung wird die Unterstellung unter 
die allgemeine Verwaltung des Innenmi-
nisteriums als Aufsichtsbehörde im Inter-
esse wirtschaftlicher Zielsetzungen einge-
schränkt, da die Dienst- und Fachaufsicht 
nicht jede Entscheidung ohne verbindliche 
Beratung mit dem Landesbetrieb an sich 
ziehen kann.

Die rechtliche Abgrenzung vom Land 
wird im Gegensatz zur organisatorischen 
Abgrenzung nicht erreicht. Von Bedeutung 
kann dies vor allem bei Investitionen sein. 
So kann die rechtliche Unselbstständigkeit 
in diesem Falle z. B. die Aufnahme von 
Darlehen erschweren, wenn der Landesbe-
trieb in Wettbewerb mit anderen wichtigen 
Vorhaben des Landes tritt. Hier könnte 
sich der Landesbetrieb der Argumentation 
ausgesetzt sehen, „der Landesbetrieb weiß 
sich schon selbst zu helfen“. Andererseits 
sichert sich der Landesbetrieb als rechtlich 
unselbstständiger Teil des Landes Bran-
denburg die günstigeren Refi nanzierungs-
möglichkeiten einer Gebietskörperschaft 
gegenüber einem vollständig rechtlich 
verselbstständigten Unternehmen.

Gemäß des Errichtungserlasses des In-
nenministeriums ist die Tätigkeit der LGB 
nicht auf Gewinnerzielung ausgerichtet. Sie 
nimmt vorwiegend hoheitliche Aufgaben 
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wahr und ist daher als Hoheitsbetrieb von 
der Körperschaftsteuer und von der Gewer-
besteuer be freit. Die Steuer-
befreiung gilt jedoch nicht, 
soweit die LGB Betriebe 
gewerblicher Art unterhält 
(z. B. Verkauf von Freizeit-
karten, Kalendern etc.).

Nach dem Umsatzsteu-
ergesetz unterliegen die 
Leistungen der Vermes-
sungs- und Katasterbehörden bei der 
Wahrnehmung von Aufgaben der Lan-
desvermessung und des Liegenschaftska-
tasters mit Ausnahme der sog. Amtshilfe 
der Umsatzsteuer.

Organisation
Die Leitung des Landesbetriebs (Betriebs-
leitung) wird durch einen Geschäftsführer 
wahrgenommen, der auch Dienstvorge-
setzter der Beamten und sonstigen Be-
schäftigten der LGB ist. Der Geschäfts-
führer vertritt das Land in den rechtli-
chen Belangen des Landesbetriebs vor 
Gericht. Die Führungsstruktur mit dem 
Geschäftsführer an der Spitze entspricht 
insofern weitgehend der Hierarchie einer 
öffentlichen Behörde, als die Fachbereiche 
ähnlich dem Organisationsprinzip eines 
Amtes in Dezernate mit den jeweiligen 
Sachbearbeitern und ggf. 
Sachgebietsleitern unter-
gliedert sind. 

Die Dienst- und Fach-
aufsicht übt das zuständige 
Ministerium aus. Die enge 
Anbindung an die Landes-
verwaltung zeigt sich auch im Bereich 
des Personals. Das Dienst- bzw. Arbeits-
verhältnis der bei der LGB beschäftigten 
Angestellten, Arbeiter und Beamten be-
steht unverändert im Verhältnis zum Land 

Brandenburg. Eine einem privaten Unter-
nehmen selbstverständliche eigenständige 

Personaldisposition ist der 
LGB nur eingeschränkt 
möglich, da die Personal-
planung des Landesbetriebs 
grundsätzlich vom Land 
vorgegeben wird. Mit der 
allgemein an gestrebten 
Personalreduzierung in der 
öffentlichen Verwaltung 

wer den auch dem Landesbetrieb Aufl a-
gen zum Personalabbau auferlegt. Damit 
ist der Landesbetrieb in seinen Möglich-
keiten be schränkt, auf sich ändernde Rah-
menbedingungen mit der Einstellung und 
Ausbildung qualifi zierten Personals zu 
reagieren.

Finanzierung
Wichtigster Auftraggeber der LGB bleibt 
auch mit ihrer Verselbstständigung das 
Land Brandenburg. Im begrenzten Umfang 
agiert der Betrieb auch gegenüber Dritten, 
so z. B. durch den Verkauf von topogra-
phischem Kartenmaterial. Die Arbeiten 
für Dritte übernimmt die LGB jedoch 
nur, soweit die Aufgaben für die Landes-
verwaltung nicht beeinträchtigt werden. 
Dementsprechend entfällt nur ein geringer 
Teil auf Umsätze mit Dritten. Die LGB 

fi nanziert sich somit weit-
gehend über den Haushalt 
des Landes. Die Leistungen 
gegenüber dem Land wer-
den nicht einzeln vergütet, 
sondern über ein mehr oder 
weniger pauschales Leis-

tungsbudget abgegolten. Derartige Pau-
schalbudgets entfalten nur eine begrenzt 
steuernde Wirkung. Insofern sieht die Ge-
schäftsanweisung zum Errichtungserlass 
des Innenministeriums vor, dass die LGB 

Der Landesbetrieb ist in 
seinen Möglichkeiten be-
schränkt, auf sich än dernde 
Rahmenbedingungen mit 
der Einstellung und Aus-
bildung qualifi zierten Per-
sonals zu reagieren.

Die Tätigkeit der LGB ist 
nicht auf Gewinnerzielung 
ausgerichtet. Sie nimmt vor-
wiegend hoheitliche Auf-
gaben wahr und ist daher 
als Hoheitsbetrieb von der 
Körperschaftssteuer und 
von der Gewerbesteuer be-
freit.
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ihre Aufgaben auf der Grundlage von Ser-
vicevereinbarungen durch Aufträge gegen 
Einzel- und Pauschalvergütung erbringt. 
Die Umsetzung dieser Regelungen ist bis 
dato nur eingeschränkt gelungen. Im Zuge 
der Haushaltskonsolidierung des Landes 
werden auch der LGB Einsparungen durch 
Senkung der Landeszuschüsse abverlangt, 
die durchaus als „handfest“ zu bezeichnen 
sind. Somit wird die Höhe dieser Zuschüs-
se und damit die wirtschaftliche Entwick-
lung der LGB wiederum wesentlich durch 
die Haushaltslage des Landes beeinfl usst 
und nicht ausschließlich durch die Leis-
tungsfähigkeit der LGB bestimmt.

Eine wesentliche Ausweitung der Um-
sätze mit Dritten ist im Hinblick auf den 
Vorrang der Aufgabenerfüllung für das 
Land kaum zu erwarten. Der LGB bleibt 
nur die Möglichkeit, das rückläufi ge Leis-
tungsbudget des Landes über Kostensen-
kungen zu kompensieren. Die vorgesehene 
Abrechnung der Leistungen der LGB auf 
der Grundlage von Servicevereinbarun-
gen und Aufträgen gegen Einzel- oder 

Pauschalvergütung wird die Koppelung 
der Umsatzerlöse an die Haushaltslage 
des Landes nicht grundsätzlich aufl ösen. 
Hinzu kommt, dass für die wesentlichen 
Leistungen des Landesbetriebs Markt-
preise nicht existieren und ein „gerechter“ 
Preis für die Leistungen gegenüber dem 
Land somit nicht ermittelbar ist. Das hat 
zur Folge, dass die Service- und Einzel-
vereinbarungen mit dem Land nur einen 
begrenzten Beitrag zur Verbesserung der 
Wirtschaftsführung des Landesbetriebs 
liefern werden.

Die Geschäftsanweisung für den Lan-
desbetrieb sieht ferner vor, dass Jahres-
überschüsse grundsätzlich dem Landes-
betrieb verbleiben, Fehlbeträge jedoch 
zu Lasten des Folgejahrs gehen. Ergibt 
sich darüber hinaus ein zusätzlicher, nicht 
im Wirtschaftsplan des Landesbetriebs 
veranschlagter Mittelbedarf, ist die Auf-
sichtsbehörde zu unterrichten (§ 8 der 
Geschäftsanweisung).

Die LGB erzielte seit ihrer Errichtung 
durchweg positive Jahresergebnisse, auch 

Darstellung der Gesamtzuweisungen und der Personalaufwendungen
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wenn der Errichtungserlass feststellt, dass 
die Tätigkeit der LGB nicht in erster Linie 
auf Gewinnerzielung ausgerichtet ist. Im 
Falle einer wirtschaftlichen Schiefl age der 
LGB müsste gleichwohl auf den allgemei-
nen Haushalt des Landes 
zurückgegriffen werden. 
Zusammenfassend ergibt 
sich eine deutliche Abhän-
gigkeit der LGB von der 
Haushaltslage des Landes. 
Die Problematik leistungs-
gerechter Entgelte oder Budgets kann 
ein noch so ausgetüfteltes betriebliches 
Rechnungswesen letztlich nicht aufl ö-
sen. Ein Jahresgewinn kann aus erhöhten 
Zuschüssen des Landes resultieren, ein 
Verlust ist jedoch nicht zwangsläufi g das 
Ergebnis schlechten Wirtschaftens der 
LGB. Darüber hinaus muss davon ausge-
gangen werden, dass allein die Umstel-
lung auf ein eigenständiges betriebliches 
Rechnungswesen nur einen begrenzten 
Beitrag zur Verbesserung ökonomischer 
Strukturen der LGB liefern kann.

Das eingangs zitierte Verwaltungsmo-
dernisierungsgesetz sieht vor, dass die 
jeweilige Aufgabenwahrnehmung und 
-erfüllung zukünftig so zu gestalten ist, 
dass sie eine aktivierende Wirkung ent-
faltet (vgl. § 2 Abs. 4 VerwModG). Zur 
Umsetzung der Geschäftsanweisung, wo-
nach Gewinne grundsätzlich dem Lan-
desbetrieb verbleiben, und um die dar-
gestellten Problemlagen im Sinne des 
Verwaltungsmodernisierungsgesetzes zu 
entschärfen, wäre die Vereinbarung einer 
sog. Effi zienzrendite in Ergänzung zu 
dem jährlichen Wirtschaftsplan erwägens-
wert. Die jährlich im Voraus verbindlich 
festgelegte Effi zienzrendite spiegelt den 
vom Landesbetrieb erwirtschafteten Vorteil 
gegenüber dem Wirtschaftsplan wider. 

Eine Effi zienzrendite von 20 % besagt bei 
einem Jahresüberschuss von 100 T €, dass 
80 T € dem Landesbetrieb zur weiteren 
freien Bewirtschaftung verbleiben (ver-
bleibende Effi zienzrendite), die übrigen 

20 T € werden zu Guns-
ten des Landeshaushalts 
abgeschöpft. Eine solche 
Zielvereinbarung regelt,
• in welcher Höhe die 

Effi zienzrendite abge-
schöpft und

• auf welche Weise sie wann abgeschöpft 
wird.

Hierbei werden sowohl Belange des Lan-
desbetriebs als auch des Haushalts des Lan-
des Berücksichtigung fi nden müssen. Der 
Abschluss einer solchen Zielvereinbarung 
stände im Einklang mit der Geschäftsan-
weisung, die bestimmt, dass Überschüsse 
„auf das nächste Jahr übertragbar“ sind, 
d. h. dem Landesbetrieb verbleiben können 
(§ 8 Abs. 4 der Geschäftsanweisung). Die 
Vereinbarung einer solchen Effi zienzren-
dite bedeutet nicht die Einführung des 
Shareholder-Value-Prinzips „durch die 
Hintertür“, das verkennt, dass ein Unter-
nehmen nicht nur die Interessen des Un-
ternehmenseigners, sondern auch noch an-
derer Anspruchsgruppen wie Mitarbeiter, 
Kunden und Lieferanten, Finanzbehörden 
und Öffentlichkeit berücksichtigen muss. 
Vielmehr stellt eine solche Zielvereinba-
rung eine Umsetzung des Verwaltungs-
modernisierungsgesetzes bzw. der Ge-
schäftsanweisung dar. Der Landesbetrieb 
„weiß, woran er ist“. Nebenbei wird dem 
gefürchteten „Dezemberfi eber“ Einhalt 
geboten, wonach zugewiesene und noch 
nicht verbrauchte Finanzmittel für nicht 
notwendige Zwecke verausgabt werden, 
da der Verbleib dieser Mittel im Betrieb 
ungewiss ist.

Die Problematik leistungs-
gerechter Entgelte oder 
Budgets kann ein noch so 
ausgetüfteltes be triebliches 
Rechnungswesen letztlich 
nicht aufl  ösen.
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Die Privatisierungsalternative
Der Anteil der öffentlichen Hand an den 
volkswirtschaftlichen Ressourcen ist in 
der Bundesrepublik erheblich. Der Anteil 
der Staatsausgaben am Bruttoinlands-
produkt, die Staatsquote, lag in 2004 bei 
48,6 Prozent [Statistisches Bundesamt, 
S. 660 ff.]. Finanziert wird dieser Anteil 
durch die Belastung des privaten Sektors in 
Form von Abgaben. In den letzten Jahren 
kennzeichnen weit reichende Modernisie-
rungsprozesse den öffentlichen Sektor in 
Deutschland. Hervorgerufen durch neu-
artige Problemlagen innerhalb eines sich 
verändernden internationalen Umfelds, der 
stetig steigenden Bedeutung von Staat und 
Verwaltung als Standortfaktor im interna-
tionalen Wettbewerb und den Wandel vom 
hierarchisch-steuernden zum kooperativen 
Staat entsteht ein Modernisierungsdruck 
im öffentlichen Sektor [Löser-Priester, 
S. 22]. Seit den 70-er Jahren wächst das 
Haushaltsdefi zit der öffentlichen Haus-
halte stetig an [Statistisches Bundesamt, 
S. 505 ff.]. Zusätzlich veränderte sich die 
Erwartungshaltung hinsichtlich der Qua-
lität von Dienstleistungen des Staates, die 
Möglichkeiten der Einfl ussnahme auf die 
staatliche Dienstleistungsproduktion nah-
men zu. Der vormals defi nierte Umfang 
von Staatsaufgaben wird gegenwärtig auf 
den verschiedensten Ebenen neu festge-
legt. Dies resultiert schlichtweg aus der 
Knappheit der öffentlichen Kassen und der 
Abkehr von einem „Übermaß an staatlicher 
Zuständigkeit“ [Löser-Priester, S. 22]. Die 
Stärkung des Prinzips der Eigenverant-
wortung und eine Schwächung der (so 
genannten) Mitnahmementalität innerhalb 
der staatlichen Fürsorge werden von allen 
politischen Parteien als mittelbare Ziele de-
fi niert. Der Sachverständigenrat „Schlan-
ker Staat“ befürwortet eine Stärkung 

des Privatisierungsgedankens auf allen 
staatlichen Ebenen [Sachverständigenrat, 
„Schlanker Staat“, S. 61]. Dem wurde z. B. 
mit Änderungen der Bundeshaushaltsord-
nung (BHO) Rechnung getragen. Nach § 7 
BHO besteht eine Prüfpfl icht des Bundes, 
inwieweit staatliche Aufgaben durch pri-
vate Unternehmen erfüllt werden können. 
Die einzelnen Bundesländer haben ihre 
Haushalts- und Kommunalhaushaltsord-
nungen entsprechend angepasst. Weiter-
hin sollen sich die Bundesländer und die 
Gemeinden zu einem Wirtschaftlichkeits-
vergleich verpfl ichten, der im Bedarfsfall 
zu privatwirtschaftlichen Lösungen führt 
[Kraffel/ Volhard, S. 959]. Den Privatisie-
rungstendenzen wird hierdurch zusätzliche 
Schubkraft verliehen.

Der Privatisierungsbegriff
Der Begriff der Privatisierung wird in 
vielfältiger Weise benutzt, eine gesetzliche 
Normierung existiert nicht. Der Privatisie-
rungsbegriff lässt sich in die Kategorien 
der formalen, der materiellen und der 
funktionalen Privatisierung aufteilen (vgl. 
Urteil: Die steuerliche Gleichbehandlung 
von kommunalen und privaten Unterneh-
men, vom 28.06.2001, Nr. 2 K 2261/ 98 
SächsFG).

Privatisierungsarten

 Staat Gesellschaft

 Formelle Funktionelle Materielle
 Privatisierung Privatisierung Privatisierung

Grad der Aufgabenübertragung
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Formale Privatisierung
Im Rahmen einer formalen Privatisierung 
oder einer Organisationsprivatisierung 
bleibt die Zuordnung einer Aufgabe als öf-
fentliche Aufgabe unberührt, lediglich die 
Organisation der Aufgabe wird privatisiert. 
Hierbei werden die bislang unmittelbar von 
einer Gebietskörperschaft wahrgenomme-
nen Aufgaben auf privatrechtliche Unter-
nehmensformen übertragen. Dies sind 
i. d. R. Kapitalgesellschaf-
ten in Form der GmbH oder 
AG. Beispielsweise wurden 
die Deutsche Bundesbahn 
und die Deutsche Reichs-
bahn auf die Deutsche Bahn 
AG übertragen. Deren Ei-
gentümer ist weiterhin der Bund. Mit der 
Errichtung einer Eigengesellschaft erfolgt 
keine Verlagerung der Verfügungsrechte in 
den privaten Sektor, sondern lediglich eine 
organisatorische Neuordnung innerhalb 
des öffentlichen Sektors. Die formale 
Privatisierung wird auch als „unechte oder 
Scheinprivatisierung“ kritisiert und in der 
Literatur z. T. aus dem Privatisierungs-
begriff ausgeschlossen [Buse, S. 134]. 
Die Übertragung der LGB in eine GmbH 
oder AG, deren Alleingesellschafter das 
Land Brandenburg wäre, ist grundsätzlich 
möglich. Über die Höhe des Leistungsbud-
gets wären Vereinbarungen bzw. rechtlich 
verbindliche Verträge abzuschließen. Die 
Gesellschaft wäre Arbeitgeber sämtlicher 
Beschäftigten der LGB. Bei Liquidation 
bzw. Aufl ösung der Gesellschaft fi elen 
die hoheitlichen Aufgaben der Landes-
vermessung auf das Land zurück. Insofern 
müsste die Gesellschaft mit ausreichenden 
Sicherheiten ausgestattet werden, die für 
den Landesbetrieb als nicht insolvenzfä-
higer Bestandteil der Landesverwaltung 
entbehrlich erscheinen. Im Falle der LGB 

sprechen gegen eine formale Privatisierung 
vor allem die wesentlich höheren Grün-
dungskosten und fehlende Sicherheiten, 
z. B. in Form von Grundstücken und 
Ge bäuden.

Materielle Privatisierung

Gegenüber der formalen stellt die ma-
terielle Privatisierung eine weitreichen-
dere Option dar. Im eigentlichen Sinn 

beinhaltet dieses Modell 
die Entlassung der Aufga-
benwahrnehmung aus der 
öffentlichen Trägerschaft 
und Verantwortung in den 
privaten Bereich. Darunter 
ist die vollständige Über-

tragung öffentlicher Aufgaben auf private 
Unternehmen und damit eine Reduzierung 
des öffentlichen Leistungsangebots zu ver-
stehen. In diesem Sinne verkaufte z. B. der 
Freistaat Bayern seine Anteile an der ehe-
maligen VIAG. Der Staat wird entlastet, er 
steht nicht länger in der Pfl ichterfüllung. 
Die materielle Privatisierung wird auch 
als Aufgaben- oder Vermögensprivatisie-
rung be zeichnet [Löser-Priester, S. 49]. Zu 
unterscheiden ist dabei zwischen vollstän-
diger und teilweiser Privatisierung. Bei 
letzterer verbleibt ein Teil der Geschäfts-
anteile bei der öffentlichen Hand. Eine 
materielle Privatisierung scheidet insofern 
für die LGB aus, als eine vollständige 
Entlassung des Landes aus der Aufgaben-
wahrnehmung nicht möglich ist.

Funktionale Privatisierung

Die funktionale Privatisierung ist im Un-
terschied zur materiellen und formalen 
Privatisierung nicht mit einem Wechsel 
der Rechtsform verbunden. Vielmehr wird 
darunter ein Vorgang gefasst, bei dem 
die öffentliche Hand bislang von ihr er-

Die materielle Privatisierung 
scheidet für die LGB aus, 
da eine vollständige Ent-
lassung des Landes aus der 
Aufgabenwahrnehmung 
nicht möglich ist.
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füllte Aufgaben an selbstständige Dritte 
überträgt, ohne zugleich die Verantwor-
tung für die Ausführung der Aufgabe an 
den Dritten zu übertragen (z. B. Betrieb 
und Bau einer Autobahn). Aufgabenzu-
ständigkeit und Aufgabenverantwortung 
verbleiben bei der öffentlichen Hand, der 
selbstständige Dritte fungiert lediglich 
als Verwaltungshelfer. Folgende Grund-
formen der funktionalen Privatisierung 
können unterschieden werden:

• Outsourcing

Der Begriff Outsourcing fi ndet in der 
allgemeinen Literatur nahezu infl ationäre 
Verwendung und ergibt sich aus Outsource 
Ressource Using, d. h. fremde Quellen 
und Kapazitäten nutzen. Ein Teil der für 
die Erfüllung öffentlicher Aufgaben not-
wendigen Leistungen wird nicht selbst 
erstellt, sondern von spezialisierten Pri-
vatunternehmen „eingekauft“. 

• Einschaltung Privater

Hierbei werden Erfüllungsgehilfen zur 
Erledigung öffentlicher Aufgaben als Ver-
waltungshelfer der öffentlichen Gebiets-
körperschaften eingeschaltet. Diese ar-
beiten nicht selbstständig, sondern führen 
Hilfstätigkeiten aus. Sie unterliegen den 
Weisungen der öffentlichen Verwaltung 
und handeln jeweils nach gesondertem 
Auftrag. Der öffentlichen Verwaltung 
bleibt nicht nur das Kontrollrecht, sondern 
er trägt auch ein eventuelles Ausfallrisiko 
der Leistungen [Völlmicke, S. 52]. Die 
Möglichkeiten der Einschaltung eines 
Erfüllungsgehilfen sind vielfältig. Für 
die öffentlichen Versorgungsaufgaben ist 
neben dem Betreibermodell, dem Be-
triebsführungsmodell und dem Koope-
rationsmodell das Beleihungsmodell von 
Bedeutung.

Als weiter gehende Beteiligung privater 
Stellen ist im Landesorganisationsgesetz 
die Beleihung fi xiert. Durch die Beleihung 
werden Hoheitsaufgaben des Landes auf 
Privatpersonen übertragen, die selbst die 
Entscheidung über die jeweilige hoheitli-
che Maßnahme treffen. Das Institut der Be-
leihung stellt eine Ausnahme zu Artikel 33, 
Absatz 4 GG dar, wonach grundsätzlich 
nur Angehörige des öffentlichen Dienstes 
hoheitliche Aufgaben ausführen dürfen.

Neben den ÖbVI sind z. B. die Ingenieu-
re des TÜV und anderer Prüfgesellschaften 
im Rahmen der regelmäßigen Kfz-Haupt-
untersuchung, Bezirksschornsteinfeger 
und i. d. R. Notare beliehene natürliche 
Personen. Jüngstes Beispiel der Belei-
hung Privater mit Hoheitsaufgaben ist 
die Veräußerung der Landeskliniken in 
Brandenburg und die damit verbundene 
Übertragung der Durchführung des Maß-
regelvollzugs an Dritte unter Beteiligung 
verbleibender Landesbediensteter in den 
Landeskliniken.

Rechtmäßigkeit von 
Privatisierungen
Aus Gründen der wirtschaftspolitischen 
Neutralität enthält das Grundgesetz (GG) 
keine Regelungen zur Übertragung staat-
licher Aufgaben auf private Unternehmen 
[Arnim, S. 27 ff.]. Artikel 33 Abs. 4 GG 
schreibt jedoch vor, dass hoheitliche Auf-
gaben i. d. R. öffentlich Bediensteten zu 
übertragen sind. Dabei wird zwischen 
der Eingriffsverwaltung, deren Wahrneh-
mung sich über Gebote, Verbote und An-
ordnungen vollzieht, und der Leistungs-
verwaltung, dem Herstellen von Gütern 
und Dienstleistungen durch den Staat 
selbst, unterschieden. Die Privatisierung 
(das Gegenteil von Verstaatlichung) von 
Hoheitsaufgaben im engeren Sinne (Ein-
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griffsverwaltung) ist durch Art. 20 Abs. 1 
und 3, Art. 28 Abs. 1 GG ausgeschlossen. 
Hiervon sind staatliche Kernaufgaben in 
den Institutionen der Polizei, des Katas-
trophenschutzes, der Finanzämter, der 
Gerichte und der ministeriellen Aufgaben 
betroffen. Das Vorhalten der staatlichen 
Vermessungsverwaltung ist überwiegend 
dem Bereich der Leistungsverwaltung 
zuzuordnen. Der Sicherheit und Ordnung 
dienende Teilbereiche sind jedoch dem Be-
reich der Eingriffsverwaltung zuzuordnen. 
Der Funktionsvorbehalt gem. Art. 33 Abs. 
4 GG steht einer Privatisierung nicht ent-
gegen [Arnim, S. 42]. Denn die Vorschrift 
regelt nur den Fall einer tatsächlichen Auf-
gabenwahrnehmung durch den Staat, über 
deren Form und Umfang wird aber nichts 
ausgesagt. Werden also bestimmte Aufga-
ben vom Staat nicht mehr wahrgenommen, 
besteht für den Funktionsvorbehalt kein 
Raum mehr [Herbst, S. 83]. Schließlich 
ist für die rechtliche Betrachtung der Pri-
vatisierung öffentlicher Aufgaben Art. 114 
Abs. 2 GG heranzuziehen, wonach der 
Bundesrechnungshof die 
Wirtschaftlichkeit der öf-
fentlichen Aufgabenerfül-
lung zu überprüfen hat. 
Daraus lässt sich ein Pri-
vatisierungsgebot ableiten, 
wenn private Anbieter in 
der Lage sind, den Bedarf 
wirtschaftlicher zu decken. Unwirtschaftli-
ches Handeln ist somit rechtswidrig, wenn 
die wirtschaftliche Vorteilhaftigkeit einer 
potenziellen Privatisierung nachgewiesen 
werden würde [Arnim, S. 97].

Eine vollständige Privatisierung ohne 
Gewährleistungsverantwortung für die 
Qualität von Geobasisdaten scheidet je-
doch insoweit aus, als die Datenqualität 
für die öffentliche Sicherheit und die 

Wettbewerbsfähigkeit von Standorten 
prä gend ist. Die Erhebung, Pfl ege und 
Bereitstellung von Geobasisdaten bilden 
eine wesentliche Voraussetzung für die 
Eigentumssicherung sowie für das wirt-
schaftliche und gesellschaftliche Leben. 
Die öffentliche Aufgabe besteht folglich 
in der Gewährleistung von Qualität und 
Vollständigkeit der Geobasisdaten.

Ausblick
Das Land Brandenburg hat im Zuge sei-
ner Verwaltungsmodernisierung folgende 
Schwerpunkte bereits umgesetzt oder in 
Gesetzesvorhaben berücksichtigt:
• Zusammenführung von Oberbehörden 

und Landeseinrichtungen
• Rückbau oberer Genehmigungsinstan-

zen
• Verringerung der unteren Landesver-

waltung durch Integration in obere 
Behörden

• Umwandlung von Fachbereichen in 
Landesbetriebe

Die Errichtung der LGB stellt eine Um-
setzung zu den Reformen 
der Verwaltungsstrukturen 
des Landes Brandenburg 
dar. Der rechtlich und sei-
nem Vermögen nach un-
selbstständige Landesbe-
trieb verfolgt ausschließ-
lich Aufgaben des Landes 

Brandenburg. 
In Form des Beleihungsmodells werden 

an die freiberufl ich tätigen ÖbVI hoheit-
liche Aufgaben übertragen, die in der Be-
rufsordnung (ÖbVIBO) defi niert sind.
Die LGB führt die Aufsicht über die ÖbVI 
nach Maßgabe dieser Berufsordnung. Die 
Vorteile der Übertragung von Aufgaben 
auf die Beliehenen sind:
• eine niedrigere Staatsquote, was al-

Die pauschale Argumen-
tation der Überlegenheit 
privatwirtschaftlichen Han-
delns über das der öffent-
lichen Hand allein wird der 
Diskussion nicht gerecht 
werden.
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lerdings per se noch keinen Wert dar-
stellt

• die Ausweitung des Verursacherprin-
zips. Die Kosten werden direkt auf die 
Auftraggeber bzw. jeweiligen Grund-
eigentümer überwälzt [Carosio/ Nef, 
S. 4 ff.].

Der besondere Umstand, dass mit dem 
Berufsstand der ÖbVI Ressourcen zur Ver-
fügung stehen, die die gleiche Ausbildung 
wie die Geodäten der öffentlichen Ver-
messungsverwaltung nachweisen müssen 
und die unter der Aufsicht (einschließlich 
der Zulassung und Bestellung) durch die 
LGB stehen, zeigt mögliche Privatisie-
rungspotenziale auf. Dabei ist das opera-
tive Geschäft der Katastervermessung in 
Brandenburg schon weitgehend auf die 
ÖbVI übertragen. Die Möglichkeiten der 
Privatisierung sind vielfältig und bedürfen 
einer genauen Analyse des Soll- bzw. Ist-
Zustands. Es ist jedoch festzuhalten, dass 
die Ausschöpfung von Privatisierungs-
potenzialen nur mit und über die ÖbVI 
erschlossen werden kann.

Über die Frage, ob die Erfüllung der 
hoheitlichen Aufgaben der Leistungsver-
waltung wirtschaftlich angemessen durch 
einen Landesbetrieb sichergestellt werden 
kann oder ob die Aufgaben „soweit wie 
möglich auf private Dritte übertragen“ 
werden sollen, bestehen unterschiedliche 
Auffassungen. Während in Brandenburg 
und anderen Bundesländern (z. B. Ba-
den-Württemberg, Nordrhein-Westfalen, 
Hamburg) dem Modell Landesbetrieb 
Perspektiven eingeräumt werden, ten-
dieren die Überlegungen anderen Orts 
zur Privatisierung [Giesen, S. 58 ff.]. Die 
pauschale Argumentation der Überlegen-
heit privatwirtschaftlichen Handelns über 
das der öffentlichen Hand allein wird der 
Diskussion nicht gerecht. 
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Mitteilungen

13. gemeinsame Dienstbesprechung der 
Vermessungs- und Katasterverwaltung und der 
Öffentlich bestellten Vermessungsingenieure
am 1. und 2. September 2006 in Cottbus

�
Mitteilungen

Gemeinsame Fachtagung  wieder ein großer Erfolg

Wojewodschaftszentrums für Geodätische 
und Kartographische Dokumentation Frau 
Oreszko und der Direktor des Wojewod-
schaftsdienstes für Geodäsie Herr Mazur 
als besondere Tagungsgäste anwesend. 
Die Grüße des Innenministers überbrachte 
der Abteilungsleiter im Innenministerium, 
Herr Keseberg. Der amtierende Oberbür-
germeister der Stadt Cottbus, Herr Kelch, 
hieß die Tagungsteilnehmer in seiner Stadt 
willkommen.

Wie jedes Jahr standen auf dem Tagungs-
programm vielseitige und aktuelle Themen 
rund um das amtliche Vermessungswe-
sen wie z.B. Qualitätsverbesserungen im 
Liegenschaftskataster, Ver fl echtung von 
Geobasisdaten und Geofachdaten, aktu-
elle Entwicklungen im Bau ordnungs recht 
und nicht zuletzt der in der Abstimmung 
befi ndliche Entwurf des Geoinformations- 
und Vermessungs gesetzes.

Aufgrund der geografi schen Nähe von 
Cottbus und der Niederlausitz zu Polen 
und mit Blick auf die vollzogene Oster-
weiterung der Europäischen Union galt 
das besondere Interesse der Veranstaltung 
unserem östlichen Nachbarland. Der Stand 
und die Entwicklung des Vermessungs-
wesens in Polen und die sich aus der EU-
Erweiterung ergebenden Chancen für eine 
Zusammenarbeit mit polnischen Kollegen 

Die gemeinsame Fachtagung der Öffent-
lich bestell ten Ver messungs ingenieure und 
der Vermessungs- und Katasterverwaltung 
des Landes Branden burg fand in diesem 
Jahr anlässlich der 850-Jahr-Feier in der 
Stadt Cottbus statt. Am 1. und 2. Sep-
tember trafen sich über 100 Öffentlich 
bestellte Vermessungsingenieure und etwa 
80 Vertreter der Vermessungs- und Katas-
terverwaltung des Landes Branden burg 
im Konzertsaal des Konservatoriums, um 
über neue Wege im Vermessungswesen 
zu diskutieren, technische und rechtli-
che Entwicklungen kennen zu lernen 
sowie Erfahrungen auszutauschen. Als 
Gäste konnten unter anderem Vertreter 
des Landesbetriebs für Straßenwesen, 
des Ministeriums für Ländliche Entwick-
lung, Umwelt und Verbraucherschutz, 
der Flurneuordnungsverwaltung, aber 
auch der BDVI-Landesgruppen Berlin 
und Mecklenburg-Vorpommern sowie 
der Vermessungsverwaltungen Berlins, 
Mecklenburg-Vorpommerns und Sachsens 
begrüßt werden. Darüber hinaus waren 
vom polnischen Hauptamt für Geodäsie 
und Kartographie dessen Präsident Herr 
Jerzy Albin sowie Frau Skołbania, Frau 
Malanowicz, Herr Radzio, Herr Leonc-
zyk und Herr Zaganczyk sowie von der 
Wojewodschaft Lebus die Direktorin des 

´
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waren ein Themenschwerpunkt der dies-
jährigen Fachtagung. Vorbereitet durch 
intensive Kontakte des Landesgruppenvor-
sitzenden des BDVI, Wolfgang Schultz, 
zum Präsidenten des Polnischen Hauptam-
tes für Geodäsie und Kartografi e in War-
schau, Herrn Jerzy Albin, fanden bereits 
im Vorfeld der Fachtagung Verhandlungen 
zwischen den Vertretern Polens und den 
Vermessungsverwaltungen Brandenburgs, 
Mecklenburg-Vorpommerns und Sachsens 
statt. Die herausragende Bedeutung von 
Geoinformationen für Wirtschaft, Ver-
waltung und Planung in der Grenzregion 
– insbesondere bei grenzübergreifenden 
aber auch grenznahen Vorhaben – wurde 
hervorgehoben. 

Auf die Potenziale, die sich für die 
Grenzregionen zu den neuen EU-Mit-
gliedsländern ergeben, verwies auch 
der brandenburgische Abgeordnete im 
Parlament der Europäischen Union in 
Brüssel, Herr Norbert Glante, der mit 
seinem Festvortrag auf den Themen-
schwerpunkt „Polen“ einstimmte. Über 
die Organisation des geodätischen und 
kartografi schen Dienstes in Polen sprach 
anschließend Herr Albin und über das 
Modernisierungsprogramm berichteten 
am Beispiel der Projekte Automatisierte 
Liegenschaftskarte, dem Geoportal sowie 
dem polnischen Äquivalent zu SAPOS®, 
die Herren Radzio und Leonczyk. Für den 
folgenden rein brandenburgischen Teil der 
Tagung haben das Innenministerium, die 
LGB und der BDVI ein anspruchsvolles 
und dichtes Programm zusammengestellt 
und mit interessanten und wichtigen Fach-
themen gestaltet. Den Hauptschwerpunkt 
bildeten dabei die Veränderungen, die sich 
aus der Umsetzung der Strukturreform im 

amtlichen Vermessungswesen ergeben. 
Herr Oswald gab einen Ausblick auf die 
Strukturreform und in zahlreichen Einzel-
beiträgen berichteten Referenten des Mi-
nisteriums des Innern sowie Vertreter des 
BDVI über Einzelaspekte. Insbesondere 
sprachen Herr Dreßler über das geplante 
Grenzzeugnis, Herr Schönitz über eGo-
vernment-Projekte und die Einführung des 
Gebietstopografen, Frau Ehlers  über die 
Ergebnisse des Projektteams Entgelte und 
die Vereinbarkeit von Amt und Mandat. 
Über die Vorstellungen des Berufsver-
bands zum Kostenrecht berichtete Herr 
Kochmann und Herr Schultz stellte den 
Stand der Diskussion im Projektteam 
Berufsrecht vor. 

Die Ergebnisse einer Umfrage bei ÖbVI 
über die Zusammenarbeit mit den Kataster-
ämtern stellte Herr Peter, stellvertretender 
Vorsitzender der BDVI-Landesgruppe, in 
seinem Bericht vor – als Schlussfolgerung 
plädierte er für eine konsequentere Durch-
setzung der Einheitlichkeit bei der Führung 
des Liegenschaftskatasters.

Den zweiten Tag dominierten Vorträge 
über technische Fragestellungen. Herr 
Blaser (MI) lieferte einen Werkstattbericht 
zum Aufbau der berlin-brandenburgischen 
Geodateninfrastruktur, Herr Gnorski (KVA 
Uckermark) referierte über die praktische 
Umsetzung der Ergebnisse des Projekt-
teams Qualitätsverbesserung der Inhalte 
des Liegenschaftskatasters, Herr Dr. Sey-
fert über ALK-Daten und ihre Verfl echtung 
mit anderen Geobasis- und Geofachdaten 
und Herr Sorge wertete in seinem Vortrag 
die SAPOS®-Kundenumfrage aus. Aus an-
grenzenden Fachgebieten berichteten der 
Leiter des Referats „Oberste Bauaufsicht“, 
Herr Ministerialrat Gröger, zu aktuellen 
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Entwicklungen im Bauordnungsrecht und 
der Rechtspfl eger am Amtsgericht Straus-
berg, Herr Glombitza, über gutgläubigen 
Erwerb und Zeichenfehlerberichtigung im 
Liegenschaftskataster.

Eine Fortsetzung der Gemeinsamen 
Fachtagungen, so der Landesgruppenvor-
sitzende zum Abschluss der Veranstaltung, 
steht außer Frage. Neben dem bewährten 
Erfahrungsaustausch gilt es Probleme zu 
benennen, die einer zukünftigen Lösung 
bedürfen. Gegenwärtig stehen Fragen des 
Berufsrechts und der Einbeziehung der 
ÖbVI in die Aufgaben bei der Führung 
des Liegenschaftskatasters auf der Ta-
gesordnung. 

Die Abendveranstaltung, traditioneller 
Ort zur Fortsetzung interessanter Gesprä-
che, war von zwei Höhepunkten geprägt. 
Zum einen wurden als Ergebnis der bilate-
ralen Gespräche Vereinbarungen über den 
Austausch von Geobasisinformationen im 
Bereich der gemeinsamen Grenzen Polens 
unterzeichnet. Zum anderen fand das ka-
barettistisch-musikalische Programm des 
Vermessungsassessors Andreas Bandow 
und des Pitch-Pipe-Project’s begeisterten 
Applaus.

(Frank Reichert,
Geschäftsstelle BDVI Brandenburg)
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In seinem Festvortrag referierte der bran-
denburgische Abgeordnete im Parlament 
der Europäischen Union, Herr Norbert 
Glante, über  den EU-Erweiterungsprozess 
unter besonderer Berücksichtigung des 
Verhältnisses Polen-Deutschland. 

Einleitend erinnerte er an den Über-
fall Hitlerdeutschlands auf Polen vor 67 
Jahren, am 1. September 1939. Dabei 
habe Deutschland in einer unheiligen 
Allianz mit der Sowjetunion Stalins dafür 
gesorgt, dass Polen als souveräner Staat 
von der Landkarte verschwand. Noch 
61 Jahre und drei Generationen nach 
dem Ende des Zweiten Weltkriegs sei 
dies ein nationales Trauma in Polen. Er 
mahnte, dass jeder Deutsche dies bei der 
Kommentierung aktueller Schwierigkei-
ten zwischen Deutschland und Polen im 
Bewusstsein haben sollte und nicht ver-
gessen darf, dass nicht zuletzt auch Dank 
der Polen Deutschland nach 40 Jahren 
seit nunmehr 16 Jahren wieder vereinigt 
ist. Herr Glante verwies darauf, dass es 
zurzeit eine ganze Reihe von Ereignissen 
und Streitpunkten im Verhältnis zwischen 
Polen und Deutschland gäbe, welche aber 
vorübergehende Irritationen wären, die 
früher oder später vergessen sein würden. 
Es lohne sich immer, den Blick nach vorn 
zu wenden, anstatt in der Vergangenheit 
stecken zu bleiben. 

Herr Glante erinnerte daran, dass 
die Verbesserung des Klimas zwischen 
Deutschland und Polen jeder Regierung 
ein wichtiges Anliegen sein muss. Seit 
dem Kniefall Willy Brandts in Warschau 
sei hier auch viel geschehen und Polen 
habe sich auf den langen Weg von Ost nach 

West gemacht. Dabei gäbe es vor allem 
seit dem Beitritt Polens zur EU 2004 eine 
Ebene der Kontakte zwischen Deutschen 
und Polen. Im täglichen Grenzverkehr 
jenseits und diesseits der Oder treffen seit 
Jahren Deutsche und Polen aufeinander 
und leisteten eine konstruktive und zu-
kunftsweisende Arbeit. 

Im Zusammenhang mit der wirtschaft-
lichen Entwicklung und Zusammenarbeit 
verwies Herr Glante darauf, dass im Jahre 
2004 der Anteil des Außenhandels Po-
lens mit Deutschland 28,9 % betrug und 
sich der Außenhandel Brandenburgs nach 
der EU-Osterweiterung außerordentlich 
gut entwickelt hätte. Die Kontakte von 
Brandenburger Firmen nach Polen seien 
dabei im ersten Jahr nach dem Beitritt um 
10 %, der Außenhandel von Brandenburg 
nach Polen ist 2004 überproportional um 
22,7 % gewachsen. Vergleichsweise hätte 
das Wachstum in den EU-Ländern ins-
gesamt 8,2 % betragen. Polen liege jetzt 
zusammen mit den USA an erster Stelle 
der Exportländer. Jeder 10. Euro, den 
Brandenburger Firmen heute im Ausland 
verdienen, stamme aus dem Nachbarland 
Polen, das sei rund viermal so viel wie im 
deutschen Durchschnitt. Die Wirtschafts-
verfl echtungen würden weiter wachsen. 
Herr Glante demonstrierte, dass allein 
im Bereich der EU-Umweltrichtlinien für 
Polen ein Investitionsbedarf von fast 50 
Mrd. Euro bestehen würde. Die Einfuhr 
aus Polen sei um 15 % gewachsen, in 
die anderen EU-Länder hätte Polen um 
10,5 % mehr investiert. Bei der Einfuhr 
nach Brandenburg liege der Anteil Polens 
mit 11 % an zweiter Stelle, nach Russland 

Herausforderungen im EU-Erweiterungsprozess
Festvortrag von Norbert Glante, MdEP
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mit 38,2 %, aber weit vor dem drittplat-
zierten Frankreich mit 5,8 %. Im Bereich 
des IHK-Bezirks Frankfurt (Oder) hätten 
sich im Jahr 2004 und im Jahr 2005 94 
polnische Firmen angesiedelt. 

Herr Glante gab einen Ausblick auf die 
wirtschaftliche Entwicklung und Zusam-
menarbeit an einem aktuellen Beispiel für 
die Grenzregion. Dort wären die Länder 
Brandenburg und Sachsen sowie die an-
grenzenden polnischen Wojewodschaf-
ten Lubuskie, Wielkopolskie und Dol-
noslaskie und die tschechischen Bezirke 
Liberec, Usti und Karlovy Vary  dabei, 
im Rahmen des INTERREG-Projekts 3-
CIP „Drei-Länder-Innovationsoffensive“ 
einen gemeinsamen Wirtschaftsraum zu 
entwickeln. Im Rahmen der Strukturför-
derung habe es in der Vergangenheit sehr 
erfolgreiche Twinning-Projekte1 in Polen 
mit engagierter Unterstützung durch die 
Brandenburgische Landesregierung ge-
geben. Herr Glante machte deutlich, dass 
Brandenburg damit einen Betrag geleistet 
hätte, um unsere polnischen Nachbarn auf 
die EU und auch auf die neue EU-För-
derperiode 2007 - 2013 vorzubereiten. In 
dieser werden 14,3 Mrd. Euro für die ost-
deutschen Bundesländer insgesamt bereit 
gestellt, wobei Brandenburg statt der bisher 
3,1 Mrd. Euro in der neuen Förderperiode 
1,9 Mrd. Euro erhalten würde.  Polen erhält 
aus den EU-Struktur- und Kohäsionsfonds 
in den Jahren 2007 - 2013 voraussichtlich 
60 Mrd. Euro. In diesem Rückgang der 
Mittel für Brandenburg drücke sich in ge-
wisser Weise die Solidarität mit Polen aus, 

wobei dies für die anderen Bundesländer 
ebenso gelten würde. 

Herr Glante machte im Weiteren deut-
lich, dass seit dem EU-Beitritt im Mai 2004 
polnische Selbstverwaltungen, Unterneh-
men und andere Organisationen bereits 5,5 
Milliarden Zloty (1,4 Mrd. €) EU-Förder-
mittel erhalten hätten. Den größten Vorteil 
aus der EU-Förderung  würden Unterneh-
men, Selbstverwaltungen und andere nicht-
staatliche Organisationen ziehen. Weniger 
günstig sähe es dagegen in der staatlichen 
Verwaltung aus. In die Einrichtungen im 
Bereich des Transportministeriums seien 
z. B. bisher für Maßnahmen der Instand-
setzung von Straßen und Bahnstrecken erst 
weniger als ein Prozent der von Brüssel 
dafür zur Verfügung gestellten 1,1 Mrd. 
Euro gefl ossen. Mehr als 90 Mio. Euro, 
die für IT-Maßnahmen wie elektronische 
Steuererklärung und ein neues Personen- 
Identifi kationssystem vorgesehen sind, 
würden aufgrund von Verzögerungen im 
Finanz- bzw. Innenministerium ungenutzt 
warten. Die Europäische Kommission und 
das Ministerium für Regionalentwicklung 
würden vor einem Verlust von Millionen 
und Abermillionen von Fördergeldern 
warnen, wenn die genannten Projekte 
des Straßen- und Eisenbahnbaus sowie 
der Informationstechnologie nicht ter-
mingerecht in Angriff genommen werden. 
Auch Premier Kaczynski hätte jüngst 
eine „schwarze Liste“ von Institutionen 
vorgestellt, die zeige, wer das Manage-
ment der EU-Fördermittel ungenügend 
beherrsche.

1 Im Zuge der EU-Erweiterung hat man sich überlegt, dass die Mitgliedstaaten den Beitrittskandidaten 
helfen sollen, den allgemeinen Standard in der Europäischen Union zu verwirklichen. Dafür werden 
Verwaltungshilfen angeboten, indem Mitgliedstaaten zu den Neuen kommen und ihnen erklären, wie sie 
diesen Standard am besten erreichen können. – A.d.R.
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Im Weiteren führte Herr Glante aus, 
dass im Zusammenhang mit  der Dienst-
leistungsrichtlinie in Deutschland die Dis-
kussion über den Mindestlohn in Gang 
gekommen sei. 

Luxemburg habe das höchste Pro-Kopf-
Einkommen in der EU und mit 1 503 Euro 
den höchsten Mindestlohn und zugleich 
mit 18 % den größten Anteil der Arbeit-
nehmer, die Mindestlohn erhalten. Im Ver-
gleich dazu liege der Mindestlohn in Polen 
bei 234 Euro, den 4,5 % aller Arbeitnehmer 
erhalten. In Großbritannien erhalten 1,4 % 
aller Arbeitnehmer  einen Mindestlohn, 
der durchschnittlich bei 1 269 Euro liegt. 
Keinen gesetzlichen Mindestlohn dagegen 
gäbe es in Österreich, Zypern, Däne-
mark, Finnland, Deutschland, Italien und 
Schweden.

In seinen weiteren Ausführungen stellte 
Herr Glante heraus, dass in Deutschland 
das öffentliche Vermessungswesen eine 
besondere Stellung im Dienstleistungsbe-
reich hätte. Die staatliche Vermessungsver-
waltung arbeitete gesetzlich abgesichert 
traditionell gut mit den Öffentlich bestell-
ten Vermessungsingenieuren zusammen. 
Ihre öffentliche Aufgabe und Zulassung 
sei ähnlich geregelt wie beim Notarberuf. 
Grundsätzlich gelte, dass es jedem Staat in 
eng begrenzten Fällen freisteht, bestimm-
te Tätigkeiten durch eigene Behörden 
ausführen zu lassen oder Unternehmen 
mit diesen zu beauftragen. Grundsätzlich 
sollten jedoch wirtschaftliche Tätigkeiten 
nach Möglichkeit staatsfrei gestaltet wer-
den. Von vornherein bleibe also so nur ein 
sehr enger Bereich originär hoheitlicher 
Aufgaben. 

Hinsichtlich der deutschen Sicht der 
Dienstleistungsfreiheit und der uneinge-

schränkten Arbeitnehmerfreizügigkeit, so 
Herr Glante, werde auf deutscher Seite 
als Vorteile der EU-Osterweiterung die 
Dynamik auf den Exportmärkten, die für 
Deutschland positiv ausfallende Bilanz 
im Handel mit Polen und die Impulse für 
deutsche Unternehmen in den neuen EU-
Staaten gesehen. Von der EU-Erweiterung 
hätten vor allem technologisch fortge-
schrittene und kapitalintensive Branchen 
profi tiert. Andere Wirtschaftsbereiche, 
die durch hohe Arbeitskostenanteile und 
unterdurchschnittliche Qualifi kationen ge-
kennzeichnet seien, seien allerdings unter 
Anpassungsdruck auf dem Heimatmarkt 
geraten. Dies träfe insbesondere die Un-
ternehmen, die sich nicht rechtzeitig auf 
die Erweiterung eingestellt hätten. Aus 
deutscher Perspektive seien die politischen 
Übergangsmaßnahmen mit einer max. 7 
jährigen Übergangszeit  ausreichend und 
angemessen. 

Herr Glante zeigte auf, dass sich aus 
polnischer Perspektive die vor dem 1. Mai 
2004 befürchteten negativen Szenarien 
nicht erfüllt hätten. Die Situation auf den 
Arbeits- und Dienstleistungsmärkten in 
Polen und Deutschland wird als Beweis 
angeführt und auf das ausgebliebene Phä-
nomen des Sozialtourismus sowie die 
geringe Höhe der Arbeitnehmermigration 
hingewiesen. Untersuchungen der deut-
schen Botschaft in Polen hätten ergeben, 
dass in Deutschland sogar weniger polni-
sche Arbeitskräfte als deutsche in Polen 
arbeiten, ausgenommen die Saisonarbeiter. 
Die meisten polnischen Arbeitskräfte seien 
darüber hinaus in den alten, nur wenige 
in den neuen Bundesländern tätig, wenn-
gleich die Befürchtungen hier besonders 
groß gewesen wären.
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Hinsichtlich der Problematik auf dem Ar-
beitsmarkt und der Arbeitsmigration legte 
Herr Glante dar, dass sich die 15 Staaten 
der EU, mit Ausnahme Großbritanniens, 
Irlands und Schwedens, dazu entschieden 
hätten, ihre Türen für Arbeitnehmer aus 
acht der zehn neuen EU-Mitgliedsländer, 
welche 2004 der EU beitraten, geschlos-
sen zu halten (gilt nicht für Zypern und 
Malta). Das so genannte „2+3+2“-System 
ermögliche es den Mitgliedstaaten, in 
der Übergangszeit den Arbeitsmarkt zu 
stabilisieren. Großbritannien, Irland und 
Schweden hätten ihre Arbeitsmärkte für 
Arbeitnehmer aus MOE bereits nach deren 
Beitritt im Mai 2004 geöffnet. Finnland, 
Spanien, Portugal, Griechenland und jetzt 
auch Italien hätten die Übergangsregelun-
gen nach der ersten Zweijahresfrist am 
1. Mai 2006 aufgehoben, wohingegen 
Frankreich beschlossen habe, diese in 
einer über mehrere Jahre verlaufenden 
Übergangsphase auslaufen zu lassen. Alle 
übrigen EU-Länder müssten spätestens am 
1. Mai 2011 ihre Arbeitsmärkte öffnen, 
wenn die maximale Übergangsphase be-
züglich der Freizügigkeit für Arbeitnehmer 
ausläuft. 
Die britische Zeitung „The Times“ meldete 
dazu am 22. August 2006: 
Großbritannien hat seit 2004 aus den 
EU- Beitrittsländern Osteuropas 427 000 
Arbeitsuchende (davon 240 000 Polen) 
aufgenommen. Geschätzt wurden offi ziell 
ursprünglich 5 000 bis 13 000 Zuwanderer 
aus Osteuropa. 

Selbständige aus den Bereichen Elektri-
ker, Klempner und aus dem Baugewerbe 
würden bei den 427 000 Arbeitsmigranten 
noch gar nicht mitgezählt. Diese Zu-
wanderung habe in Großbritannien für 

ökonomisches Wachstum und zusätzliche 
Steuereinnahmen gesorgt. Die Einwan-
derung sei also ein Erfolg. Mit Blick 
auf die Beitrittskandidaten Bulgarien und 
Rumänien würde allerdings vor weiteren 
Zuwanderern gewarnt. 

Herr Glante machte deutlich, dass 
Deutschland im Länderranking an der 
Spitze stehen würde. Obwohl hier der 
Arbeitsmarkt für Arbeitnehmer aus den 10 
EU-Beitrittsstaaten noch nicht liberalisiert 
wäre, habe mit 322 000 in Deutschland an 
Polen im Jahr 2005 erteilten Arbeitsgeneh-
migungen die Bundesrepublik das größte 
Kontingent polnischer Arbeitsemigranten. 
Auch wenn ca. 90 % der ins EU-Ausland 
vermittelten polnischen Arbeitskräfte nach 
Deutschland kommen würden, wären dies 
jedoch zum größten Teil Saisonarbeiter. In 
der ersten Hälfte des Jahres 2005 hätte ihr 
Anteil 91,62 % betragen. Herr Glante erör-
terte , dass die Warschauer Regierung nicht 
an der Emigration polnischer Arbeitskräfte 
interessiert sei, da die polnische Wirtschaft 
angesichts eines Wirtschaftswachstums 
von 5 % ihre qualifi zierten Arbeitskräfte 
selbst brauchte. Polnischen Firmen feh-
len inzwischen Fachkräfte, so dass sie 
Aufträge nicht ausführen könnten. Zwei 
Millionen Auswanderer gäbe es seit dem 
EU-Beitritt. Dies hätte zur Folge, dass die 
Löhne in Polen steigen, um Arbeitskräfte 
zu binden. Die Regierung hole ihrerseits 
vor allem ukrainische Arbeitskräfte ins 
Land. Im Juli 2006 seien die Einkommen 
für Arbeitnehmer in Unternehmen mit 
mehr als neun Beschäftigten um 0,9 % 
gegenüber dem Juni und um 5,6 % ge-
genüber Juli 2005 gestiegen. Im Juli 2006 
hätte der Durchschnittsbruttolohn 2 648 
PLN (672 €) betragen.
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Den Ausführungen von Herrn Glante 
war im Weiteren zu entnehmen, dass vie-
le im Ausland arbeitende Polen sich bei 
den Heimatbehörden abgemeldet hätten, 
um zu vermeiden, dass ihr bereits z.B. in 
Großbritannien versteuertes Einkommen 
auch in Polen, wo zudem höhere Steuer-
sätze gelten, steuerpfl ichtig sei. Um die 
Abwanderung einzudämmen, habe die 
polnische Regierung jetzt die Doppelbe-
steuerung aufgehoben. Die meisten Polen 
wären über die Tatsache verärgert, dass ein 
Teil der Bevölkerung ihr Land verlässt, 
um im Ausland zu arbeiten. Andererseits 
sehen sie ein, dass junge Menschen die 
Möglichkeiten, eine gut bezahlte Arbeit 
zu fi nden, nutzen wollten. Die größte 
Sorge der breiten Öffentlichkeit wäre, so 
Herr Glante,  dass Migration die Einheit 
der Familie zerstören könnte, sobald eine 
Person der Familie Polen verlässt, um 
in einem anderen Land zu arbeiten und 
der Rest in Polen bliebe. Es gäbe ganze 
Städte und Dörfer, in denen die Kinder 
überwiegend von den Großeltern aufge-
zogen würden, weil die Mutter dem Vater 
oft ins Ausland folgt, wobei die Kinder zu 
Hause blieben.

Hinsichtlich der Entwicklung der Ar-
beitslosenquote in Polen konnte Herr 
Glante berichten, dass diese seit  2004 
deutlich gesunken sei. So habe die Quote 
Ende 2003 bei 20 %, Ende 2004 bei 19 % 
und Ende 2005 bei 17,6 % gelegen. Die 
diesjährige Juni-Arbeitslosenquote liege 
bei 16,0 %. Zunehmend gäbe es aber auch 
deutsche Arbeitsemigranten. So arbei-
ten  beispielsweise über 40 000 Deutsche 
– überwiegend aus Ostdeutschland – in 
Österreich, hauptsächlich im Bereich der 
Gastronomie.

Bei der Frage, wie es mit der EU-Erwei-
terung weitergehe, stellte Herr Glante klar, 
dass es für die weiteren Mitglieder klare 
Bedingungen geben müsste. Insbesondere 
komme der Vertiefung und dem Konsens 
über das Gesellschaftsmodell der EU eine 
besondere Bedeutung zu. Herr Glante 
sprach sich dabei für eine privilegierte 
Partnerschaft sowie eine enge Kooperation 
als Alternative zur Vollmitgliedschaft der 
Türkei, Bulgariens und Rumäniens aus. 

Als Resümee seines Vortrags betont Herr 
Glante, dass die EU-Erweiterung –  bei allen 
institutionellen Schwierigkeiten (z.B. nicht 
abgeschlossener Verfassungsprozess!) – für 
alle Beteiligten ein Erfolg sei. Als Beispiel 
verwies er dabei darauf, dass ganze Bevöl-
kerungsgruppen in Polen ihre Meinung 
über die Europäische Union grundlegend 
geändert hätten, vor allem die vor dem 
Beitritt sehr europaskeptischen polnischen 
Bauern. Diese seien ein gutes Beispiel 
dafür, wie integrierend wirtschaftlich vor-
teilhafte Entwicklungen in Europa wirke. 
Neben den wirtschaftlichen Erfolgen ver-
laufe zunehmend auch die Entwicklungen 
auf dem Arbeitsmarkt positiv.

In seinem Schlusswort machte Herr 
Glante deutlich, dass Europa eine gute Ver-
fassung brauche, um alle Zukunftsfragen 
zu bewältigen. Der Prozess des Zusam-
menwachsens in Europa sei allerdings ein 
Prozess mit durchaus offenem Ergebnis. 
Die Zukunft würde zeigen, ob es eine, sich 
weiter auch politisch integrierende EU 
geben wird oder ob Europa ökonomisch 
ein Riese bleiben würde und politisch ein 
Zwerg sein wolle, in einzelstaatliche Inter-
essen aufgesplittert und als EU tendenziell 
nach außen handlungsunfähig.  

(Steffi  Szazewitz, LGB)
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Wichtiger Schritt in der Zusammenarbeit mit Polen in Cottbus vereinbart
Im Rahmen der 13. gemeinsamen Fachta-
gung konnte eine Delegation hochrangiger 
Vertreter des Polnischen Vermessungswe-
sens, angeführt von Herrn Albin, Landes-
hauptgeodät Polens, in Cottbus begrüßt 
werden. Die polnischen Gäste informierten 
die Teilnehmer der Fachtagung in drei 
interessanten Vorträgen über das polnische 
Vermessungswesen, die Entwicklung des 
polnischen Geoportals und das Mehrauf-
gabensystem für Präzise Satellitenposi-
tionierung ASG / EUPOS. Der Besuch 
wurde ferner genutzt, um Möglichkei-
ten der künftigen länderübergreifenden 
Zusammenarbeit zu erörtern. An dieser 
Unterredung mit den polnischen Gästen 
am Vorabend der Fachtagung nahm neben 
Herrn Tilly, Präsident des Landesbetriebs 
Landesvermessung und Geobasisinfor-
mation Brandenburg auch Herr Menze, 
Leiter des Amtes für Geoinformation, 
Vermessungs- und Katasterwesen des 
Landes Mecklenburg-Vorpommern sowie 
Vertreter der Innenministerien Sachsen 
und Brandenburg teil. 

Im Ergebnis konnte eine gemeinsame 
Absprache über die Zusammenarbeit und 
über den gegenseitigen Austausch von ge-
odätischen, kartographischen, photogram-
metrischen Unterlagen und Geodatenban-
ken formuliert werden. Innerhalb derer 
erklären die LGB und der Hauptgeodät 
des Landes der Republik Polen ihre Ab-
sicht, zur Entwicklung gutnachbarlicher 
Beziehungen beizutragen. Die Zusam-
menarbeit auf dem Gebiet des Vermes-
sungswesens, der Kartographie und der 
Photogrammetrie und auf dem Gebiet der 
Geoinformationssysteme (Raumbezogene 
Informationssysteme) GIS ist zu vertiefen 

und zu entwickeln.  Geoinformationen zur 
Wahrnehmung von Verwaltungsaufgaben 
mit grenzüberschreitenden Auswirkungen 
sind bereitzustellen. Beide Seiten haben 
sich darauf verständigt, auf dem Gebiet 
des gegenseitigen Informationsaustauschs 
von GIS-Systemen, von geodätischen, kar-
tographischen und photogrammetrischen 
Unterlagen in analoger und digitaler Form 
und von Satellitenbeobachtungen aus per-
manenten GNSS-Referenzstationen zu-
sammenzuarbeiten. Die Unterlagen sollen 
in einem Streifen von ca. 25 km auf beiden 
Seiten der Grenze zwischen den Woiewod-
schaften Lebuser Land und Westpommern 
und dem Land Brandenburg ausgetauscht 
werden. Sie sollen der Erstellung von 
amtlichen topographischen Karten sowie 
der Aufbereitung von geodätischen und 
kartographischen Daten für raumbezogene 
Informationssysteme dienen. Eine gleich-
lautende gemeinsame Absprache konnte 
auch zwischen Mecklenburg Vorpommern 
und Polen formuliert werden.

Die gemeinsamen Absprachen wurden 
noch während der Abendveranstaltung am 
1.09.2006 von den Verhandlungsleitern 
Herr Albin, Herr Tilly und Herr Menze 
paraphiert. Damit ist ein bedeutsamer 
Schritt auf dem Weg der zukünftigen 
Zusammenarbeit und des gegenseitigen 
Datenaustauschs im Bereich des Vermes-
sungswesens getan worden.

Direkt im Anschluss übergab Herr Albin 
die ersten Unterlagen in Form von zwei 
topographischen Kartenblättern im Maß-
stab 1:10 000 der Stadt Słubice in analoger 
und digitaler Form an Herrn Tilly.

Die LGB beabsichtigt in enger Zu-
sammenarbeit mit den Städten Slubice 
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und Frankfurt (Oder) einen gemeinsamen 
Stadtplan herauszugeben.

Herr Albin bedankte sich abschließend 
für die Einladung nach Cottbus und die 

konstruktiven Gespräche und lud im Ge-
genzug deutsche Vertreter zu einer der 
brandenburgischen Fachtagung ähnlichen 
Veranstaltung in Polen ein. 

(Silke Thomalla, LGB)

Am 28. Juni 2006 fand im Amtsgericht 
Brandenburg an der Havel die Abschluss-
veranstaltung zur Umstellung auf das elek-
tronische Grundbuch statt. Die Ministerin 
der Justiz Beate Blechinger vollzog mit 
dem Einschweißen des letzten gescann-
ten Grundbuchs zur Archivierung den 
symbolischen  Abschluss der Grundbuch-
umstellung im Land Brandenburg. Das 
elektronische Grundbuch „SolumSTAR“ 
ist nunmehr fl ächendeckend bei allen 
Amtsgerichten im Land Brandenburg ein-

geführt. Das Papiergrundbuch gehört der 
Vergangenheit an.

Durch das Brandenburgische Oberlan-
desgericht wurden seit September 2002 
insgesamt 11 Personen eingesetzt, welche 
die vorhandenen 1 122 520 Grundbuch-
blätter digitalisierten. Insgesamt wurden 
mehr als 10 Mio. Seiten Papier einge-
scannt, auf Lesbarkeit, Vollständigkeit 
und Richtigkeit geprüft und in den jetzt 
über 140 Gigabyte großen Datenbestand 
überführt. 

Elektronisches Grundbuch jetzt an allen
Brandenburger Amtsgerichten
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Wirtschaftlichkeit von Geoinformationssystemen
Kommunale Spitzenverbände unterstützen GIS-Leitfaden 
Jedes IT-Projekt soll Arbeitsabläufe effi -
zienter gestalten und Kosten senken - spe-
ziell gilt dies im öffentlichen Sektor, wo 
Steuergelder investiert werden. Vor diesem 
Hintergrund unterstützen die kommunalen 
Spitzenverbände den neuen Leitfaden des 
Vereins Runder Tisch GIS e.V., der erst-
mals die objektive Planung, Evaluierung 
und Kontrolle der Wirtschaftlichkeit von 
Geoinformationssystemen ermöglicht.

Der Leitfaden „Wirtschaftlichkeit von 
GIS“ war bereits mit Unterstützung der Ver-
messungsverwaltungen sowie des Städte-
tags, des Landkreistags und des Städte- und 
Gemeindebunds entwickelt worden, um 
Anwendern von GIS erstmals eine objek-
tive, umfassende und solide Grundlage für 
die Bewertung von Geoinformationssyste-
men und deren Anwendung an die Hand zu 
geben. Jetzt haben sich die kommunalen 
Spitzenverbände dazu entschieden, ihren 
Mitgliedern den Leitfaden als aktive Ar-
beitshilfe zu empfehlen.

Der offi zielle Startschuss für den Ver-
kauf fällt am 19. September in München. 
Bei der diesjährigen Expertenrunde des 
Vereins Runder Tisch GIS e.V. und der 
Technischen Universität München stellen 
Experten die Überlegungen und prakti-
schen Erfahrungen vor, die im Leitfaden 
„Wirtschaftlichkeit von GIS“ ihren Nie-
derschlag fi nden. 

Der Leitfaden wird zu Preisen zwischen 
acht Euro in digitaler Form per download 
und 17,50 Euro in gedruckter Fassung mit 
CD-Rom im Internet zu bestellen sein. Ziel-
gruppe sind neben den Kommunen auch 
privatwirtschaftliche GIS-Anwender. 

Weitere Informationen unter:
     http://www.leitfaden-gis.de
     http://www.rundertischgis.de

 (gis-report-news***,
Harzer Verlag, 8/06)

Im Umstellungszeitraum wurde bereits 
seit dem 1. Juli 2004 auch der Datenaus-
tausch zwischen dem Grundbuch und 
dem Liegenschaftskataster über eine ge-
meinsame Schnittstelle aufgenommen. 
Seit Anfang Juni 2006 ist mit Installation 
im Kataster- und Vermessungsamt Bran-
denburg an der Havel die Nutzung der 
Schnittstelle in allen KVÄ realisiert.

Mit dem automatisierten Abrufverfahren 
SolumWEB besteht für die Kommunika-
tionspartner der Justiz – insbesondere für 
KVÄ, ÖbVI, Notare und Banken – die 
Möglichkeit, die Einsicht in das elektroni-

sche Grundbuch über Internet zu erhalten 
und die benötigten Informationen schnell 
und zuverlässig abzurufen.

Auf der Abschlussveranstaltung wurde 
auch ein Ausblick auf die beabsichtigte 
Vereinheitlichung der Fachverfahren der 
Justizressorts in Brandenburg und Berlin 
sowie auf das Redesign des Grundbuchs 
gegeben. Hierzu sollen die Daten des 
Grundbuchs bis zum Jahr 2012 bundes-
einheitlich und abgestimmt mit der AdV 
in einen strukturierten Datenbestand über-
führt werden. 

(Andre Schönitz, MI, Potsdam)
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2. GIS-Ausbildungstagung
am GeoForschungsZentrum in Potsdam
Potsdamer Erklärung gibt Empfehlungen für anzu stoßende 
Entwicklungen

Am 11. und 12. Mai 2006 fand in Pots-
dam die zweite Veranstaltung zur GIS-
Aus- und Weiterbildung statt. Nach dem 
gro ßen Er folg im Jahr 2005 konnten sich 
auch in diesem Jahr etwa 75 Teilnehmer 
aus dem deutschsprachigen Bereich mit 
aktuellen Themen wie „GIS an Schulen“, 
neue Bachelor- und Masterstudiengänge 
sowie E-Learning intensiv auseinander-
setzen. Wenn auch die Hochschullehrer-
gruppe mit gut 50% den größten Anteil 
ausmachte, so waren auch dieses Mal 
eine große Zahl von Teilnehmern aus der 
Verwaltung (Kommunen, Landeseinrich-
tungen), der Wirtschaft (Verlage, GIS-
Firmen), von Fachgesellschaften wie der 
DGfK, dem DVW und VDV, aber auch 
erstmals Lehrer beteiligt.

In einer gelungenen Mischung aus Vor-
trägen, Diskussionsrunden, Postersessions 
und online-Demonstrationen konnten sich 
die Teilnehmer über aktuelle Entwicklun-
gen in der GIS-Ausbildungslandschaft 
aus erster Hand informieren,  Aus- und 
Weiterbildungsthemen im Umfeld der 
Geoinformatik fächerübergreifend dis-
kutieren und Erfahrungen austauschen. 
Geodäten, Informatiker und Geographen 
als Hardcore-GI-Vertreter trafen auf Um-
weltwissenschaftler, Planer, Lehrer als 
GI-Anwender, wodurch die Breite des 
GIS-Einsatzes in der Aus- und Weiterbil-
dung deutlich zum Ausdruck kam und ein 
interessanter Spannungsbogen für Diskus-
sionen geboten war.

In einem motivierenden Eröffnungsvor-

trag wies Dr. Joachim Wächter vom GFZ 
auf die Bedeutung der Geoinformatik im 
E-Science-Umfeld hin. Die Wissensge-
sellschaft benötigt raumbezogene Infor-
mationen und die Fachdisziplinen sind 
hier aufgefordert, vernetzt Aktivitäten zu 
entwickeln. 
Schwerpunktthemen für die Vortragsblö-
cke waren:
• GIS an Schulen
• GIS-Aus- und Weiterbildungsangebote
• E-Learning
• Akkreditierung

In einem weiteren eingeladenen Vortrag 
unterstrich Professor Dr. Lange von der 
Universität Osnabrück, dass große De-
fi zite schon in der Ausbildung der Lehr-
amtskandidaten zu GIS-Themen liegen, 
ebenso aber auch bei den Lehrern in den 
Schulen Handlungsbedarf besteht, das 
Thema GIS als Werkzeug und Medium 
für den Erdkundeunterricht anzunehmen. 
Das große Engagement, die Erfolge in der 
Etablierung einer WebGIS-Lösung und 
die Ausstrahlung solcher Aktivitäten auf 
viele andere Lehrer in den Bundesländern 
konnte Lothar Püschel vom Gymnasium 
zu St. Katharinen in Oppenheim und dem 
Landesmedienzentrum Rheinland-Pfalz 
demonstrieren. 

In den beiden Postersessions mit etwa 
15 Postern wurde ausgiebig weiter dis-
kutiert und Erfahrungen ausgetauscht. In 
angenehmem Ambiente konnte diese Dis-
kussion in den Mittagspausen oder beim 
abendlichen Buffet fortgesetzt werden. 
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Was lange währt wird gut!
Am 18.08.2006 war es nun also endlich 
soweit, erstmalig fand in der Zentralen 
Aus- und Fortbildungsstätte der Vermes-
sungs- und Katasterverwaltung Eichwalde 
der offi zielle Festakt zur Übergabe der 
Prüfungszeugnisse an die jungen Ver-
messungstechniker/innen und Kartogra-
fi nnen des Landes Brandenburg statt. 40 

Jungtechniker/innen und eine Kartografi n 
waren an diesen traditionsreichen Ort 
gekommen, um nach dem erfolgreichen 
Abschluss ihrer Ausbildung die Zeugnisse 
in Empfang zu nehmen.

Den Reigen der Grußworte an die ehe-
maligen Auszubildenden und die Gäste 
der Feierstunde eröffnete Herr Peter Haß 

Die Veranstalter setzen diese Tagung mit 
alten und neuen Schwerpunktsetzungen im 
nächsten Jahr fort. Im Nachgang zur Ver-
anstaltung ist eine Potsdamer Erklärung 
zum Stand der GI-Ausbildung und dem 
Bedarf und den anzustoßenden Entwick-
lungen publiziert worden, um somit auch 
in Politik und Gesellschaft ein Bewusstsein 
für die Geoinformation zu schaffen. Die 

Potsdamer Erklärung steht im Internet 
auf der Website des DDGI und auf www.
GEObranchen.de zum Down load zur Ver-
fügung. Die Beiträge standen auf einer CD 
gesammelt zur Konferenz bereit.
Weitere Informationen auch unter:
http://gis.gfz-potsdam.de
http://www.ddgi.de 

(Harzer Verlag, gis-report-news, 
11/2006)
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als Leiter der Zuständigen Stelle. Der Prä-
sident des Landesbetriebs Landesvermes-
sung und Geobasisinformation Branden-
burg, Herr Heinrich Tilly, beglückwünsch-
te in seiner Ansprache die Absolventen 
zu ihrem Prüfungserfolg und forderte sie 
auf, sich auch weiterhin allen Anforderun-
gen zu stellen, die ein sich ständig wan-
delndes Berufsbild von ihnen abverlangt. 
Auch der Vorsitzende der Landesgruppe 
Brandenburg des Bundes der Öffentlich 
bestellten Vermessungsingenieure e. V., 
Herr Dipl.-Ing. Wolfgang Schultz, ließ 
es sich nicht nehmen, den Absolventen zu 
ihrer erfolgreichen Prüfung zu gratulieren. 
Er bekräftigte, wie wichtig heutzutage 
eine erstklassige Ausbildung ist, da sie 
das Fundament bildet, auf dem sich der 
weitere berufl iche Werdegang aufbaut. 
Um den wachsenden Anforderungen in 

der Ausbildung gerecht zu werden, sei es 
deshalb von elementarer Bedeutung, die 
„Vernetzung“ der einzelnen Bildungsträ-
ger weiter voranzutreiben. In Anwesenheit 
von Vertretern der Ausbildungsstätten, der 
beiden Prüfungsausschüsse und der drei 
Oberstufenzentren, in denen die Vermes-
sungstechniker ihren Berufsschulunter-
richt erhalten, ehrten Herr Tilly und Herr 
Schultz die drei Besten des Jahrgangs 
mit einem kleinen Geschenk. Aus den 
Reihen der Jungtechniker/innen dankte 
Frau Christin von Cieszinski im Namen 
der gesamten Prüfungsteilnehmer allen 
an der Ausbildung Beteiligten für ihr 
Engagement.

Durch diese gemeinsame Initiative von 
BDVI und LGB hoffen wir, einen Grund-
stein gelegt zu haben, auf den sich eine 
lange und gute Tradition gründet.

(Robert Tscherny, LGB)

Geodaten ohne Geodäten
LGB06 - ein Fachsymposium mit provokativem Thema

Mit der Veranstaltung „LGB06“ und be-
sonders dem vorgegebenen Thema „Geo-
daten ohne Geodäten“ fand am 25.08.2006 
ein Symposium mit durchaus provokati-
vem Inhalt statt. Vier Referenten aus teils 
unterschiedlichen Fachgebieten und mit 
ganz verschiedenen Sichtweisen steuer-
ten Beiträge zum vorgegebenen Thema 
bei: Prof. Dr. Döllner – Leiter des Fach-
gebiets Computergrafi sche Systeme des 
Hasso-Plattner-Institutes (HPI), Prof. Dr. 
Asche – Universität Potsdam, Fachgruppe 
Geoinformatik, EBD Graeff – Präsident 
des DVW sowie Prof. Dr. Kummer als 
Vorsitzender der AdV.

Die LGB lud zu der Veranstaltung, die 
in Zusammenarbeit und in den Gebäuden 
des HPI arrangiert wurde. Zum Thema sei 
gesagt, dass bewusst auf die Interpunktion 
verzichtet wurde. Die Entscheidung, ob 
Punkt, Frage- oder Ausrufezeichen zu 
setzen sei „möge bitte jeder nach der 
Veranstaltung fällen“, eröffnete LGB-
Präsident Heinrich Tilly, der durch die 87 
Teilnehmer zählende Tagung führte. Die 
Initialzündung zu LGB06 gab die Sen-
dung im InfoRadio-Berlin-Brandenburg 
„Treffpunkt WissensWerte: Star Trek“ vom 
20.02.2006, bei der „Experten Antworten“ 
auf Fragen zu Geodaten gegeben haben, 
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... laut Tilly „geschätzte Persönlichkeiten, 
aber keine Geodäten“, denn diese saßen 
nicht auf dem Podium.

Die Referenten ließen nicht vermissen, 
was das Thema dem Zuhörer versprach 
und bereits in der Einladung wurden bri-
sante Fragen vorgegeben. „Sind Geodä-
ten Trittbrettfahrer bei der Herstellung 
und Vermarktung ihrer eigenen Produkte 
und Entwicklungen geworden?“ (Tilly) 
„Wo liegen die Chancen für uns und 
den Standort, die der Umbruch durch 
neue Märkte und Anwendungen mit sich 
bringt?“ (Döllner)

Prof. Döllner referierte aus dem Blick-
winkel des Informatikers, der herausfor-
dernd bildhaft die überholte Vorstellung 
der Geodäten von „Gummistiefeln im 
Schrank“ beschrieb. Für ihn ist klar, dass 
sich die Erfassung von Daten verändern 
wird. Der Bogenschlag zum Internet-
Nachschlagewerk Wikipedia diente dabei 

als Beispiel. Es bestehe die Möglichkeit 
die Voraussetzungen zu schaffen, dass 
Geodaten sich im Prinzip selbst erfassen 
und so eine Art „Geowikipedia“ entsteht. 
Entwicklungen unterliegen dabei immer 
wieder auch einer gewissen Eigendyna-
mik, der man sich bewusst sein muss. Das 
Datenformat XML beispielsweise hat sich 
wie von selbst durchgesetzt. Es ist heute 
kein Thema mehr, es wird akzeptiert.

So wird sich auch eine Diskussion darü-
ber, ob Daten zur Verfügung stehen, erübri-
gen, wenn es nur noch um die Schnelligkeit 
der Bereitstellung geht. Über den Sinn und 
Zweck einer Datenbereitstellung wird am 
Ende die Menge der Nutzer entscheiden.

Prof. Döllner, der sich nicht sicher ist, 
ob Geodäten für die Erfassung, Prozess-
entwicklung, Modellierung und Bereitstel-
lung von Geodaten notwendig sind, hob 
aber klar hervor, dass Verwaltungsbelange 
nicht den Ausschlag geben dürfen. Daten 
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müssen grenzübergreifend abgegeben wer-
den können, da kann an einer Landesgrenze 
nicht halt gemacht werden.

Aus Sicht eines Geographen sprach Prof. 
Asche und machte mit der Schilderung ei-
nes zeitlichen Abris-
ses die Entwicklung 
der Bedeutung des 
Geodäten deutlich. 
Nach seiner Schilde-
rung unterliegt das 
frühere Quasimono-
pol des Berufsstands 
Geodäsie nicht nur 
einer Veränderung, 
es passt nicht mehr 
in die Zeit. Durch 
grundlegenden Tech-
nologiewandel bei 
der Erfassung und 
Verarbeitung von 
Geodaten außerhalb 
der Geodäsie spricht 
Asche von einer In-
formationsrevolu-
tion. Dabei ist Ex-
pertenwissen für den 
Massenmarkt imple-
mentiert. Fachliche 
Vorbildung ist kein Garant.

Als Fazit stellte er die Frage, wohin die 
Geodäsie gehe und zitierte dabei für eine 
kritische Betrachtung das Wissensma-
nagement Bund Online 05/2005, in dem 
es unter anderem sinngemäß heißt: „Die 
Nutzung von Geodaten und Geoservices 
scheitert an organisatorischen Hemmnis-
sen“, „Fachbehörden geben ihre Daten 
ungern preis“ oder „Die Zuständigkeiten 
für Geodaten sind im föderalen deutschen 
System sehr zersplittert“.

Als eine Herausforderung sieht er bei 
obsoletem Monopol der Geodäsie auf Geo-
daten die Überprüfung des gesetzlichen 
Auftrags. Eine von ihm benannte Perspek-
tive ist die Bewährung als kommerzieller 

Mitbewerber im Ge-
odatenmarkt bei kon-
sequenter Entstaat-
lichung. Geodaten 
ohne Geodäten !  Die 
Ausführungen von 
Döllner und Asche 
führen wohl zu der 
klaren Aussage, dass 
das Fachwissen in 
seiner Bedeutung in 
die zweite oder dritte 
Reihe gerutscht ist.

Die launige An-
merkung des DVW-
Präsidenten Hagen 
Graeff zu Beginn sei-
nes Statements, die 
Achillessehnen seien 
ihm durchschnitten 
worden, beschrieb 
seine körperliche 
Verfassung, wie auch 
den Eindruck seiner 

Vorredner. Graeff nutzte die Gelegenheit, 
die eine oder andere Darstellung der Re-
ferenten abzuwägen und mochte bedacht 
haben, wie frei sogenannte frei verfügbare 
Geodaten wirklich sind. Auch stellte er 
klar, dass Geodaten nicht hoheitlich sind 
wohl aber hoheitlichen Bedingungen un-
terliegen.

Für Graeff ist aber unzweifelhaft ein 
Umdenken angesagt. Er hält die Geodäten 
für zu langsam, zu wenig auf den Kunden 
zugehend und zu wenig netzorientiert. Die 

Wolfgang Schultz, Vorsitzender der BDVI-
Landesgruppe Brandenburg, überreicht dem 
Präsidenten der LGB für ein Schulprojekt 
der Organisation Plan International einen 
Scheck in Höhe von 750 Euro.
Heinrich Tilly hatte aus Anlass seines Ge-
burtstages nach dem Fachsymposium zu 
einem Imbiss geladen und darum gebeten, 
von Geschenken abzusehen und das Projekt 
in Nepal zu unterstützten. Auch zahlreiche 
Kollegen beteiligten sich mit einer Spende 
zugunsten des Projekts von Plan Interna-
tional.

Fachlich und sozial
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Folge dessen wird sein, dass „wir vom 
Markt verschwinden werden, aber nicht 
ganz, denn der Auftrag der öffentlichen 
Hand wird bleiben“. Fakt ist aber, dass es 
ohne Geodäten keine Geodaten gibt und 
ohne Kunden auch nicht.

Prof. Kummer – durchaus bereit für ein 
Kompliment an Prof. Asches Hinweis zu 
Helmerts Geodäsiedefi nition von 1880 
– stellte eine klare Aussage an den Anfang 
seiner Ausführungen: Geodaten ohne Ge-
odäten? – geht so nicht. Gleiches gilt für 
die Aussage „Geofachdaten seien ohne 
Geodäsie denkbar“ oder „das amtliche 
deutsche Vermessungswesen verliere an 
Bedeutung“. Er sieht für den Umbruch-
prozess zum eGovernment die neutrale 
Begleitung durch den Staat von hoher 
Wichtigkeit. Dabei sind die Anforderun-
gen, die er formuliert, scheinbar einfach 
aber zugleich präzise und überzeugend. 
So müssen die Länder versuchen, die 
Geodatenportale etwa zeitgleich zum Lau-
fen zu bekommen und „wir müssen uns 
gemeinsam in einer Sprache bemerkbar 
machen“. Was wir dazu brauchen sind gute 
Leute im Management, Wirtschaftlichkeit 
und eine Portion Optimismus, auf keinen 

Fall eine „geodätische Jammerkultur“. 
Zudem brauchen Geodäten entsprechende 
Kompetenzen und Kapazitäten und dafür 
müssen sie etwas tun.

LGB06 entpuppte sich als ein erfri-
schend offen geführtes Diskussionsforum, 
das u. a. Fragen hervorbrachte, wie: „Ist 
alles gut organisiert, wie es organisiert 
ist?“ oder den „gesellschaftlichen Bedarf 
in unsere Handlungen einzubeziehen“ 
benannte. Auch die Forderung nach einem 
Qualitätsmanagement, das auch histo-
rische Daten berücksichtigt, wurde klar 
ausgedrückt.

Trotz beträchtlich unterschiedlicher Auf-
fassungen und Darstellungen der Referen-
ten und der Tatsache, dass es womöglich 
keine Geodaten ohne Geodäten gäbe – in 
die Zukunft geschaut scheint klar: Geoda-
ten mit Geodäten – das geht nicht einfach 
so. Es gilt die Zusammenarbeit mit starken 
Partnern anzustreben, mit anderen Fachbe-
reichen Hand in Hand zu gehen, sich am 
Markt zu orientieren. Dann können die 
Geodäten weiter entscheidende Beiträge 
leisten, dann kann das Fazit heißen:

Geodaten nicht ohne Geodäten!

(Oliver Flint, LGB)

Arbeitsgruppe der Deutschen Geodätischen
Kommission (DGK) und der Arbeitsgemeinschaft 
der Vermessungsverwaltungen der Bundes-
republik Deutschland (AdV) tagte in Potsdam
Am 18. und 19. September 2006 fand in 
Potsdam die 43. Tagung der „Arbeits-
gruppe Automation in Kartographie, 
Pho togrammetrie und GIS“ (AgA) statt. 
Ausrichter waren die Landesvermessung 

und Geobasisinformation Brandenburg 
und das Hasso-Plattner-Institut (HPI) der 
Universität Potsdam.

Die AgA ist eine Arbeitsgruppe der 
Deutschen Geodätischen Kommission 
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(DGK) und der Arbeitsgemeinschaft der 
Vermessungsverwaltungen der Bundesre-
publik Deutschland (AdV). Sie wurde vor 
über drei Jahrzehnten gegründet, um die 
rechnergestützte amtliche Kartographie 
zu entwickeln und zu fördern. Heute sieht 
sich die AgA als Diskussionsplattform für 
neue Hard- und Softwareprodukte, Ar-
beitsverfahren und anwendungsbezogene 
Entwicklungen in Kartographie, Photo-
grammetrie und GIS.

Die AgA richtet sich in ihren jährlichen 

und kostenfreien Tagungen gleichermaßen 

an Behörden, Firmen und wissenschaft-

liche Einrichtungen. Auf den Tagungen 

werden neueste Forschungsarbeiten, ak-

tuelle Entwicklungen im Firmenbereich 

sowie der Stand der Entwicklungen und 

Anforderungen in der amtlichen Kartogra-

phie und Geoinformatik vorgetragen. Die 

Präsentationen werden auf der Homepage 

www.ikg.uni-hannover.de/aga veröffent-

licht und in den Mitteilungen des Bun-

desamtes für Kartographie und Geodäsie 

publiziert. Leiterin der AgA ist Frau Prof. 

Dr.-Ing. habil. Monika Sester.

In der Begrüßung der ca. 60 Teilnehmer 
durch Herrn Tilly, Präsident der LGB, 
hob er den Nutzen für die LGB hervor, 
der beispielsweise in der Nutzung der 
Programme Change, Push und Typify zur 
automatischen Gebäudegeneralisierung, 
-verdrängung und Zusammenfassung 
mündete.

Traditionell begann anschließend die 
Tagung ihre Arbeit mit der Diskussion 
der Tätigkeitsbericht der teilnehmenden 
Behörden und Institutionen sowie den 
Kurzberichten über Neuentwicklungen 
aus dem Firmenbereich.

Die Ansätze zur Generalisierung karto-
graphischer Daten sind weit fortgeschritten 
und scheinen bald zur Marktreife zu ge-
langen. Wenn diese erreicht ist, revolutio-
nieren sie die Herstellung topographischer 
Karten.

Die rasante Entwicklung auf dem Ge-
biet der 3D-Stadtmodelle wurde in den 
Vorträgen von Herrn Prof. Döllner (HPI) 
und seinen Mitarbeitern deutlich, die 
ausgefeilte Ansätze zur Verfeinerung der 
Modelle sowie zur Nutzung der Modelle 
im Zusammenhang mit Verkehrsströmen 
vortrugen.

In vielen Vorträgen wurde auf die Be-
deutung des Aufbaus von Geodateninfra-
strukturen hingewiesen; dies macht sich 
auch in der vermehrten Bereitstellung 
von Informationen über Geodatenportale 
sowie die Standardisierungsbestrebungen 
zu Metadaten bemerkbar, auf die sich eine 
Reihe von Vorträgen bezogen.

Abschließend konnten sich die Teilneh-
mer bei einer Führung durch die LGB von 
dem Stand der Arbeiten des DGM, der 
DTK und insbesondere des DLM50.2 
überzeugen.

(Erik Theile, LGB)

Newsletter der LGB wird ein Jahr
Vor nahezu einem Jahr, im November 
2005, waren wir gespannt, wie er an-
kommen würde – der neue Newsletter 
der LGB. Als dann die „Geobasis-News 

11/2005 – Aktuelle Informationen der 
Landesvermessung und Geobasisinfor-
mation Brandenburg“ im elektronischen 
Posteingang waren, hatte eine intensive 
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Kanada verwirft Plan, den Verkauf analoger Karten 
einzustellen 
Der Kanadische Kartenvertrieb hat die 
Abgabe analoger Karten nicht eingestellt. 
Die vorhergehende Regierung hatte be-
schlossen, die Verkaufsstellen für Kar-
ten, die die regionalen Wiederverkäufer 
mit großmaßstäbigen Karten versorgte zu 
schließen, um zukünftig nur noch digitale 
Daten bereitzustellen.

Der neue Minister für Bodenschätze 
gab am 11. Oktober 2006 bekannt, die 
Kartenverkaufsstellen weiterhin geöffnet 
zu lassen. Ein Sprecher des Ministers 
begründete den Beschluss damit, dass das 
Ministerium eine Flut von Protestbriefen 
erhalten habe. 

Ein Großanwender zum Beispiel argu-
mentierte gegen den Plan, die Karten nur 

noch über das Internet bestellen zu können 
damit, dass ein Drittel der kanadischen Be-
völkerung noch keinen Internetanschluss 
habe. Ein weiteres Argument war, dass 
eine große Anzahl von Kartennutzern 
die analogen Karten den digitalen Karten 
vorziehen würden, weil man sie ausbreiten 
kann und man dadurch eine bessere Über-
sicht bekommt. Dazu wird die Auffassung 
zitiert: „Wenn man etwas plant oder nach 
etwas sucht, muss man den Beginn und 
das Ende sehen können. Wie kann man 
das an einem Bildschirm?“ 

(Quelle: http://www.cbc.ca )

Dr. Eckhardt Seyfert, LGB

Vorbereitungsphase von nahezu einem 
halben Jahr, die in diesem Produkt steckte, 
ihren Abschluss gefunden.

Mittlerweile gibt es einen gewachsenen 
festen Abonnentenkreis, der sich regelmä-
ßig über Neuigkeiten in der LGB, in ihrer 
Angebotspalette aber auch in ihrem Wirken 
informieren möchte. 12 feste Ausgaben 
sind pro Jahr geplant. In kurzen, informa-
tiven Beiträgen wird Aktuelles mitgeteilt 
und dann auf Hintergrundinformationen 
verlinkt. Diese Vorgehensweise hat sich 
bisher bewährt. Ausdruck dafür sind die 
in diesem Zusammenhang sprunghaft 
ge wachsenen Zugriffe auf die Internet-
präsentation der LGB auf http://www.

geobasis-bb.de/. Fester Bestandteil des 
Newsletters ist der Hinweis auf die neu-

esten Topographischen Karten und andere 
neue oder aktualisierte Produkte, aber auch 
auf Aktivitäten der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter, die Ankündigung und Nach-
betrachtung von Veranstaltungen.

Um ein Abonnement des Newsletters, 
das natürlich kostenfrei ist, in Zukunft 
noch attraktiver zu machen, sollen ein 
Archiv aller bisher erschienenen Ausgaben 
eingerichtet und noch mehr aktuelle An-
gebote exclusiv für Abonnenten integriert 
werden.

Sollten Sie Interesse bekommen haben, 
können Sie sich auf:
http://www.geobasis-bb.de/LGB1/servi-
ce/newsletter.html als Abonnent kostenlos 
registrieren lassen. 

(Ulrich Rath, LGB)
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DVW-Veranstaltungen 2006
sçêíê~Ö=ElêíI=qÉêãáåI=oÉÑÉêÉåíF

�= Die Gradmessung im Königreich Sachsen 1862 bis 1890 - Die Großenhainer 

Grundlinie

 (Großenhain, 2.09.2006, Dipl.-Ing. Andreas Reinhold, BKG Frankfurt, Außenstelle 

Leipzig) Individuelle Anreise. Treffpunkt: 9:50 Uhr Großenhain Parkplatz Kulturhaus 

„Schloss Großenhain“

�= Bewertung von Flächen für die Landwirtschaft - inner- und außerlandwirtschaft-

licher Verkehrswert 

 (Potsdam, 7.09.2006, Dr. Jörg Möhl, Berlin)

�= Wertermittlung aus fi nanzwirtschaftlicher Sicht - Hintergründe und Inhalte der 

Beleihungswertermittlungsverordnung (BelWertV)

 (Berlin, 21.09.2006, Achim Reif, Verband Deutscher Pfandbriefbanken)

�= Digitale Kameras in Tachymetern und GNNS Rechnern - Kombinierte 

Messverfahren in der Geodäsie

 (Potsdam, 19.10.2006, Reiner Kowalewski)

�= Digitales Luftbilddatenmanagement - Moderne Fachanwendungen im 

praktischen Einsatz

 (Cottbus, 23.10.2006, Dipl.-Ing. Robby Scholz, GEOTEC Prenzlau)

�= Gemeinsame Veranstaltung mit der Deutschen Gesellschaft für Kartographie, 

Berlin-Brandenburg

 (Berlin, 2.11.2006)

�= Facility-Management - eine Aufgabe für Geodäten?

 (Cottbus, 13.11.2006, Prof. Dr.-Ing. Dietrich Reiblich, fm-one Management Services 

GmbH)

�= Potentiale hochaufl ösender Satellitendaten für das Monitoring urbaner Räume 

(Potsdam, 30.11.2006, Dipl.-Ing. Annett Frick, Luftbild und Planung GmbH, 

Potsdam)

�= Geodätische Methoden in der Verkehrsunfallforschung

 (Berlin, 1.03.2007, Prof. Dr.-Ing. Wolfgang Niemeier, TU Braunschweig)

Weitere fachliche Veranstaltungen:

�= INTERGEO ® (München, 10.- 12.10.2006)

�= Ingenieurvermessung 2007, 15th International Course on Engineering Surveying 

 Nächster Internationaler Kurs für Ingenieurvermessung an der TU Graz (TU Graz, 

Austria, 17.- 20.04.2007)

Veranstaltungsort und -beginn: 

TU Berlin, Hörsaal BH 1058 (Ostfl ügel), Straße des 17. Juni 135, Beginn: 17.00 Uhr

GFZ Potsdam, Haus H, Seminarraum 1+2 des GeoForschungsZentrum, Telegrafenberg, 

Beginn: 17.00 Uhr

BTU Cottbus, Hörsaalgebäude des Audimax, Seminarraum 3, Cottbus, Karl-Marx-Str. 17, 

Beginn: 16.00 Uhr 

Hinweise und aktuelle Veränderungen fi nden Sie im Internet unter www.dvw-lv1.de



- 118 - Nr. 2/2006

Mitteilungen

10 Jahre Vermessung Brandenburg:
Wie sehen die Leser ihre Fachzeitschrift?

In unserer letzten Ausgabe haben wir uns 
an Sie, liebe Leserinnen und Leser, mit der 
Bitte gewandt, an der Weiterentwicklung 
von Vermessung Brandenburg zu einer 
zuverlässigen und breiten Wissensplatt-
form mitzuwirken. Zahlreiche Abonnen-
ten haben die Möglichkeit genutzt und 
sich die Mühe gemacht, den Fragebogen 
zu beantworten und Vorschläge für neue 
Themen zu unterbreiten.

Dafür möchten wir uns recht herzlich bei 
Ihnen bedanken! Darum haben sich auch 
das Dezernat Vertrieb und Öffentlichkeits-
arbeit der LGB und das Redaktionsteam 
von Vermessung Brandenburg gründlich 
mit den zum Teil sehr ausführlichen und 
anregenden Zuschriften beschäftigt. Eine 
grundsätzliche Einschätzung vorweg: 

Es überwiegt deutlich die Anerkennung 
für die Macher des Blattes und das Fazit 
aus Ihren Schreiben könnte lauten: Sie 
sind zufrieden mit uns! Weiter so auf dem 
bisher beschrittenen Weg! Aber das heißt 
für Sie und uns nicht Stillstand und Stag-
nation. Denn Sie unterbreiteten uns viele 
interessante Vorschläge und Anregungen, 
die wir für die kommenden Ausgaben im 
Blick behalten und die uns in Zukunft 
Ansporn sein werden, Ihnen immer wieder 
aufs Neue Qualität zu liefern. Dabei wollen 
wir mit Ihnen in einem ständigen Dialog 
sein, damit unsere Zeitschrift lebendig 
bleibt und noch mehr zum Forum wird, 
zum Austausch von Ideen und Erfahrun-
gen beiträgt. Dies geschieht offensichtlich 
auch schon vor Ort, denn bei 24 Prozent 
der Befragten lesen 3 und mehr Personen 

eine Ausgabe. Schön wäre, wenn sich dies 
noch mehr durch Autorenbeiträge aus der 
Praxis widerspiegeln würde. Ungleich 
vielfältiger als noch vor 10 Jahren sind 
heute die Kommunikationsmöglichkeiten 
und doch behält etwas Gedrucktes und 
damit auch unser Heft einen bleibenden, 
auch dokumentarischen Wert. So nimmt 
eine große Anzahl der Leserschaft (42 
Prozent) unsere Zeitschrift auch nach dem 
ersten Durchblättern wieder und wieder 
zur Hand. Wichtig ist uns auch die Sach-
kompetenz und Praxisbezogenheit der 
Vermessung Brandenburg. Dies spiegelt 
sich vor allem darin wider, dass 63 Prozent 
von Ihnen den Nutzen der Zeitschrift für 
Ihre berufl iche Praxis und Weiterbildung 
als sehr hoch oder hoch einschätzen, wo-
bei es noch deutliche Reserven bei den 
Spitzenwerten gibt. Da verwundert es 
nicht, dass Themen, die Verfahren und 
ihren Einsatz in der Praxis behandeln, im 
Vordergrund des Leserinteresses stehen. 
Aus den unterbreiteten Themenvorschlä-
gen wird zudem ersichtlich, dass sich 
jeder Berufszweig, mitunter auch jede Ar-
beitsaufgabe des Vermessungswesens im 
Heft wiederfi nden möchte: Mehr aus den 
Kataster- und Vermessungsämtern, mehr 
aus den Gutachterausschüssen, mehr von 
den Öffentlich bestellten Vermessungsin-
genieuren! Vermessung Brandenburg lebt 
durch seine Leser und ihre Zuschriften, 
wird bunter durch Ihre individuelle Hand-
schrift. Darum würden wir uns freuen, 
wenn auch Sie sich künftig einreihen in 
die mittlerweile große Autorenschar.
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Unter allen bis zum 15. Mai 2006 eingegangenen Rücksendungen des ausgefüllten 
Fragebogens wurden unter justizieller Aufsicht die folgenden Gewinner ermittelt:

1. Preis Gerold Noack
Einen Satz der seinerzeit reproduzierten FH Lausitz, Cottbus
Sektionen des Schmettauschen Kartenwerkes 

2. Preis Prof. Dr. K.-H. Thiemann
Vier Wanderkarten oder eine  Uni Bundeswehr, München
Luftbildvergrößerung nach Wahl

3. Preis Knut Seibt
Faksimiledruck ÖbVI, Berlin
„Der Normal-Höhenpunkt für das Königreich Preußen“

4. Preis Ulrich Wolff
Bildkalender 2007 der LGB über ÖbVI, Werder (Havel)
Technische Denkmäler in Brandenburg und Berlin

(Ulrich Rath, Dezernat Öffentlichkeitsarbeit der LGB)

Auslosung zur Leserumfrage

Steffi  Müller zieht als Glücksfee die Gewinner unter justizieller Aufsicht von Andreas Lorsch
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Korth, Wilfried
Die Schönheit der Monotonie – 
Grönlanddurchquerung 2002 
Schütze, Engler, Weber Verlags GbR, 
Dresden 2006
ISBN 3-936203-05-9; 110 Seiten, kartoniert; 
Preis 13,50 €

„Unter Verzicht auf eine 
aufwendige Logistik, 
nur mit den Mitteln 
der modernen Sportex-
pedition eine wissen-
schaftliche Expedition 
durchzuführen, die ei-
nen ak tuellen Beitrag zur 
Klimafolgenforschung 

in den Polarregionen leisten kann.“ So 
die Idee zu einer Expedition quer durch 
Grönland, die von drei Geodäten und 
einem erfahrenen Bergführer im Sommer 
2002 durchgeführt wurde. Wilfried Korth, 
wissenschaftlicher Leiter der Expedition, 
hat in diesem Buch seine Tagebuchauf-
zeichnungen unverändert wiedergegeben 
und im Vor- und Nachspann um Informati-
onen zur Vorbereitung der Expedition und 
statistische Daten ergänzt. Diese unverän-
derten Tagebuchaufzeichnungen haben 
zwar den Reiz der Authentizität: so bleibt 
z. B. nicht verborgen, dass die enormen 
physischen und psychischen Strapazen 
auch zu gereizten Emotionen gegenüber 
den anderen Teilnehmern führten. Leider 
erschöpfen sie sich jedoch weitgehend in 
Informationen über die Tageslaufl eistung, 

Probleme mit der Strecke und der Aus-
rüstung und dem täglichen Speiseplan. 
Für eine Leserschaft mit Polarerfahrung 
sicherlich sehr interessant im Vergleich mit 
den eigenen Erfahrungen; für die übrigen 
Leser aber nicht sehr fesselnd. Gerne hätte 
man mehr über Alfred de Quervain, den 
Namensgeber für diese Expedition, und 
eventuelle Parallelen zu seiner Expedition 
im Jahre 1912 erfahren. Auch erschließt 
sich die „überwältigende Schönheit der 
Monotonie“ dieser Grönlanddurchque-
rung, wie sie der Autor empfi ndet, aus den 
unrefl ektierten Tagebuchaufzeichnungen 
nicht. Bezüglich der geodätischen Arbei-
ten wird auf die Fachveröffentlichungen 
verwiesen.

So bleibt man nach der Lektüre des klei-
nen Buchs – trotz des spannenden Themas 
– recht unzufrieden. Vielleicht lag es aber 
auch am heißen Juli 2006, dem Zeitpunkt 
der Rezension, bei 35 Grad Celsius im 
Schatten ist das Eis Grönlands unendlich 
weit entfernt.

(Bernd Sorge, LGB)
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Dieterich, Hartmut
Baulandumlegung – Recht und 
Praxis 
– Rechtliche, technische, wirt-
schaftliche Aspekte – 
Verlag C.H. Beck, 5. Aufl age, München 2006
ISBN 3-406-54225-5; 466 Seiten, gebunden; 
Preis 58,- €

Das in 5. Aufl age vor-
liegende Buch von Die-
terich ist – wie auch 
die mit dieser Aufl age 
vorgenommene Titeler-
gänzung unterstreicht 
– die ausführlichste 
Dar stellung der Bau-
landumlegung. Das 

Werk bedurfte einer Überarbeitung, da 
seit der vorhergehenden Aufl age aus dem 
Jahr 2000 nicht nur eine umfassende No-
velle des Baugesetzbuchs zu verzeichnen 
war – auch die erstmalige Befassung des 
Bundesverfassungsgerichts mit der recht-
lichen Einordnung der Baulandumlegung 
verlangte nach einer Würdigung.

Hinsichtlich Aufbau und Umfang wird 
am bewährten Konzept festgehalten. 
Neben Ausführungen zur historischen 
Entwicklung und zur Bedeutung der 
Baulandumlegung werden die amtliche 
Umlegung, die freiwillige Umlegung und 
die vereinfachte Umlegung ausführlich 
dargestellt. Abgerundet wird das Werk 
durch einen umfangreichen, gegenüber 
der Voraufl age noch um ein Beispiel für 
ein Informationsblatt zur Umlegung er-
weiterten Anhang.

Der Beschluss des Bundesverfassungs-
gerichts vom 22.05.2001 bestätigte im 

Wesentlichen die amtliche Umlegung als 
zulässige Inhalts- und Schrankenbestim-
mung des Eigentums. Die Argumentation 
des Gerichts wird von Dieterich an vielen 
Stellen aufgegriffen, wobei er insbeson-
dere die Umlegung als Instrument des 
Ausgleichs privater und öffentlicher In-
teressen herausstellt.

Im Rahmen des Europarechtsanpas-
sungsgesetz – Bau wurde im Jahr 2004 
das Bodenordnungsrecht an vielen Stellen 
präzisiert und fortentwickelt. Die auch 
aufgrund eines BGH-Urteils aus dem Jahr 
2002 neu aufgenommene Regelung zur 
Anhörung der Beteiligten vor dem Um-
legungsbeschluss wird von Dieterich als 
sinnvoll erachtet. Die Gleichstellung der 
Flächen- und Wertumlegung hinsichtlich 
des Ausgleichs von Umlegungsvorteilen 
wird ebenso beschrieben wie die Wei-
terentwicklung der Grenzregelung zur 
vereinfachten Umlegung. Die mit der 
vereinfachten Umlegung verbundenen 
Möglichkeiten werden vom Autor offen-
bar eher als begrenzt eingeschätzt, da die 
Grenzregelung früher häufi g über ihren 
engen gesetzlichen Rahmen hinaus einge-
setzt wurde. Aus diesem Grund kommen 
fast ausschließlich die bereits aus der 
vorherigen Aufl age bekannten Beispiele 
zum Einsatz.

Dieterichs „Baulandumlegung“ ist so-
wohl Lehrbuch als auch Nachschlagewerk. 
Aus diesem Grund kann es allen, die mit 
der Materie befasst sind – ob in Praxis, 
Ausbildung oder Wissenschaft – sehr emp-
fohlen werden.

(Wolfram Wagner, MI, Potsdam)
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Die Vermessung Sachsens – 200 
Jahre Vermessungsverwaltung
Landesvermessungsamt Sachsen 
(Herausgeber)
1. Aufl age 2006, 250 Seiten, 20, 5cm x 
27,5cm gebunden, 10,- €, 
ISBN 3-937386-12-2, Verlag Klaus Gumnior, 
Chemnitz

„Wer auf eine 200-jäh-
rige Historie zurückbli-
cken kann, hat logischer-
weise viele Themen, 
über die zu berichten 
sich lohnt.“ Mit diesem 
Grundgedanken des Prä-
sidenten des Landesver-

messungsamtes Sachsen, niedergeschrie-
ben im Geleit zu diesem Buch, werden 
viele Erwartungen beim Leser geweckt 
und - als Einschätzung schon vorwegge-
nommen - auch erfüllt.

Das Buch gliedert sich in sieben thema-
tisch getrennte Abschnitte, die wiederum 
durch ihren zeitlichen Bezug zueinander in 
enger Verbindung stehen. Für die Gliede-
rung hat man sich auf die Schwerpunktauf-
gaben eines klassischen Vermessungsamts 
konzentriert. Im siebenten Abschnitt wur-
de auf zusätzliche vermessungstechnische 
Aufgabenstellungen in der Zeit zwischen 
1945 und 1991 eingegangen. 

Im ersten Kapitel „Das Landesvermes-
sungsamt Sachsen und seine Vorgänger-
einrichtungen“ wird in den Zeitabschnitten 
1806 - 1918, 1919 - 1945, 1945 - 1990 
und 1990 - 2006 die Entwicklung von 
der Militärplankammer bis zum Landes-
vermessungsamt Sachsen hinsichtlich 
seiner Zuordnung, seiner strukturellen 

und personellen Entwicklung und seiner 
Rolle innerhalb des Vermessungswesens 
in Deutschland dargestellt. 

Die folgenden Kapitel widmen sich der 
fachlichen Entwicklung in den Bereichen 
der „Grundlagennetze“, der „Topogra-
phie“, der „Amtlichen Kartenwerke und 
ATKIS“, dem „Liegenschaftskataster“ und 
den „Landesgrenzen“. Sie sind innerhalb 
der Schwerpunktaufgaben in zeitlich be-
grenzte Entwicklungsabschnitte geglie-
dert. Das ermöglicht es, zwischen den 
einzelnen Aufgaben, den verschiedenen 
Fachbereichen und den Entwicklungen in 
den anderen Ländern  Vergleiche innerhalb 
der Epochen herzustellen. In dem bereits 
erwähnten ergänzenden Abschnitt werden 
die „Zusätzlichen Aufgaben nach 1945“ 
(bis 1991) beschrieben. Der Abschnitt 
der „Ingenieurvermessung“ befasst sich 
mit den Betriebsstrukturen, Vorschriften, 
dem breiten Spektrum der ingenieurgeo-
dätischen Erzeugnisse für ausgewählte Be-
reiche und Bauvorhaben. Die Abschnitte 
„Ausbildung nach 1945“, „Forschung und 
Entwicklung“ und „Qualitätssicherung“ 
geben jeweils kurz aber aussagekräftig die 
Entwicklung, die Hauptaufgaben und die 
Ergebnisse in diesen Bereichen wieder. 

 Das Buch gibt einen hervorragenden 
Gesamtüberblick zur Entwicklung des 
Vermessungswesens in Sachsen. Durch 
seine thematischen Verknüpfungen mit den 
Entwicklungen in den anderen (Bundes-) 
Ländern oder den anderen Betrieben in 
der Zeit zwischen 1945 bis 1991 ist eine 
Gesamtdokumentation entstanden, die 
weit über die Grenzen Sachsens hinaus 
lesenswert ist. Die mit vielen Details ange-
reicherten und reichhaltigen Bildmaterial 
illustrierten Beschreibungen der einzelnen 
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Buchbesprechungen

Fachbereiche und Zeitabschnitte machen 
das Buch nicht nur lesenswert, sondern 
auch spannend in der Darstellung von 
Ereignissen und Epochen. 

Viele Geodäten und Kartographen, sei 
es, dass sie ihre Ausbildung in Dresden 
erhalten haben, gleich nach der Wende 
zum Aufbau der neuen Vermessungsver-
waltungen gekommen sind oder heute in 
einem anderen Bereich des Vermessungs-
wesens arbeiten, werden neben wissens-
werten Informationen zur Entwicklung des 
Vermessungswesens auch viele Impulse 
zur Erinnerung an die eigene Arbeit und 
Erlebnisse erhalten. Dem Rezensenten 
des Buches ist beim Lesen mehrfach 
über die Lippen gekommen: „Richtig, so 
war das damals.“ oder  „Ach, so hing das 
zusammen.“

Das Buch besticht nicht allein durch 
seinen Inhalt. Die Aufmachung mit festem 
Einband, gut ausgewähltem Bildmateri-
al und guter Druckqualität unterstützen 
den rundum hervorragenden Gesamtein-
druck. 

(Dr. Eckhardt Seyfert, LGB)
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Öb6

Kleines Latinum

Ein Repräsentant des öffentlichen Lebens klammerte 
sich an sein vorgefertigtes Manuskript und begrüßte 
anlässlich einer Festveranstaltung die Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieure mit den Worten:

„Sehr geehrte Öb6, sehr verehrte Damen und Herren...“

Es grüßen die Römer.
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